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Kirrchenmrdnung (Verfassung), 
Gemeinden und hö.herre Verbände, 

kirrehliebes Mitgliedschaftsrrec.ht; Patrronatsrrec.ht 

1. 

Zusammenlegung von Kirchengemeinden 

1. Der Beschluss der Kirchenleitung gemäß § 14 Abs. 1 
KGO über die Zusammenlegung von Kirchengemeinden 
stellt sich zwar im Verhältnis zu den davon betroffenen 
Gemeinden als anfechtbarer Verwaltungsakt dar, nicht aber 
gegenüber deren Mitgliedern. Diesen gegenüberfehlt es an 
einer unmittelbaren Rechtswirkung - und damit an der 
Möglichkeit der Berührung rechtlicher Interessen -, weil 
ihre Rechte und Pflichten als Gemeindeangehörige durch 
die Gebietsänderung weder in inhaltlicher noch in sonstiger 
Weise berührt werden. 

2. § 16 Abs. 1 KGO; wonachjedes Gemeindeglied grund­
sätzl(ch der Kirchengemeinde seines ersten Wohnsitzes 
angehört, begründet keinen Anspruch, Glied einer dauer­
haft in unveränderten Grenzen bestehenden Gemeinde zu 
sein. 

3. § 14 KGO gewährt dem einzelnen Gemeindeglied kein 
formelles Beteiligungsrecht an der Entscheidung über Neu­
bildung, Veränderung, Aufhebung, Teilung oder Zusam­
menlegung von Kil'chengemeinden. 

4. Den insoweit grundsätzlich bestehenden Informations­
ansprüchen des Kirchenvorstandes stehen keine gerichtlich 
durchsetzbaren Informationsansprüche einzelner Gemein­
degliedergegenüber (Leitsätze des Gerichts). 

Art. 1-13 Ordnung der Ev. Kirche in Hessen und Nassau (Kir­
chenordnung- KO) v. 17.3.1949 i. d. F. v. 21.4.1966 (ABl. 
S. 89); §§ 14, 16, 39 IV Kirchengemeindeordnung (KGO) 
i. d. F. d. Bkm. v. 6.11.1979 (AB!. S. 181), zuletzt geändertam 
5.12.1990 (AB!. 1991 S. 35); §§ 3 I Nr.l, 6 Nr. 3, 38 KG über 
das Kirchliche Verfassungs- und Ve1waltungsgericht (KVVG) 
i. d. F. d. Bkm. v. 1.8.1979 (AB!. S. 119); § 42 IIVwGO. 

Verfassungs- und Verwaltungsgericht der Ev. Kirche in 
Hessen und Nassau- 2. Kammer-, Urteil vom 23.'5.1997 
- II 111997 - (rechtskräftig) 

Die Parteien streiten um die Rechtmäßigkeit der 
Zusammenlegung zweier Kirchengemeinden. Die betreffen­
den Gemeinden arbeiteten seit mehreren Jahren in verschie­
denen diakonischen Bereichen zusammen, zunächst auf der 
Basis eines Kooperationsvertrages und später als Arbeitsge­
meinschaft. Anfang 1996 begannen in beiden Kirchenvor­
ständen Fusionsüberlegungen. Diese führten zu einem 
gemeinsamen Tendenzbeschluss, der die Initiative zur 
Zusammenlegung begrüßte. In den nächsten Monaten 
wurde in beiden Gemeinden mehrfach über die geplante 
Fusion informiert und in Versammlungen und öffentlichen 
Sitzungen die Vor- und Nachteile eines Zusammengehens 
diskutiert. Den Gemeindegliedern wurde die Gelegenheit 
gegeben, sich sowohl schriftlich als auch mündlich zu den 
Plänen zu äußern. Im März 1996 gründete sich ein rechtsfä­
higer Verein (Kläger- Kl. - zu 1.) mit dem Ziel, die Fusion 
zu verhindern. Im Juli 1996 beschlossen die Kirchenvor­
stände in getrennten Abstimmungen die Zusammenlegung 
beider Gemeinden zum nächstmöglichen Zeitpunkt. Die 
Kirchenleitung fasste nach Zustimmung der erforderlichen 
Gremien einen entsprechenden Fusionsbeschluss. Der Kl. 
zu 1. sowie zwei weitere Gemeindeglieder (Klägerinnen -
Kl.- zu 2. und 3.) erhoben daraufhin Klage beim Kirchen­
gericht mit dem Antrag, den Fusionsbeschluss wegen man-

gelnder Beteiligung der Gemeindeglieder aufzuheben. Die 
Klage wurde abgewiesen. 

Aus den Gründen: 

Die Klage ist unzulässig. 

Die Klage erfüllt nicht die Zulässigkeitsvoraussetzungen, 
da die Kl. zu 2. und 3. durch den Fusions)Jeschluss der Kir­
chenleitung vom 22.10.1996 nicht in ihren rechtlichen Inte­
ressen berührt sind(§ 6 Nr. 3 i. V. m. § 3 I Nr. 1 KVVG). 
Dieses Zulässigkeitserfordernis ist§ 42 Abs. 2 VwGO nach­
gebildet, der eine im Wesentlichen gleich lautende Bestim­
mung enthält. Die sich hieraus ergebenden Voraussetzun­
gen finden über§ 38 KVVG entsprechende Anwendung im 
kirchenrechtlichen Verfahren. 

Eine Berührung rechtlicher Interessen der Kl. ist nach 
Auffassung des Gerichts nicht möglich, da sich der Fusions­
beschluss zwar im Verhältnis zu den davon betroffenen 
Gemeinden als Regelung mit unmittelbarer Rechtswirkung 
nach außen und damit als anfechtbarer Verwaltungsakt dar­
stellt, nicht jedoch gegenüber den Mitgliedern der fusionier­
ten Kirchengemeinden. Gegenüber diesen fehlt es an einer 
unmittelbaren Rechtswirkung- und danach an der Möglich­
keit der Berührung rechtlicher Interessen-, weil ihre Rech­
te und Pflicht~n als Gemeindeangehörige durch die Gebiets­
änderung weder in inhaltlicher noch in sonstiger Weise 
berührt werden (vgl. hierzu für Gebietsänderungsakte im 
staatlichen Bereich OVG Koblenz, NVwZ 1983, 303, 304; 
Hessischer Staatsgerichtshof, ESVGH 25, 131 ff.). 

Eine Rechtsverletzung der Kl. zu 2. und 3. im Hinblick 
auf den Wegfall ihrer Zugehörigkeit zu ihrer früheren 
Gemeinde lässt sich nicht aus § 16 KGO herleiten. 

§ 16 KGO begründet keinen Anspruch, immer Glied 
einer in unveränderten Grenzen bestehenden Gemeinde zu 
sein. § 14 KGO sieht ausdrücklich die Möglichkeit von 
Gebietsänderungen vor. Es gibt - wie im staatlichen Recht 
im Hinblick auf die politische Gemeinde auch - keinen 
Anspruch auf Fortbestand der eigenen Kirchengemeinde. 
Zwar enthält die Kirchenordnung eine generelle Institu­
tionsgarantie für den Bestand von Kirchengemeinden (Art. 
1-13 KO). Diese generelle Institutionsgarantie ist jedoch 
nicht als Gebietsbestandsgarantie zu sehen. Gemeint ist 
vielmehr der generell-abstrakte Rahmen, in dem die Kirche 
organisiert sein muss. Dies lässt jedoch nicht den Schluss 
zu, dass alle Kirchengemeinden dauerhaft in unveränderten 
Grenzen bestehen bleiben müssen. 

§ 16 KGO dient lediglich dem Allgemeininteresse im 
Sinne einer Ordnungsfunktion im Hinblick auf eine klare 
Regelung der Gemeindezugehörigkeit Es ist nicht ersicht­
lich, dass die in Frage stehende Norm wenigstens daneben 
Individualinteressen verpflichtet ist bzw. ihrem Zweck nach 
individuelle Interessen schützen soll. 

Es ist im Übrigen auch nicht erkennbar, welche konkre­
ten Auswirkungen die Fusion auf die Gemeindeglieder 
haben sollte. Außer einem Unwillen, der sich in einer Unzu­
friedenheit mit der durch die Neugliederung geschaffenen 
Lage manifestiert, haben die Kl. hierzu nichts vorgetragen. 
Allein Traditionswerte und die damit verbundenen Wün­
sche nach einem Fortbestand des bisherigen Zustandes sind 
jedoch keine rechtserheblichen, justiziablen Abwägungs-
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punkte (vgl. hinsichtlich einer Schulzusammenlegung VGH 
Mannheim, NWwZ-RR,l991, 73, 74). 

Durch die räumliche Nähe von ... und ... bleibt die ört­
liche Verbundenheit und die Teilnahmemöglichkeit am 
Gemeindegeschehen unverändert bestehen. Die Fusion lässt 
die Verwurzelung in sozialen, historischen und kulturellen 
Stmkturen unangetastet. Sollte es eine Schwerpunktverlage­
rung in der kirchlichen Arbeit geben oder gegeben haben; so 
besteht für die K.l. zu 2. und 3. unverändert die Möglichkeit, 
durch aktive Mitarbeit die Gemeinde in iln·em Sinne mitzu- · 
gestalten. Für die Gemeindeglieder ändert sich gleichsam 
nur der äußere Rahmen der Gemeinde. Die Hülle Kirchen­
gemeinde, die in der Vergangenheit die Mitgliedschaft zur 
Landeskirche vermittelt hat, verändert durch die Fusion 
ihren Umfang. Die Gemeindezugehörigkeit wird durch eine 
neugebildete Gemeinde vermittelt, der Status als Gemeinde­
glied bleibt erhalten. Die Gemeindeglieder sind nunmehr 
nicht mehr Glieder der ... bzw .... Gemeinde, sondern Glie-
der der Ev. Kirchengemeinde ... Diese- allenfalls mittel-
bar-faktische- Betroffenheit reicht jedoch nicht aus, um die 
Verletzung einer rechtlich geschützten Sphäre anzunehmen. 

Eine Verletzung des Bekenntnisses der Kl. zu 2. und 3. ist 
ebenfalls nicht möglich. Wird eine neue Gemeinde aus Tei­
len mehrerer Kirchengemeinden verschiedenen Bekenntnis­
ses gebildet, so gilt allein die gemeinsame Bindung an den 
Grundartikel (Art. 3 Abs. 2 S. 2 KO). Im Übrigen ist hier 
keine Bekenntnisverschiedenheit gegeben. 

Auch eine Verletzung von Verfaln·ensrechten der Kl. zu 
2. und 3. scheidet aus. 

Aus § 14 KGO lassen sich nur Beteiligungsrechte für die · 
von der Fusion betroffenen Kirchenvorstände und Deka­
natssynodalvorstände herleiten. Ein Wille des Gesetzge­
bers, einzelne Gemeindeglieder an einer Entscheidung über 
Neubildung, Veränderung, Aufhebung, Teilung oder Zu­
sammenlegung von Kirchengemeinden zu beteiligen, ist 
nicht ersichtlich. Die. Kirchenleitung durfte daher zu Recht . 
die Fusion der betroffenen Kirchengemeinden ohne eine 
Beteiligung der Gemeindeglieder beschließen. 

Hierzu korrespondiert das. in diesem Verfahren ver­
gleichsweise ~chwach ausgestattete Recht des Kirchenvor­
standes als leitendes Gremium der Gemeinde. Im Rahmen 
der Gemeindeneugliederung hat der Kirchenvorstand ledig­
lich ein Recht, mit seinen Bedenken, Anregungen und Ein­
wänden gehört zu werden (KVVG, Urteil v. 26.11.1964 
- II 2/63, Amtl. Sammlungen Nr. 12). 

Die Fusion greift auch nicht deshalb in rechtlich 
geschützte Positionen der Kl. ein, weil dei· Kirchenvorstand 
die Gemeinde hierüber- nach der Behauptung der Kl.- nur 
unzureichend informiert hat. 

Zwar bestehen grundsätzlich Informationspflichten des 
Kirchenvorstandes gegenüber den Gemeindegliedern. Die­
sen stehen jedoch keine gerichtlich durchsetzbaren Informa­
tionsansprüche einzelner Gemeindeglieder gegenüber (§ 39 
Abs. 4 S. 1 KGO, Art. 11 K.O). Auch die Durchführung 
einer Gemeindeversammlung kann nur von dreißig Gemein­
degliedern gemeinsam beantragt werden (Art. 11 Abs. 3 
K.O). 

Ohne dass es für die Entscheidung des Gerichts noch da­
rauf ankommt, sei aber bemerkt, dass von einer ausreichen­
den Infmmation auszugehen ist. 

Man wird eine Informationspflicht im gegebenen Fall bei 
einer für die Gemeinde sehr wichtigen und im Rahmen einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit entscheidenden Frage 
wohl sehr weit spannen müssen. Unstreitig haben jedoch 
Gemeindeversammlungen stattgefunden, in denen die Kir-
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ehenvorstände Informationen an die Gemeindeglieder 
weitergegeben haben. Die von der Beld. vorgetragene Schil­
derung dieser Versammlungen und der vorgelegte Doku­
mentationsband der Fusion geben zur Überzeugung des 
Gerichts hinreichend zu erkennen, dass eine inhaltliche 
Auseinandersetzung stattgefunden hat. Die Kl. haben in die­
sem Zusammenhang selbst vorgetragen und auch in der 
mündlichen Verhandlung nochmals bestätigt, dass Anträge 
auf den Gemeindeversammlungen gestellt w~rden durften. 
Dabei mag es sinnvoller gewesen sein, diese Anträge münd­
lich zu verhandeln, jedoch vermag das Gericht hierin nicht 
die Verletzung von Velfahrensvorschriften zu sehen. Vor­
schliften für ein förmliches Velfahren über die Einberufung 
und die Art und Weise der Durchführung von Gemeinde­
versammlungen im Sinne eines geeigneten Konfliktregula­
tivs finden sich im Kirchenrecht nicht. 

Im Hinblick auf die K.l. zu 2. und 3. sieht das Geliebt die 
Schwierigkeit, für Veränderungen in historisch gewachse­
nen Stmkturen eine umfassende Akzeptanz zu erreichen. 
Ziel der Information durch den Kirchenvorstand kann dem­
nach nur der Versuch sein, die größtmögliche Berücksichti­
gung der eigenen Interessen unter Einbindung der Gemein­
deglieder zu eneichen. In diesem Prozess wäre es sic)Jer 
wünschenswert, eine weitestgehende Harmonie unter den 
Beteiligten herzustellen. Jedoch kann es nicht die Aufgabe 
des Kirchenvorstandes sein, jedes einzelne Gemeindeglied 
von der Richtigkeit der beabsichtigten Entscheidung zu 
überzeugen. 

Die Klage ist auch im Hinblick auf den Kl. zu 1. unzuläs­
sig. Dies ergibt sich schon aus der Feststellung, dass die Kl. 
zu 2. und 3. als einzelne Gemeindeglieder unter keinem 
rechtlichen Gesichtspunkt in individuellen Rechten durch 
die Entscheidung der Kirchenleitung betroffen sind. Dies 
gilt demnach auch für den ldagenden Verein, de1~ sich aus 
Gliedern der Gemeinde zusammensetzt und von daher keine 
dmüber hinausgehende eigene Betroffenheit geltend 
machen kann. 

2. 

Aufhebung einer Pfaustelle 

1. Das »Einvernehmen« der Kirchenleitung mit dem 
Kreissynodalvorstand ( § I Abs. 1 PfStG) bedeutet nicht, 
dass Kirchenleitung und Landeskirchenamt in Einzelheiten 
an die Vorstellungen des Kreissynodalvorstandes gebunden 
sind; sie sind vielmehr berechtigt, nach übergeordneten 
Gesichtspunkten zu entscheiden. 

2. Die rückwirkende Aufhebung einer Pfarrstelle ist 
grundsätzlich nicht möglich (Leitsätze der Redaktion). 

Art. 9 I, 203 I Kirchenordnung (KO) der Ev. Kirche im Rhein­
land v. 2.5.1952 i. d. F. v. 20.1.1979 (KABI. S. 41); §I I Kir­
chengesetz über die Pfarrstellen in den Kirchengemeinden, 
Kirchenkreisen und Verbänden in· der Ev. Kirche im Rhein­
land (Pfanstellengesetz- PfStG) i. d. F. d. Bkm. v. 28.2.1985 
(KABI. S. 55), zuletzt geändert durch Kirchengesetz v. 
I 0.1.1996 (KABI. S. 3). 

Verwaltungskammer der Ev. Kirche im Rheinland, Urteil 
vom 22.4.1997- VK 22/1996-

Das Presbyterium der L.-Kirchengemeinde S. (Antrag­
stellerin- Ast.- zu 1.) beantragte im September 1995 beim 
Landeskirchenamt der Landeskirche (Antragsgegnerin -
Ag.) die Aufhebung der 4. Pfarrstelle der Gemeinde; auf 
dieseln Schreiben hatte der Superintendent des Kirchenkrei­
ses S. (Ast. zu 2.) einen Vermerk angebracht, dass ein Spar­
ausschuss der Kreissynode an einer Vorlage für die Herbst­
synode arbeitete; die Entscheidung über die Aufhebung 
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solle daher zurückgestellt werden. Das Landeskirchenamt 
er!därte mit darauf folgendem Schreiben die Zurückstellung 
der Entscheidung; weder das Presbyterium der Ast. zu 1. 
noch der Superintendent des Ast. zu 2. setzten das Landes­
kirchenamt über Beschlüsse der Herbstsynode in Kenntnis. 
Im März 1996 schließlich beschloss der I<reissynodalvor­
stand, die Kirchenleitung zu bitten, dem Antrag der Ast. zu 
1. auf Aufhebung qer Pfarrstelle zum 1.10.1995 zu entspre­
chen. Das· Kollegium der Kirchenleitung stellte daraufhin 
fest, dass Pfarrstellen grundsätzlich nicht rückwirkend auf­
gehoben werden könnten, und gab dem Antrag mit Wirkung 
vom 1.6.1996 statt. Im Rahmen eines »Einspruches« rügte 
der Kreissynodalvorstand seine unterbliebene Anhörung. 
Nachdem der gegen den Beschluss der Kirchenleitung 
gerichtete Widerspruch der Ast. zu 1. eiiolglos blieb, bean­
tragten die Ast. bei der Verwaltungskammer die Feststel­
lung, dass die 4. Pfanste1le der Ast. zu 1. rückwirkend zum 
1.10.1995 aufzuheben ist. Der zulässige Antrag blieb in der 
Sache ohne Etfolg. 

Aus den Gründen: 

Die Anträge sind ... unbegründet. Landeskirchenamt -
das 'insoweit im Auftrag der Kirchenleitung gehandelt hat 
(Art. 203 Abs. 1 KO)- und die Kirchenleitung haben es zu 
Recht abgelehnt, die Aufhebung der 4. Pfaustelle der Ast. 
zu 1. rückwirkend zum 31. Dezember 1995 zu beschließen. 

Das Vetfahren für die Aufhebung von Pfanstellen ist 
durch Kirchengesetz vom 11. Januar 1996 mit Wirkung ab 
26. Januar 1996 neu geregelt worden. Nach Art. 9 Abs. 1 
S. 1 KO alter Fassung hatte die Kirchenleitung über die 
Aufhebung einer Pfarrstelle nach Anhören des Presbyteri­
ums und des Kreissynodalvorstandes zu entscheiden. Art. 9 
Abs. 1 KO schreibt nunmehr vor, dass das Presbytetium 
anzuhören und der I<reissynodalvorstand zu beteiligen sei. 
Wie der Kreissynodalvorstand zu beteiligen ist, ist in § 1 
Abs. 1 Pfarrstellengesetz vom 11. Januar 1996 geregelt. 
Dort heißt es: 

Über die Enichtung, Verbindung und Aufhebung von 
Gemeindepfarrstellen entscheidet die Kirchenleitung auf 
Antrag des Kreissynodalvorstandes und im Einvernehmen mit 
ihm. Das zuständige Presbyterium muss gehört werden. 

Über die Aufhebung der 4. Pfarrstelle der Ast. zu 1. ist 
nach der neuen Fassung des Art. 9 KO und dem neuen § 1 
Abs. 1 Pfarrstellengesetz zu entscheiden .... (wird ausge­
führt). 

Für § 1 Abs. 1 Pfarrstellengesetz war zunächst folgender 
Wortlaut vorgesehen: 

Über die Errichtung, Verbindung und Aufhebung von 
Gemeindepfanstellen entscheidet die Kirchenleitung auf 
Antrag des zuständigen Kreissynodalvorstandes. Das zustän­
dige Presbyterium muss gehört werden. 

Mit der Forderung in der endgültigen Fassung des § 1 
Abs. 1 Pfarrstellengesetz, dass nämlich die Kirchenleitung 
bei den dort beschriebenen Maßnahmen das Einvernehmen 
mit dem I<reissynodalvorstand herzustellen habe, sollte 
gegenüber der ursprünglich vorgesehenen Fassung die Stel­
lung der sog. mittleren Ebene verstärkt werden. 

Dies kann nach dem Rechtsverständnis der Verwaltungs­
kammer allerdings nicht so weit gehen, dass Landeskirchen­
amt und Kirchenleitung gezwungen sein könnten, in sämt­
lichen Einzelheiten den Vorstellungen des Kreissynodalvor­
standes zu entsprechen. Ansonsten wären sie - zumindest 
theoretisch- dem Diktat des Kreissynodalvorstandes ausge­
setzt. Landeskirchenamt und Kirchenleitung sind vielmehr 
berechtigt, ihre Entscheidung allerdings nach übergeordne­
ten Gesichtspunkten zu treffen. Sie sind zwar darauf ange-
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wiesen, dass der Kreissynodalvorstand die beabsichtigte 
Maßnahme befürwortet, was dieser schließlich auch mit sei­
nem Beschluss vom 21. März 1996 getan hat. 

Bezüglich des Zeitpunktes der Aufhebung einer Pfarrstel­
le ist zunächst davon auszugehen, dass dies schon nach dem 
Sinn einer solchen Maßnahme nur ein in der Zukunft lie­
gender Vorgang sein kann. Es ist.daher nicht zu beanstan­
den, dass das Landeslurchenamt nach Eingang des 
Beschlusses des I<reissynodalvorstandes vom ... März 1996 
die Aufhebung der 4. PfatTStelle der Ast. zu 1. erst zum 1. 
Juni 1996 veliügt hat. Diese Vorgehensweise ist auch aus 
sonstigen, übergeordneten Gründen zu billigen. Die Ast. zu 
1. wäre gegenüber anderen Kirchengemeinden bevorzugt, 
deren überflüssige Pfaustellen nicht rückwirke.nd aufgeho­
ben wurden. Dies würde sich finanziell zu Lasten der 
Gesamtheit der Kirchengemeinden auswirken, worauf die 
Ag. zu Recht in ihrem Schriftsatz vom ... hingewiesen hat. 
So. ist dann auch der Grundsatzbeschluss des Landeskir­
chenamtes vom ... , wonach Pfarrstellen grundsätzlich nicht 
rückwirkend aufgehoben werden sollen, durchaus sachge­
recht. 

3. 

Gültigkeit einer Kirchenvorstandswahl 

I. Das Begehren, die Ungültigkeit einer Kirchenvor­
standswahl festzustellen, ist nicht begründet, wenn Verlet­
zungen von Vorschriften gerügt werden, die nicht zum Kern­
bereich der Wahlve1jahrensbestimmungen gehören. Einer 
Beweisaufnahme durch das Kirchengericht bedmf es in 
einem solchen Falle nicht. 

2. Ein Verstoß gegen § 4 WahlG durch öffentliche Stel­
lungnahme für oder gegen einzelne Bewerber berührt nicht 
den Kernbereich der Vorschriften über das Wahlve1jahren, 
dessen Verletzung die Möglichkeit eröffnen kann, eine Wahl 
für ungültig zu erklären (Leitsätze des Gerichts). 

§§ 3 II S. I, 4, 17 I, III lit. a, VI, VII Kirchengesetz über die 
Bildung der Kirchenvorstände, der Kirchenkreissynoden und 
der Synode der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche (Wahlgesetz 
- Wah!G) v. 4.2.1995 (GVOBI. S. 264); § 47 Kirchengerichts­
ordnung des Kirchengerichts der ev.-luth. Kirchen in Schles­
wig-Holstein und Harnburg (Kirchengerichtsordnung- KGO) 
v. 10.11.1972 (KGVOBL Schleswig-Holstein 1974 S. 63). 

Kirchengericht der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche, 
Urteil vom 11.12.1997- KG-NELK 2/97 -(rechtskräftig) 

Die fünf Kläger (Kl. zu 1.-5.) wenden sich mit ihrer 
Klage gegen das Ergebnis der Wahl zum Kirchenvorstand in 
der Ev.-Luth. St. Y-Kirchengemeinde (Beklagte - Bekl.). 
Die Kl. zu 1., 2., 4. und 5. waren selbst Kandidaten für die 
Wahl; der Kl. zu 3. ist der Ehemann einer Kandidatin. Bei 
der in Rede stehenden Wahl sind die KJ.. zu 1., 2., 4. und 5. 
wie auch die Ehefrau des Kl. zu 3. nicht in den Kirchenvor­
stand gewählt worden; u. a. aufgrund der Rügen der nun­
mehrigen Kl. hat der Kirchenvorstand die Stimmenauszäh­
lung .wiederholt, wobei sich keine wesentlichen Verände­
rungen ergaben. Gegen dieses Wahlergebnis richteten sich 
die Einsprüche/Beschwerden der Kl., die derWahlvorstand 
teilweise als unbegründet zurückgewiesen hat; soweit er die 
Beschwerden als begründet erachtete, hat er jedoch keinen 
wesentlichen Verstoß gegen die Verfahrensvorschriften 
angenommen und die Wahl nicht als ungültig erklärt. Hier­
gegen richtet sich die vorliegende Klage mit dem Ziel, die 
Wahlen in den Kirchenvorstand für ungültig zu erklären; 
dazu verweisen die Kl. auf zahlreiche von ihnen behauptete 
Verstöße gegen Wahlgesetz bzw. Wahlordnung. Das 
Begehren der Kl. blieb ohne Etfolg. 
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Aus den Gründen: 

Das Feststellungsbegehren der Kl., die Wahl in den Kir­
chenvorstand der Beldagten in den Wahlbezirken I und II 
für ungültig zu erklären, ist - soweit dieses von den Kl. zu 
1., 2., 4. und 5. gestellt wird- zulässig, für den Kl. zu 3. ist 
es unzulässig, insgesamt muss die Klage abgewiesen wer­
den. 

A 

Die Kl. zu 1., 2., 4. und 5. sind ldagebefugt (§ 47 KGO). 
Sie wenden sich gegen die ihre Einsprüche/Beschwerden 
zurückweisenden Beschlüsse der Beld. und die im Ergebnis 
zurückweisenden Beschlüsse des Wahlvorstands des Kir­
chenkreisvorstimdes. In beiden Fällen handelt es sich um im 
Ergebnis ablehnende Verwaltungsakte. 

Entgegen§ 24 Abs. 2 WahlG a. F., der noch eine Klage­
befugnis eines jeden »im Wählerverzeichnis geführten 
Gemeindemitgliedes« vorsah, setzt § 17 Abs. 1 W ahlG jetzt 
eine persönliche Rechtsverletzung voraus. Das ist bei den 
Kl. zu 1., 2., 4. und 5. der Fall. Sie sind Wahlkandidaten 
gewesen und nicht gewählt worden. Die Klagebefugnis ist 
nicht für den Kl. zu 3. gegeben. Er war nicht Wahlkandidat, 
seine Ehefrau, die Kandidiltin war, hat im Klagewege die 
Bescheide des Kirchenvorstandes und des Wahlausschusses 
des Kirchenkreisvorstandes nicht angefochten. 

Blaschke (in »Das Wahlrecht in der Nordelbischen Ev.­
-Luth. Kirche«, Kommentar zu den Verfassungs- und Wahl­
rechtsbestimmungen, 1990), führt zu§ 24 WahlG a. F: aus, 
»dass die Wahlanfechtung nach§ 24 Abs. 2 eine Art >Popu­
larklage< ist«. Jedes im Wählerverzeichnis geführte Mit­
glied hatte die Klagebefugnis ohne Rücksicht darauf, ob es 
selbst mitgewählt oder ob es gültig gewählt hatte. Dieser 
weite Klägerkreis ist durch den neuen § 17 Abs. 1 WahlG 
dahin eingeschränkt worden, dass nur noch der, der selbst 
im Rahmen des Wahlgesetzes verletzt worden ist, auch kla­
gebefugt sein soll. Mangels Klagebefugnis ist die Klage des 
Kl. zu 3. deswegen als unzulässig zurückzuweisen, weil er 
in keinem subjektiv öffentlichen Recht verletzt worden ist. 

B 

Die Feststellungsbegehren der Kl. zu 1., 2., 4. und 5. sind 
nicht begründet. 

Gemäß§ 17 Abs. 6 WahlG kann die Beschwerde nur mit 
der Verletzung von Vorschriften über das Wahlvetfahren 
oder mit mangelnder Wählbarkeit des oder der Gewählten 
begründet werden. Das V erliegen der letzten Altemative ist 
nicht behauptet worden. § 17 Abs. 7 W ahlG führt besonde­
re Fälle der Verletzung des Wahlvetfahrens auf, die hier 
jedoch nicht behauptet worden sind. Es entspricht der 
Rechtsprechung dieses Kirchengerichts, dass nicht jede 
Verletzung des Wahlverfahrens bereits geeignet ist, die 
Feststelhing der Ungültigkeit der ganzen Wahl zu begrün­
den (KG- NELK 4/79, 9179, 12/79, 3, 4, 5/85'). 

Die Ungültigkeit der Wahl kann nur festgestellt werden, 
wenn »ein hochrangiges Interesse an der Ungültigkeit der 
Wahl dieses rechtfertigt, das sich demgemäß auch auf einen 
hochrangigen Fehler im Wahlverfahreh_ stützen muss. Nicht 
jede Unregelmäßigkeit führt zur Ungültigkeit der Wahl, das 
würde zu unerträglichen, das Gemeindeleben schwer belas­
tenden Störungen und Beumuhigungen fülu·en« (KG -
NEU( 12/79; Blaschke a. a. 0.). 

') RsprB ABI. EKD 1988, S. 5. 
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Dabei hat das Kirchengericht bislang unterschieden zwi­
schen dem Kernbereich der Wahlverfalu·ensbestimmungen 
und anderen Bestümnungen, die diesem Bereich nicht zuzu­
ordnen sind. Zum ersten Bereich-hat es z. B. die Grundsätze 
der unmittelbaren und geheimen Wahl(§ 16 WahlG a. F.) 
gezählt, auch solche Bestimmungen, die, um den Wähler­
willen objektiv zu erfassen, einem gesicherten und geordne­
ten Ablauf des Wahlvmfahrens dienen, also vor allem die 
Wahlhandlung als solche regeln und die die Ermittlung und 
Feststellung des Wahlergebnisses betreffen (KG- NELK 3, 
4, 5/85). 

Zum zweiten Bereich zählt dieses Kirchengericht z. B. 
die Bestimmungen, die die Aufnahme in die Wählerver­
zeichnisse, die Wahlvorschlagsliste, Inhalte von Wahlinfor­
mationen, die Bestimmungen über Wahlbezirke und Wahl­
stellen, die Briefwahl,· die Anzahl der Stimmen und die 
Annahme der Wahl betreffen (siehe auch Blaschke a. a. 0.). 
In seiner Entscheidung zu KG - NELK 4/79 hat das Kir­
chengericht betont, dass »Vorschriften des Wahlverfah­
rens« im Sinne § 24 Abs. 2 S. 2 WahlG a. F. (wortgleich 
jetzt § 17 Abs. 6 WahlG) nur solche Bestimmungen sind, 
die die überkommenen allgemeinen Wahlgrundsätze kodifi­
zieren, wie sie vor allem in § 16 WahlG a. F. niedergelegt 
waren. Demzufolge ist im Rahmen des§ 17 Abs. 6 WahlG 
im Wesentlichen nur ein Verstoß gegen solche Vorschriften 
über das Wahlverfahren von Belang, deren Verletzung eine 
Ve1fälschung des Wählerwillens herbeifülu·en oder ermög­
lichen kann (KG- NEU( 3, 4, 5/85). In dieser Entscheidung 
hat das Kirchengericht festgestellt, dass § 17 Abs. 2 WahlO 
a. F. (entsprechend§ 4 WahlG) nicht den Kernbereich des 
W ahlvelfahrensrechts betrifft. Für die Gültigkeit einer Wahl 
kommt es gmndsätzlich nicht darauf an, in welcher Weise 
von Mitgliedern des Kirchenvorstandes Einfluss auf mögli­
che Wahlkandidaten genommen wird (so auch Urteil KG­
NELK 3, 4, 5/85). 

Die Kl. haben eine Vielzahl von »Ungesetzlichkeiten« 
vor und anlässlich der Wahl am 1. Dezember 1996 durch 
. Pastor . . . sowie drei weitere Kirchenvorstandsmitglieder 
behauptet; sie sollen in persönlicher Ansprache vor der 
Wahl und am Wahltag gegenüber Wählern die »eigenen« 
Kandidaten, die letztlich auch gewählt worden sind, emp­
fohlen und die Kandidaten aus dem Personenheis, der ein 
eigenes Faltblatt herausgegeben hatte und zu dem auch die 
Kläger gehören, diskreditiert und so Einfluss auf das Wahl­
ergebnis genommen haben. Die Bekl. hat diese Vorwütfe ... 
für die Betroffenen zurückgewiesen. Diese Vorwülfe rei­
chen einzeln für sich und in ilu·er Gesamtheit nicht aus, um 
den Kernbereich der Wahlverfahrensbestimmungen der 
Wahl vom 1. Dezember 1996 in der Kirchengemeinde St. Y 
in Frage zu stellen. Einer Beweisaufnahme durch das Kir­
chengericht bedmfte es deshalb nicht. Die behaupteten 
Wahlbeeinflussungen sind- gewertet auf der Grundlage der 
bisherigen Rechtsprechung des Kirchengerichts - nicht von 
solchem Gewicht, dass der Kernbereich be1ührt ist. Die 
Wähler .haben in jedem Falle immer noch ihren freien 
Willen bei der Stimmabgabe und der Auswahl der Wahl­
kandidaten gehabt. Das behauptete Zuflüstern von Zahlen 
aus der Reihenfolge der Kandidaten oder die Benennung 
von Kandidaten bei Übergabe von Wahlbriefen-alles die­
ses ist aber in Abrede genommen - könnte zwar eine Ein­
flussnahme auf Wähler der Kirchenwahl beinhalten; die 
eigene Willensentscheidung der Wähler ist aber gewährleis­
tet geblieben, jeder konnte die Kandidaten seiner eigenen 
Entscheidung wählen. Ein Verstoß gegen§ 4 WahlG, näm­
lich sich nicht »jeder öffentlichen Stellungnahme für oder 
gegen einzelne Bewerber oder Bewerberinnen« enthalten zu 
haben, gehört nicht zum Kernbereich der Vorschriften über 
das Wahlverfahren, dessen Verletzung die Möglichkeit 
eröffnen kann, eine Wahl für ungültig zu erklären. 
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Die Kl. rügen ferner, Pastor ... und andere Kirchenvor­
standsmitglieder hätten Wahlberechtigte unaufgefordert mit 
Briefwahlunterlagen aufgesucht und zur Stimmabgabe auf­
gefordert. Das Kirchengericht hat in KG- NELK 9/79 ent­
schieden, dass es rechtlich unbedenklich ist, »Wenn Brief­
wahlunterlagen von Kirchenvorstehern unaufgefordert 
Altenheiminsassen oder sonstigen Behinderten angeboten 
und ausgehändigt werden. Eine soiche Velfahrensweise ist 
nach den kirchlichen Wahlvorschriften nirgendwo verboten 
und kann auch als Akt der Fürsorge gegenüber Gebrech­
lichen, die sonst an der Wahl nicht teilnehmen könnten, ver­
standen werden. Ob und inwieweit bei Ausfüllung der 
Stimmzettel auf die Briefwähler Eii.1fluss genommen wor­
den ist, kann ebenfalls dahinstehen, weil mit einer derarti­
gen Einflussnahme durch Bekannte, Verwandte u. a. bei 
Briefwählern stets zu rechnen ist«. Ein durchgreifender 
Vorwmf- mit der notwendigen Folge der Ungültigkeit der 
Wahl- gegenüber Pastor ... und den Kirchenvorstandsmit­
gliedern, wenn sie denn Briefwahlunterlagen unaufgefor­
dert »angeboten« haben sollten, was aber streitig ist, ist 
nicht begründet. 

Schließlich rügen die Kl. zu 2. und 4. Unregelmäßigkei­
ten beim Führen der Stlichlisten während des Auszählvor­
ganges. Selbst wenn am Wahltag Ungenauigkeiten bei der 
Führung der Strichlisten vorgekommen sein sollten, die 
sodann »stimmig« gemacht worden sind, so ist dieser Fehler 
durch die nachfolgende erneute Auszählung der Wahlzettel 
vom ... bei der Bekl. berichtigt worden. Die Be1ichtigung 
um je eine Stinune ist auch nicht ursächlich für das die Kl. 
betreffende Wahlergebnis geworden. 

Alle weiteren Vermutungen und Hinweise auf mögliche 
Fehler bei der Wahl rechtfertigen insgesamt nicht das von 
den Kl. erstrebte Klagziel, weil sie für die Annahme eines 
erheblichen Wahlvelfahrensverstoßes i. S. § 17 Abs. 6 
WahlG nicht ausreichen. Die Klage der Kläger ist deswegen 
abzuweisen. 

4. 

Kirchenältester, Amtsenthebung 

1. Das Mitglied eines Gemeindekirchenrates kann von 
der Kirchenleitung von seinem Amt entbunden werden, 
wenn es seinen Pflichten nach dem Gelöbnis nicht nach-. 
kommt. 

2. Zu diesen Pflichten gehören die Beachtung der Zustän­
digkeit im Inneren des Gremiums und in der Vertretung 
nach aqßen sowie Offenheit, Wahrhaftigkeit, Aufrichtigkeit 
und gegenseitige Achtung sowohl im Handeln untereinan­
der als auch im Gemeindeleben (Leitsätze der Redaktion). 

§§ 12 III, 13 III, IV, 14 Il Verfassung der Ev. Landeskirche 
Anhalts (KirchVerf.) v. 12.5.1969 (KABl. Nr. 2 S. 42), zuletzt 
geändert durch Kirchengesetz v. 22.1!.1993 '(KABl. 1994 
Nr. 6 S. 4, 6). 

Verwaltungsgerichtshof. der Evangelisc~en Kirche der 
Union, Urteil vom 11.12.1998- VGH 2/97-

Der Kläger (Kl.) war Mitglied des Gemeindekirchenrates 
seiner Kirchengemeinde. Wiederholt war es zu Meinungs­
verschiedenheiten zwischen dem Kl. und dem Gremium 
gekommen, nachdem der Kl. eigenmächtig im Namen des 
Gemeindekirchenrates gehandelt hatte. Insbesondere oppo­
nierte er mehrfach gegen mehrheitliche Beschlüsse auf eine 
von anderen Gemeindemitgliedern als unangemessen emp­
fundene Art und Weise. Der Gemeindekirchenrat beschloss 
daher, die Kirchenleitung um Entbindung des Kl. von sei­
nem Amt als Kirchenältester zu bitten. Die Gelegenheit zur 
mündlichen Anhörung nalm1 der Kl. nicht wahr. Nachdem 
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der Kirchenleitung in der Folgezeit weitere Vorwülfe gegen 
. das Verhalten des Kl. bekannt wurden, entband sie den Kl. 
gemäß § 13 Abs. 3 Kirch V elf. von seinem Amt. Der Kl. 
legte Beschwerde beim zuständigen Kirchengericht ein und 
begehrte Aufhebung des Amtsenthebungsbescheids. Gegen 
den ablehnenden Beschluss des Gelichts richtete sich sein 
Berufungsantrag beim VGH; die Berufung blieb ohne 
Erfolg. 

Aus den Gründen: 

Die zulässige Berufung ist unbegründet. Die Zurückwei­
sung der Beschwerde des Kl. durch das Landeskirchenge­
richt ist rechtlich nicht zu beanstanden. 

1. Die Berufung ist nicht bereits deshalb begründet, weil 
dem Landeskirchengelicht- zumindest - ein Velfahrens­
fehler unterlaufen ist. 

a) Vetfahrensfehlerhaft ist hier jedenfalls die nicht recht­
zeitige Absetzung des erstinstanzliehen Urteils. Dieses ist 
am 6. Mai 1996 verkündet worden und trägt als weiteres 
Datum (der Abfassung) das des 31. März 1997 und wurde 
dem Kl. daher auch erst nahezu ein Jahr nach.der Verkün­
dung am 2. Mai 1997 zugestellt, und zwar zusammen mit 
dem Beschluss vom 28. März 1996. Auf diese Weise ist 
dem Kl. nicht nur die Beschwerdemöglichkeit im Velfahren 
des vorläufigen Rechtsschutzes genommen worden. Viel­
mehr gilt nach Auffassung des Gemeinsamen Senates der 
Obersten Gerichtshöfe des Bundes (Beschluss vom 27. 
April1993 _: GmS-OBG 1192- BVerwGE 92, 367) auch ein 
Urteil als nicht mit Gründen versehen, wenn es - wie hier­
erst später als 5 Monate nach seiner Verkündung vollständig 
der Geschäftsstelle übergeben wird. Diese das Prozessrecht 
aller Gerichtszweige der staatlichen Gerichtsbarkeit verein­
heitlichende Rechtsauffassung ist auch .für die Kirchenge­
lichtsbarkeit entsprechend anzuwenden. Der Umstand, dass 
ihre Richter regelmäßig ehrenamtlich tätig sind, spricht 
nicht dagegen. Die Beurkundungsfunktion, die den Urteils­
gründen hinsichtlich der für die Entscheidung maßgeblichen 
Erwägungen zukommt, ist hier durch nachlassendes Elinne­
rlmgsvermögen nicht minder gefährdet als bei Urteilen von 
Berufsrichtern. 

3. Der Entscheidung des Landeskirchenrats vom ... über 
die Entbindung des Kl. von seinem Dienst als Ältester ist 
aber nach § 13 Abs. 3 Kirch Ve1f. gerechtfertigt. 

a) Die Entscheidüng ist verfahrensfehlerfrei ergangen. 
Weder hat es an einer ausreichenden Anhörung gefehlt noch 
an einer vorherigen Abmahnung. 

aa) Eine Entscheidung der hier in Rede stehenden Art 
stellt in persönlicher wie auch in sachlicher Hinsicht einen 
schwerwiegenden Eingriff dar. Da es regelmäßig - so auch 
hier - um das Vorliegen und die Folgen von Pflichtverstö­
ßen und auch um problematische zwischenmenschliche 
Verhaltensweisen geht, für die es naturgemäß immer wieder 
unterschiedliche Sichtweisen geben wird, ist vor einer 
abschließenden Entscheidung des Uindeskirchenrats 
zumindest eine vorherige Anhörung des betroffenen Ältes­
ten unerlässlich. Unterbleibt sie, muss die Entscheidung 
selbst grundsätzlich als rechtswidrig angesehen werden, 
auch wenn weder die Kirchenvelfassung in § 13 Abs. 3 
noch - soweit ersichtlich - ein I<::irchengesetz eine derartige 
Vorgabe für das Velfahi-en der Entbindung vom Dienst vor­
sclu·eibt. Hier hat zwar eine solche Anhörung nicht stattge­
funden. Der Landeskirchenrat hat jedoch dem Berufungs­
führer mit Schreiben vom ... Gelegenheit gegeben, in einer 
mündlichen Anhörung zu den bis dahin erhobenen V orwür­
fen Stellung zu nehmen, was dieser jedoch durch Schreiben 
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vom ... mit der Begründung abgelehnt hat, dass zu einem 
rechtlichen Gehör dieser Art kein Anlass bestehe. 

Mit dem abgelehnten Angebot zur Anhörung ist der Lan­
deskirchenrat seiner verfahrensrechtlichen Verpflichtung 
himeichend nachgekommen. Zwar hat der Kl. auch seine 
Bereitschaft erklärt, zu einem Informationsgespräch mit 
dem Präses, zwei weiteren Vertretern der Landessynode 
sowie dem Kirchenpräsidenten nach D. zu kommen. Dem 
Senat erscheint es jedoch mehr als zweifelhaft, ob es sich 
dabei überhaupt um ein ernsthaftes Gesprächsangebot 
gehandelt hat. Vielmehr lag darin ein überzogenes - und 
offenbar auch bewusst überzogenes - Gegenangebot, mit 
dem die fehlende Anhörungsbereitschaft in Wahrheit nur 
verdeckt werden sollte. Die Organe der Beld. brauchten sich 
auf eine derartige Forderung nicht einzulassen. 

Der Entscheid des Landeskirchenrats vom . . . ist zwar 
auch auf Tatsachen gestützt worden, die sich erst nach dem 
Anhörungsversuch und dessen Ablehnung ergeben haben. 
Auch das elforderte jedoch keinen erneuten Anhörungsver­
such. Denn die frühere Reaktion des Kl. ließ keine andere 
Reaktion erwarten. 

bb) Es ließe sich daran denken, ob, wie der Kl. in Anleh­
nung an Regelungen in anderen Landeskirchen geltend 
gemacht hat, wegen der aufgezeigten Bedeutung nicht vor 
der Entbindung vom Dienst des Ältesten auch eine vorheri­
ge Ahmahnung erforderlich ist. Ob diese aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit durchaus ernsthaft in Betracht zu zie­
hende' Verfahrensvoraussetzung wirklich zwingend zu for­
dern ist, bedmf hier jedoch keiner abschließenden Entschei­
dung. Eine Ahmahnung unter Hinweis auf die sonst fällige 
Entbindung istjedenfalls dann überflüssig, wenn erkennbar 
ist, dass ihre W amfunktion auf jeden Fall in den Wind 
geschlagen wird. So aber haben sich die Dinge hier verhal­
ten. Nicht nur auf die versuchte Anhörung hat der Kl. in 
unangemessener Weise reagiert. Der Kl. hatte sich auch 
vorher weder . . . durch den Beschluss mit der Forderung 
nach seiner Entbindung vom ... und schließlich auch nicht 
durch den missbilligenden Gemeindekirchenratsbeschluss 
vom ... davon abhalten lassen, weiterhin eindeutige und 
auch für ihn überschaubare und zudem auch recht grobe 
Pflichtverstöße zu begehen. Jedenfalls bei dieser Sachlage 
erübrigte sich gegen Ende eine Abmahnung. 

b) Die Voraussetzungen für die Entbindung des Kl. von 
seinem Dienst als Ältestem gemäß§ 13 Abs. 3 KirchVeif. 
haben vorgelegen. 

aa) Gemäß § 13 Abs. 3 KirchVerf. können Älteste vom 
Landeskirchemat von ihrem Dienst unter anderem dann ent­
bunden werden, wenn sie den mit ihrem Gelöbnis übernom­
menen Pflichten nicht nachkommen. Dieses Gelöbnis 
wiederum lautet nach § 12 Abs. 3 KirchVerf. dahin, das 
»anvertraute Amt der brüderlichen Gemeindeleitung gehor­
sam clem Worte Gottes nach den Ordnungen der Kirche und 
dieser Gemeinde sorgfältig und treu auszuüben und gewis­
senhaft dm·auf zu achten, dass in der Gemeinde Glaube und 
Liebe wachse und alles ordentlich und ehrlich zugehe«. 

Der vorliegende Fall gibt keinen Anlass zu einer 
abschließenden Eingrenzung der mit diesem Gelöbnis ange­
sprochenen Verhaltenspflichten. Schon nach dem Wortlaut 
gehört hierzu jedenfalls die Pflicht zur Beachtung der für 
das Amt im Gemeindekirchemat ·geltenden kirchlichen 
Regeln, wozu etwa auch die Regelungen über Zuständigkei­
ten im Innem und auch die über die Außenvertretung der 
Kirchengemeinde in§ 14 Abs. 2 KirchVerf. gehören. Nach 
dieser Regelung wiederum vertritt der Vorsitzende oder sein 
Stellvertreter (einer von beiden soll nach§ 14 Abs. 1 S. 2 ein 
PfmTer sein) den Gemeindekirchenrat Darüber hinaus 
gehört zu den Pflichten der Gemeindekirchenratsmitglieder, 
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darauf zu achten, dass alles ordentlich und ehrlich zugehe. 
Sie sind also auf Offenheit, Wahrhaftigkeit, Aufrichtigkeit 
und gegenseitige Achtung verpflichtet, und zwar im Han­
deln der Gemeindekirchenratsmitglieder untereinander wie 
auch nach außen in das Gemeindeleben hineinwirkend. Die 
Verpflichtung, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit walten zu 
lassen, bezieht sich auch auf den Umgang mit Tatsachen, 
die das Gemeindeleben wie auch die Kirche insgesamt in 
gewichtiger Weise berühren. Unwahrhaftigkeit, verdecktes 
Vorgehen, leichtfertige Vorwürfe oder sorgloser Umgang 
mit Informationen über Interna, insbesondere grundlose 
oder ungeprüfte persönliche Angriffe gegen andere Amts­
träger oder Gemeindeglieder.nach innen und vor allem auch 
nach außen verbieten sich daher. Das hindert jedoch nicht 
daran, in angemessener, unpolemischer Weise Kritik an der 
Amtsführung der Inhaber von Kirchenämtern zu üben, 
sofern sie den Respekt vor der Person und vor dem guten 
Glauben des oder der Kritisierten nicht vermissen lässt. Der­
art angemessen vorgetragene Kritik muss auch in der Kir­
chenöffentlichkeit möglich sein; auch hier müssen Fehler 
beim Namen genannt werden dürfen. Selbst die Teilnahme 
an Untersch1iftenaktionen oder gar deren aktives Betreiben 
verbietet sich nicht, wenn gewährleistet ist, dass das 
gemeinsame Vorgehen vom sorgfältigen und gewissenhaf­
ten Umgang mit den Tatsachen und den Argumenten aller 
Beteiligten wie auch vom Willen zur Beachtung gültiger 
Vorschriften getragen bleibt. Auch ein Gemeindeältester 
darf sich daher in der Gemeindeöffentlichl<eit durchaus an 
die Spitze einer Opposition gegen einen Mehrheitsbeschluss 
des Gemeindekirchenrats setzen, wenn diese Opposition 
'den genannten Grundsätzen verhaftet bleibt und es velmei­
det, die Auffassung der Mehrheit zu verzerren oder deren 
wohlbegründete Argumente zu unterdrücken, die Träger der 
Mehrheitsmeinung· persönlich zu kränken, gar zu verun­
glimpfen oder herabzuwürdigen, die Opposition sich viel~ 
mehr darauf beschränkt, den sachlichen Diskurs um eine 
angemessene Lösung unter Einbeziehung der Sachlrunde 
der Andersdenkenden zu befördern. 

bb) Gegen die so zu konkretisierenden Pflichten hat der 
Kl. memfach und zuletzt auch durchaus gröblich verstoßen. 
Der Landeskirchenrat hat alle von ihm berücksichtigten 
Sachverhalte im Kern zutreffend gewürdigt. Er hat auch 
wesentliche Gesichtspunkte, die er zugunsten des Kl .. hätte 
berücksichtigen müssen, nicht außer Acht gelassen. Ange­
sichts des Gesamtgewichts der aufgrundeines im Wesent­
lichen unstlittigen Sachverhalts feststehenden Verstöße -
unbeschadet verbliebener Unldm·heiten wegen weiterer Ein­
zelverstöBe - ist die Entscheidung des Landeskirchemats, 
den Kl. vom Dienst des Ältesten zu entbinden, weder nach 
dem Umfang noch nach dem Inhalt der angestellten Erwä­
gungen ei·messensfehlerhaft . . . (Hier folgt eine Ausein­
andersetzung mit den einzelnen vorgewmfenen Pflichtver­
stößen.) 

Nach allem wm· die gegen die Entscheidung des Landes­
kirchengerichts über den Hauptantrag zu 2) gerichtete Beru­
fung ... zurückzuweisen .... 

5. 

Landessynode, Mitgliedschaft 

1. Das Lmidessynodalgesetz der Ev.-luth. Landeskirche 
in Braunschweig sieht ein Ruhen der Rechte und Pflichten 
aus dem Amt eines Synodalen cutch nicht fiir den Fall vor, 
dass einem ordinierten Synodalen die Ausübung des Rechts 
auf öffentliche Wortverkündigung und Sakramentsvenval­
tung im Rahmen eines Disziplinarveifahrens fiir die Dauer 
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einer vorläufigen Dienstenthebung untersagt worden ist (im 
Anschluss an Senat, Beschluss vom 6.1.1999 - KonfVR 
13/98'). 

2. Eine doppelt analoge Anwendung der §§ 12 Abs. 1 
S. 1, 5 Abs. 1 S. 1 LSynG, um das vorläufige Ruhen des 
Amtes als Synodaler anzuordnen, ist mit der Gesetzess)>ste­
matik nicht zu vereinbaren (Leitsätze der Redaktion). 

Art. 20, 53 a, 60S. 5, 83 S. 2, Verfassung der Ev.-Juth. Lan­
deskirche in Braunschweig i. d. Neuf. v. 7.5.1984 (KABI. 
S. 14), zuletzt geänd. am 22.3.1997 (KABI. S. 103) (Kirchen­
verfassung- KVetf.); §§ 5 I S. I, 12 I, li KG über die Bildung 
und die konstituierende Tagung der Landessynode i. d. Neuf. 
v. 18.5.1995 (KABI. S. 71) (Landessynodalgesetz); §§90S. 2, 
127 I KG der VELKD über das Verfahren und die Rechtsfol­
gen bei Amtspflichtverletzungen i. d. Neuf. v. 22.4.1994 
(KABI. S. 68) (Disziplinargesetz- DiszG); § 51 II KG der 
Konf. ev. Kirchen in Niedersachsen über den Rechtshof v. 
20.11.1973 (KABI. S. 78) (Rechtshofordnung- ReHO), zu­
letzt geänd. durch KG v. 3.11.1997 (KABI. HannoverS. 260); 
§ 4 I Kirchengesetz zur Regelung des Dienstes von Pfarrerin­
nen und PfatTern in der Vereinigten Ev.-Luth. Kirche Deutsch­
lands (Pfarrergesetz- PfG) v. 17.10.1995 (ABI. VELKD 
Bd. VI S. 82), geändert durch KG v. 20.10.1998 (ABI. 
VELKD Bd. VIIS. 71). 

Rechtshof der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen, Urteil vom 19.3.1999 - KonfR 12/98 -
(rechtskräftig) 

Der Kläger (Kl.), der der Landessynode der beldagten 
Landeskirche (Beldagte - Beld.) als gewähltes Mitglied 
angehört, ist im Rahmen eines Disziplinarverfahrens vor­
läufig des Dienstes als Pfarrer enthoben worden. Zugleich 
wurden ihm die öffentliche Wortverkündigung und die 
Sakramentsverwaltung untersagt. Daraufhin beschloss die 
Landessynode, dass die Rechte und Pflichten des Ast. als 
Mitglied der Synode für die Dauer der vorläufigen Dienst­
enthebung ruhen. Gegen diesen Beschluss hat der Ast. 
Klage erhoben; im Rahmen eines Verfahrens des vorläufi­
gen Rechtsschutzes begehrte der Ast. erfolgreich, die auf­
schiebende Wirkung seiner Klage gegen den Beschluss 
anzuordnen bzw. wiederherzustellen. Das Begehren des Kl. 
hatte auch in der Hauptsache Elfolg. 

Aus den Gründen: 

I I. 

Die zulässige Klage ist begründet. 

Die Klage ist insbesondere ohne vorheriges Einspruchs­
verfahren gemäß § 51 Abs. 2 Rechtshofordnung (ReHO) 
zulässig. Dies ergibt sich aus § 12 Abs. 2 S. 2 Landessyno­
dalgesetz {LSynG) sowie aus § 60 Abs. 5 der Kirchenver­
fassung (KVerf.). Die Klage ist gegen die Ev.-luth. Landes­
kirche, vertreten durch den Präsidenten der Landessynode, 
zu richten. Dies folgt aus Art. 83 S. 2 i. V. m. Art. 53 a 
KV erf. Die Landessynode ist ein Organ der Landeskirche, 
so dass die Klage gegen die Landeskirche, vertreten durch 
den Präsidenten der Landessynode, zu richten war. Dass die 
Landessynode nicht unmittelbar passiv legitimiert ist, ei·gibt 
sich aus Art. 20 der KVerf. Danach sind kirchliche Rechts­
träger die Kirchengemeinden, Propsteien, Kirchenverbände 
und die Landeskirche als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sowie kirchliche Anstalten, Stiftungen des öffent­
lichen Rechts sowie unter bestimmten Umständen die 
rechtsfähigen Vereinigungen und Stiftungen des privaten 
Rechts, die kirchliche Aufgaben wahrnehmen. 

') RsprB ABI. EKD 1999, S. 5. 
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Der sachdienliche Antrag war allein auf die Aufhebung 
des Bescheides der Landessynode vom ... , mit dem dem Kl. 
der Beschluss der Landessynode, ihm die Rechte und 
Pflichten als Mitglied der Landessynode für die Dauer der 
vorläufigen Dienstenthebung zu entziehen, bekannt gege­
ben wurde, zu richten. Das vom KL ebenfalls angegriffene 
Schreiben des Präsidenten der Landessynode vom . . . ist 
inhaltlich durch den Bescheid vom ... überholt; es traf nur 
eine Feststellung, die bis zum Zusammentreten und zur 
Beschlussfassung der Landessynode gelten sollte. Das 
Schreiben vom ... , mit dem der Kl. darauf hingewiesen 
wird, dass die Landessynode es als zwingende Folge des 
Ruhens der Synodalmitgliedschaft begreift, dass dem Kl. 
für die Dauer des Ruhens weder ein Anspruch auf Einsicht 
in die Synodalunterlagen zusteht noch das Recht an nicht 
öffentlichen Sitzungen des Synodalausschusses teilzuneh­
men, ist ebenfalls keine selbstständig anfechtbare Regelung, 
sondern die schlichte Mitteilung der Konsequenz aus dem 
gefassten Beschluss. Der Antrag ist als Anfechtungs-, nicht 
als Feststellungsantrag zu fassen. Zwar handelt es sich bei 
dem angefochtenen Bescheid um einen feststellenden Ver­
waltungsakt, der jedoch mit der Anfechtungsldage anzu­
greifen ist. 

Wie bereits im Beschluss das Verfahren auf Gewährung 
vorläufigen Rechtsschutzes betreffend ausgeführt, enthält 
das LSynG keine ausdrücldiche Bestimmung über ein 
Ruhen der Rechte und Pflichten aus dem Amt eines Syno­
dalen, so dass für die von der Beldagten getroffene Rege­
lung eine Ermächtigungsgrundlage fehlt. § · 12 Abs. 1 
LSynG sieht die Beendigung des Amtes eines Synodalen 
nur für den Fall des Wegfalls der Wählbarkeit vor. Nach§ 5 
Abs. 1 S. 1 LSynG sind als ordinierte Synodale die Kir­
chenmitglieder wählbar, die nach dem Pfarrerrecht das 
Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakra­
mentsverwaltung haben. 

Wollte man bei einem ordinierten Synodalen, dem die 
Ausübung des Rechts auf öffentliche Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung im Rahmen eines Disziplinar­
verfahrens für die Dauer der vorläufigen Dienstenthebung 
nach § 127 Abs. I Disziplinargesetz (DiszG) untersagt 
wurde, das vorläufige Ruhen des Amtes als Synodaler 
anordnen bzw. feststellen, könnte dies allenfalls im Wege 
doppelt analoger Anwendung, und zwar der§§ 12 Abs. 1 S. 
1, 5 Abs. l S. 1 LSynG geschehen. 

Um die für eine Analogie notwendige Gesetzeslücke zu 
bejahen, muss zunächst durch historische und teleologische 
Auslegung eine »planwidlige Unvollständigkeit« des 
Gesetzes festgestellt werden (vgl. dazu Larenz, Metho­
denlehre der Rechtswissenschaften, 5. A. 1983, S. 358 
m. w. N.). Hier fehlt es jedoch bereits an dem Vorliegen 
einer solchen planwidrigen Regelungslücke. Wie bereits im 
Rahmen des Verfahrens auf Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes ausgeführt, lässt sich aus dem gesamten 
Regelungszusammenhang des Landessynodalgesetzes nicht 
erkennen, dass der Sinngehalt dieses Gesetzes ohne die 
durch analoge Anwendung beabsichtigte Rechtsfolge in 
einer Weise durchbrachen würde, die nach allgemeinem 
Gerechtigkeitsempfinden nicht hingenommen werden kann. 
Auch finden sich weder im Landessynodalgesetz noch im 
übrigen kirchlichen Recht im Sinne der Herstellung eines 
übergeordneten Kontextes Anhaltspunkte dafür, dass und 
wie die vermeintliche Regelungslücke in möglichst enger 
Anlehnung an das geltende Recht zu schließen wäre. Auch 
unter demjedem Gesetz innewohnenden Plinzip der Gleich­
behandlung des Gleichartigen (vgl. dazu Larenz, a. a. 0., 
S. 359) lässt sich keine Regelungslücke feststellen. Voraus­
setzung wäre, dass die Sachverhalte in der für die rechtliche 
Bewertung maßgeblichen Hinsicht übereinstimmen (La-
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renz, a. a. 0., S. 366). Dies ist jedoch nicht der Fall, da das 
vorläufige Verbot, bestimmte Rechte auszuüben, gerade 
nicht dem endgültigen Wegfall vergleichbar ist. Schließlich 
sind die Voraussetzungen und Folgen des Ausscheidens aus 
der Synode vom Gesetzgeber geregelt und damit gesehen 
worden, so dass sich auch unter diesem Gesichtspunkt eine 
unbeabsichtigte und ungewollte Regelungslücke nicht 
erkennen lässt. · 

Dem Landessynodalgesetz lässt sich nicht entnehmen, 
dass ein ordiniertes Mitglied der Landessynode die ihm 
auch für die Dauer der Suspendierung im Kern unverändert 
verbleibenden Rechte aus der Ordination aktuell muss aus­
üben dürfen. Mit der durch §§ 12 Abs. 1, 5 Abs. 1 S. 1 
LSynG zum Ausdruck gebrachten Verknüpfung des Amts 
eines Synodalen mit dem Recht zur öffentlichen Wortver­
kündigung und Sakramentsverwaltung·wird nur klargestellt, 
dass ordiniertes Mitglied der Landessynode nur ein Theolo­
ge sein kann, der die Rechte aus der Ordination gemäß § 4 
Abs. 1 Pfarrergesetz (PfG) hat. Der von der Bekl. herge­
stellte Bezug zum Disziplinanecht lässt sich daraus hinge­
gen niCht ableiten. Im Landessynodalgesetz' fehlt jeder 
Bezug zum Disziplinanecht. Keine Disziplinarmaßnahme 
berührt die Mitgliedschaft in der Landessynode unmittelbar. 
So wird selbst bei der Entfernung eines Pfaners aus dem 
Dienst gemäß § 90 DiszG- wie bereits im Eilvelfahren aus-

. geführt- im Gesetz selbst nicht unmittelbar die Rechtsfolge 
des Ausscheidens aus der Landessynode ausgesprochen. 

· Dort ist lediglich der Verlust des Rechts zur öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung nonniert, 
der dann seinerseits nach den Bestimmungen des LSynG 
zum Ausscheiden des Betreffenden aus der Landessynode 
führt. 

Dem DiszG ist also keine Regelung mit unmittelbaren 
Auswirkungen disziplinarrechtlieber Maßnahmen auf die 
Mitgliedschaft in der Landessynode zu entnehmen. 

Insoweit fehlt es auch an der weiteren Voraussetzung, 
hier des § 5 Abs. 1 S. 1 LSynG. § 5 LSynG knüpft die 
Wählbarkeit zum ordinierten Synodalen daran, dass nach 
dem Pfarrenecht das Recht zur öffentlichen Wortverkündi­
gung besteht. Hier wurde jedoch die öffentliche W ortver­
kündigung und Sakramentsverwaltung nach dem Diszipli­
nmü~cht nur vorübergehend untersagt. 

Für den Fall, dass auch das vorübergehende Ruhen der 
Rechte und Pflichten als ordinierter Pfm-rer zum Ruhen der 
Rechte und Pflichten als Synodaler führen soll, ist der 
Gesetzgeber- also die Synode selbst- aufgerufen, eine ent­
sprechende gesetzliche Bestimmung zu schaffen, aus dem 
bisherigen Regelungswerk lässt sich ein solcher eindeutiger 
Wille jedenfalls nicht herleiten. 

Der Bescheid der Bekl. - und damit auch der diesem 
zugrunde liegenden Synodalbeschluss- ist somit rechtswid­
tig. 

6. 

Kirchenleitung, Aufsichtsmaßnahmen 

1. Die Entscheidung einer Kirchengemeinde, im Falle 
des Unterliegens in einem arbeitsgerichtliehen Rechtsstreit 
keine Rechtsmittel einzulegen, ist sachwidrig i. S. v. § 69 
KGO (Hannover), wenn eine weitere rechtliche Klärung 
möglich und zu envarten ist, dass deren Bedeutung über den 
Einzelfall hinaus geht. 

2. Das Merkmal der »besonders schwierigen fachlichen 
Tätigkeit« in V c Fallgruppe 5 (Anlage 1 a Teil I/ Ab­
schnitt G zum BAT) lässt sich über den Einzelfall hinaus 
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enger und fallübergrezfend abgrenzen. Die Eingruppierung 
eines Mitarbeiters hat auch Fernwirkung für die Eingntp­
pierung von Mitarbeitem in vergleichbaren Stellen (Leitsät­
ze der Redaktion). 

§§ 4 I, 69, 70, 87 I Kirchengemeindeordnung (KGO) der Ev.­
luth. Landeskirche Hannovers v. 7.12.1993 (KABL 1994, S. I, 
ber. S 39), zuletzt geändert durch das KG über die Übertra­
gung von Verwaltungsaufgaben auf das Kirchenkreisamt v. 
22.5.1995 (KABL S. 83). 

Rechtshof der Konföderation ev. Kirchen in Niedersach­
sen-Senat für Verwaltungssachen -,Urteil vom 16.1.1998 
- KonfR 33/96 - (rechtskräftig) 

Die Parteien streiten um die Rechtmäßigkeit einer Auf- · 
sichtsmaßnahme der Kirchenleitung (Beldagte - Belcl.). 
Eine Mitarbeiterin des Kindergartens der 1dagenden Kir­
chengemeinde (Klägerin- Kl.) hatte in einem Rechtsstreit 
vor dem Arbeitsgericht gegen die Kl. eine Höhergruppie­
rung erstritten. Hauptsächlich ging es um die Frage, ob sie 
Kinder mit »wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten« zu 
betreuen hätte. Der Kirchenvorstand der Kl. beschloss, 
gegen das Urteil kein Rechtsmittel einzulegen. Daraufhin 
ordnete die Bekl. an, der Kirchenvorstand habe bis zu einem 
bestimmten Stichtag Berufung beim zuständigen Landesar­
beitsgericht einzulegen. Als der Kirchenvorstand dies nicht 
tat, beauftragte die Belcl. im Rahmen der Ersatzvornaffine 
einen Rechtsanwalt, namens des Kirchenvorstandes Beru­
fung einzulegen. Gegen die Anordnung, Berufung einzule­
gen, und gegen die Ersatzvornahme hat die Kl. vor dem 
Rechtshof Klage erhoben, die jedoch etfolglos blieb. 

Aus den Gründen: 

II. 

Die Klage ist zulässig, aber nicht begründet. 

Die Beld. hat die Weigerung der Kl., Berufung gegen das 
Urteil des Arbeitsgerichts im Verfaln·en ... einzulegen, zu 
Recht beanstandet und die Berufung ohne Rechtsfehler im 
Wege der Ersatzvornahme eingelegt. 

Auszugehen ist davon, dass die Kl. als Kirchengemeinde 
ihre Angelegenheiten gemäß § 4 Abs. 1 KGO eigenständig 
zu ordnen hat und dass die kirchlichen Aufsichtsbehörden 
di.ese Befugnis der Kirchengemeinde gemäß § 87 Abs. 1 
KGO zu achten und zu wahren haben. Die Bekl. als zustän­
dige Aufsichtsbehörde hat aber darauf hinzuwirken, dass die 
Kl. ihre Aufgaben erfüllt und dabei gesamtkirchliche Belan­
ge berücksichtigt. Hierzu stehen. ihr unter anderem nach 
§§ 69, 70 KGO die Aufsichtsmittel der Beanstandung, 
etforderlichenfalls der Ersatzvornahme zur Verfügung. 
Voraussetzung für eine Beanstandung ist, dass ein 
Beschluss oder eine andere Maßnahme des Kirchenvorstan­
des rechtswidrig oder nicht sachgerecht ist. 

· Der Kirchenvorstand der Kl. hat sich in dem hier zu beur­
teilenden Zusammenhang zwar nicht rechtswidrig verhal­
ten; denn sein Absehen von dem in dem m·beitsgerichtlichen 
Vetfahren gegebenen Rechtsmittel verstieß nicht gegen 
Rechtsvorschriften. Seine Entscheidung war jedoch im 
Blick auf das gesarntldrchliche Interesse nicht sachgerecht. 
Vielmehr war von ihm zu erwarten, dass er das gegen ihn 
gerichtete arbeitsgerichtliche Vetfaln·en so führte, dass ·es in 
dem möglichen Maße zu einer Klärung von Rechtsfragen 
führte, deren Bedeutung über den Einzelfall hinausgeht. 
Denn in diesem Verfahren hatte er nicht nur seine gemeind­
lichen Belange zu vertreten, sondern auch diejenigen der 
Landeskirche. Entgegen seinein Vorb1ingen im vorliegen­
den Vetfahren war dafür auch durchaus Raum. 

Das mit der- im Wege der Ersatzvornahme eingelegten­
Berufung angegriffene Urteil des Arbeitsgerichts (erg.: 
beruht, Anm. d. Red.) -jedenfalls auch - auf der nicht 
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nliher begründeten Rechtsauffassung, das Vorliegen des 
Vergütungsmerkmals >>besonders schwierige fachliche 
Tätigkeiten« in Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 5 der 
Anlage I a Teil ll Abschnitt G zum BAT lasse sich nicht 
objektivieren, ob es vorliege, beurteile sich vielmehr aus­
schließlich nach der gegebenen Situation. Es erscheint 
schon 1:1veifelhaft, ob diese Auslegung, die an -gerade in 
einer Hortgruppe - naturgemäß ständig sich wandelnde 
Situationen offenbar jeweils unterschiedliche Folgen knüp­
fen will, rechtens ist. Jedenfalls aber zeigt die Protokollno-

. tiz Nr. 8 zu der Tarifnorm und zeigt die dazu ergangene 
Rechtsprechung (BAG, AP-Nr. I zu § 12 AVR Viakoni­
sches Werk, AP-Nr. 195 zu §§ 22, 23 BAT, BAG, Urt. v. 
5.3.1997. ZTR 1997 458), dass sich das VergütUngsmerk­
mal enger und fallübergreifend abgrenzen lässt. Ob das zu 
einer anderen Beurteilung der gegen die KL gerichteten 
arbeitsgerichtliehen Klage führt, kann der Rechtshof nicht 
beurteilen. Darauf kommt es indessen auch nicht an. Ent­
scheidend ist vielmehr, dass in diesem Punkt eine weitere 
rechtliche Kllirung möglich und zu erwarten ist, die es nicht 
nur der Kl.. sonelern auch der Bekl. erleichtern wird, die 
Vergütung in dem hier betroffenen Bereich zutreffend zu 
bemessen. 

Angesichts dessen und im Hinblick darauf, dass die Ent­
scheidung des Arbeitsgerichts, wäre sie rechtskräftig 
geworden, durchaus als Berufungsfall für ähnliche Fallkon­
stellationen in Betracht käme, war es sachgerecht, dass die 
Rekl. von der Kl. verlangte, sie möge die Überprüfung des 
Urteils in einem Berufungsverfahren veranlassen. Es ver­
letzte auch nicht erkennbar den Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit der Mittel, dass sich die Bekl. damit über die von 
der KL geäußerten Bedenken hinwegsetzte, die sie damit 
begründete, sie wolle eine weitere Belastung des Arbeits­
verhältnisses mit der Kl. des arbeitsgerichtliehen Verfah­
rens vermeiden. Denn nichts spricht dafür, dass es die KL 
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nicht vermocht hätte, ihrer lviitarbeiterin zu verdeutlichen, 
dass das Rechtsmittelnicht eingelegt werde, um ihr die Ver­
folgung ihrer Rechte grundlos zu erschweren, sondern des­
wegen, um zu einer gesicherten Klärung zu gelangen. 

Wenn die Kl. sich elennoch entschloss, gegen das Urteil 
des Arbeitsgerichts kein Rechtsmitte I einzulegen, wei I sie 
die Wiedergewinnung des verlorenen Vertrauens der Mitar­
beiterin für vordringlicher gehalten hatte, dann war diese 
Entscheidung nicht sachgerecht. Zu Recht weist die Bekl. 
darauf hin, dass Entscheidungen über die Eingruppierung 
von Mitarbeitern nicht nur inter partes wirken, sondern 
Fernwirkungen habe11, cl. h., solche Entscheidungen werden 
wm Anlass genommen, Mitarbeiter in vergleichbaren Stel­
lungen ebenfalls höherzugruppiercn. Auch der Hinweis der 
Bekl. auf eine abweichende Entscheidung des BAG, mag sie 
auf den dem Streit zugrunde Iiegenelen arbeitsgerichtliehen 
Fall zutreffen oder nicht, führt dazu, dass der Beschluss des 
Kirchenvorstandes durch die Bekl. zu Recht beanstandet 
worden ist. 

Dieser Beanstandung ist die Kl. nicht nachgekommen. 
Deshalb konnte die BekL gemäß § 70 Abs. I KGO anord­
nen, dass der Kirchenvorstand innerhalb einer bestimmten 
Frist das Erforderliche veranlasst bzw. nach § 70 Abs. 2 
KGO anordnen, dass der Kirchenvorstand Rechte der Kir­
chengemeinde verteidigt und alle Erklärungen, die zur 
Sicherung und Verwaltung des kirchlichen Vermögens in 
rechtlich geordneten Verfahren notwendig sind, abgibt. Da 
der Kirchenvorstand auch diese Anordnung nicht befolgt 
hat, hat die Beld. gemäß § 70 Abs. 3 KGO zu Recht auf 
Kosten der Kl. einen Rechtsanwalt beauftragt, Berufung 
einzulegen. Die nach§ 70 Abs. 3 KGO notwendige Zustim­
mung des Lanclessynoclalausschusscs ist nach Anzeige der 
Ersatzvornahme durch die Bekl. von diesem gebilligt wor­
den. Nach alledem war die Klage abzuweisen. 

Kirchlicher Dienst, Vorbildung,. 
Rechtsverhältnisse, Versorgung, Dienststrafrecht 

7. 

Aufnahme in den Vorbereitungsdienst 

1. Das Bestehen der Ersten theologischen Prüfung 
begründet krqft einfachen Kirchenrechts keinen Rechtsan­
,\fJruch W(f die Az({iwhme in den Vorbereitungsdienst, die 
vielmehr im Ermessen des Landeskirchenamtes steht. 

2. Ein solcher Rechtsanspruch ergibt sich ciuch nicht aus 
höherrangigem Recht; insbesondere diefür den staatlichen 
Vorbereitungsdienst entwickelten Grundsätze nach Art. 12 
GG sind im Bereich der Kirche nicht anwendbar (Leitsätze 
der Redaktion). 

§§ 6 I, 7 lTl Kirchengesetz über die Rechtsstellung und die 
Ausbildung der Kandidaten und Kandidatinnen für das Amt 
des Pfarrers und der Pfarrerin (Kandidatengesctz - KandG) 
i. cL F. v. 26.10.1 '!90 (KABI. Hannover S. 131 ); § 6 II Kir­
chengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen über die theologischen Priiti.mgen (Gemeinsa­
mes Prüfungsgesetz- ThPrG) v. 20.1.1975 (KABI. Hannover 
S. 19) unter Beriicksichtigung der Änderungen durch das Kir­
chengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen zur Änderung des Gemeinsamen Prüfungsge­
setzes v. 30.6.1981 (KABI. HannoverS. 55); Abschnitt B. I. 
Nr. 7 der Vorläufigen Verwaltungsgrundsätze des,Landeskir­
chenamtes zu § 7 Abs. 3 des Kandidatengesetzcs; Art. 12 I 
GG, Art. 140 GG i. V. 111. Art. 137111 S. 2 WRV. 

Rechtshof der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen; Urteil vom 27.5.1998- KonfR 11/97-
(rechtskräftig) 

Der Kläger (KJ.) begehrt die Aufnahme ii1 den kirch­
lichen Vorbereitungsdienst als Vikar; mit Bescheid vom . ., 
teilte die beklagte Landeskirche (Bekl.) dem Kl. mit, dass 
seine Bewerbung bei der Vergabe der zur Verfügung ste­
henden Ausbildungsplätze für clas Vikariat nicht habe 
berücksichtigt werden können. Den hiergegen gerichteten 
Einspruch des Kl. wies die Bekl. mit Bescheid zurück; seine 
hiergegen gerichtete Klage begründet der Kl. u. a. damit, 
dass die Kirche faktisch über ein Ausbildungsmonopol ver­
füge, weswegen ihm ein subjektives Recht auf Aufnahme in 
den V orbcreitungsdienst zustehe. Die Klage blieb ohne 
Erfolg. 

Aus den Gründen: 

II. 

Die zulässige Klage ist unbegründet. Durch die Ableh­
nung der Bewerbung des Kl. um Aufnahme ins Vikmiat 
werden seine Rechte nicht verletzt. Denn der Kl. hat weder 
einen Rechtsanspruch auf Aufnahme ins Vikariat, noch 
beruht die Ablehnung seiner Bewerbung auf einem Fehler 
bei der Ausübung des Ermessens durch die Bekl. 
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1. Das beldagte Landeskirchenamt wäre nur dann ver­
pflichtet, den Kl. ins Vikariat aufzunehmen, wenn der Kl. 
einen entsprechenden Rechtsanspruch hätte. Ein solcher 
Anspruch besteht jedoch nicht: 

a. Kraft einfachen Kirchenrechts begründet das Bestehen 
der Ersten theologischen Prüfung keinen Anspruch auf Auf­
nahme in den Vorbereitungsdienst(~ 6 Abs. 3 ThPrG). Viel­
melu· steht die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst im 
Ermessen des Landeskirchenamts. Dies ergibt sich aus der 
Formulierung in § 6 Abs. I KandG, nach der ein Bewerber 
aufgenommen werden kann, wenn er bestimmte Vorausset­
zungen erfüllt. Bei Überschreitung der vorhandenen Ausbil­
dungskapazität regelt§ 7 Abs. 3 S. l KandG zusätzlich, dass 
das Landeskirchenamt nach pflichtgemäßem Ermessen ent­
scheidet. 

b. Ein Rechtsanspruch ergibt sich auch nicht aus höher­
rangigem Recht. 

Für seine gegenteilige Rechts<lllffassung, dass Bewerbun­
·gen ins Vikariat nicht aus Ermessengründen abgelehnt wer­
den dürften, beruft sich der Kl. auf die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts (vgl. BVerfGE 39, 334 
<372 ff.>), nach der der Staat aus Art. 12 Abs. I GG ver­
pflichtet ist, einen für alle Bewerber offenen Vorbereitungs­
dienst zur Verfügung zu stellen, wenn der Vorbereitungs­
dienst nicht nur Voraussetzung für eine Einstellung in den 
Staatsdienst, sonelern auch für einen freien Beruf ist. In dem 
vom Bundesverfassungsgericht entschiedenen Fall ging es· 
um den juristischen Vorbereitungsdienst, bei dem das Refe­
rendmiat und das anschließende Zweite Staatsexamen nicht 
nur die Befähigung zum Richteramt vermitteln, sondern 
auch Voraussetzung flir die Zulassung als Rechtsanwalt 
oder Notar sind und auch, wie das Bundesverfassungsge­
richt formuliert, >>in den Augen der Gesellschaft und der 
freien Wirtschaft« für gewisse Berufe zu einer abgeschlos­
senen Berufsansbildung gehören. Diese Rechtsprechung ist 
jedoch nicht in den kirchlichen Bereich übertragbar. 

Entgegen dem Vortrag des Kl. ist dies im Schrifttum und 
in der Rechtsprechung der kirchlichen Verwaltungsgerichte 
einhellige Meinung: Aus dem Schrifttum ist nicht nur auf 
v. Campen/wusen/Christoph (DVBl. 1986, 711), sondern 
auch auf den vom Kl. für die gegenteilige Ansicht zitierten 
Aufsatz von Blaschke (ZevKR 22 <1977> S. 301 ff.) hinzu­
weisen: >>Die für den staatlichen Vorbereitungsdienst ent­
wickelten Grundsätze nach Art. 12 GG sind in; Bereich der 
Kirche nicht anwendbar« (a. a. 0., S. 308 f. ). Dieselbe 
Rechtsauffassung hat der Rechtshof bereits in seinen 
Beschlüssen vom 28. Oktober 1996- Konf VR 27 /96'- und 
vom 21. Oktober 1997- KonfR 1/97- vertreten. Er findet 
sich damit in Übereinstimmung mit dem Verfassungs- und 
Verwaltungsgedcht der VELKD in seinem Urteil vom 14. 
März 1988 (RsprB ABI. EKD 1989, S. 8) und dem Verwal­
tungsgedcht der Ev. Landeskirche in Baden in seinem Urteil 
vom 31. Oktober 1985- 1/842

- (DVBl. 1986, 740). Das 
vom Kl. für seine gegenteilige Rechtsansicht in Anspruch 
genommene Urteil des Verwaltungsgerichts der Ev. Kirche 
in Berlin-Erandenburg (West) vom 9. November 1990 
- VG 13/90'- ist ebensowenig einschlägig wie die zu ihm 
ergangene Berufungsentscheidung (Beschluss des Ver­
waltungsgerichtshofs der EKU vom 18. Mni 1992 -
VGH 13/90' -);in diesem Verfahren ging es um die Zulas­
sung zur Ordination für eine Theologin, die bereits das 
Zweite Examen abgelegt hatte; zur Anwendbarkeit staat-

') RsprB ABI. EKD 1998, S. 5. 
') Rsprß ABI. EKD 1986, S. 2. 
') ZevKR 37 ( 1992) S. 185. 
')Gemeint: VGH 1/91. RsprB Afll. EI<.D 199:l. S. 6. 
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licher Grundrechte wird in beiden Entscheidungen nicht 
Stellung genommen. 

An dieser Rechtsauffassung hält der Rechtshof auch nach 
erneuter Überprüfung fest. Für sie werden vor allem zwei 
Argumente genannt: Zum einen gehöre die Kandidatenaus­
bildung zu der verfassungsrechtlich verbürgten Amterauto­
nomie der Kirchen (Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 
S. 2 WRV). Zum andern habe der kirchliche Vorbereitungs­
dienst nicht den Charakter einer Monopolausbildung, weil 
es außerhalb der Kirche keinen Beruf gebe. der die bestan­
dene Zweite theologische Prüfung voraussetze (vgl. v. Cmn­
penlwusen!Christoph, DVBI. 1986, 711 <715> ). Das erste 
Argument gilt all"erdings unmittelbar nur gegenüber der 
staatlichen Gewalt; dem Staat und insbesondere den staat­
lichen Verwaltungsgerichten ist es verwehrt, die Kirchen 
auf der Grundlage der staatlichen Rechtsvorschrift des 
Art. 12 GG zur Kandidatenausbildung zu verptlichten. 
Denkbar erscheint dagegen, dass innerkirchlich in Anleh­
nung an den (unmittelbar nicht anwendbaren) Art. !2 GG 
ein der staatlichen Rechtsprechung entsprechender Rechts­
anspruch entwickelt werden könnte oder gar müsste. Der 
Rechtshof kann diese Frage offen lassen: denn zumindest 
das zweite Argument erweist sich im innerkirchlichen 
Bereich und insbesondere gegenüber den kirchlichen Ver­
waltungsgetichten als zutreffend. Anders als das juristische 
ReferendariaL das auch für zahlreiche freie Berufe eine not­
wendige Station im Rahmen der Berufsausbildung ist, dient 
das Vikariat rechtlich und tatsächlich im Wesentlichen 
allein der Ausbildung zum Pfarrerberuf Wenn aber Vikari­
at und Zweites Examen im Grundsatz allein für den Pfarrer­
beruf von Bedeutung sind, so wäre es sinnlos, einen kir­
chenrechtlichen Anspruch auf eine Ausbildung als Vikar zu 
postulieren, für die später kein entsprechender Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht. 

Demgegenüber trägt der Kl. zwar vor, der kirchliche Vor­
bereitungsdienst und das Zweite Examen seien Vorausset­
zung auch für Tätigkeiten außerhalb der Landeskirche. 
Schon aus seinem Vorbringen ergibt sich jedoch nicht, dass 
die Situation eines Theologen mit Erstem theologischem 
Examen mit der eines Juristen mit Erstemjuristischem Exa­
men vergleichbar ist. Der Kl. benennt nämlich einerseits 
keine Rechtsvorschriften, aus denen sich die Notwendigkeit 
eines Zweiten theologischen Examens für einen anderen 
Beruf als den des Pfarrers ergibt. Für den Beruf des Reli­
gionslelu·ers gibt es derartige Vorschriften in Niedersachsen 
auch nicht; für andere Berufe sind sie zumindest nicht 
ersichtlich. Sollte es zutreffen, dass der Freistaat Sachsen. 
wie der Kl. behauptet, als Voraussetzung für die Tätigkeit 
als Religionslehrer das Zweite theologische Examen ver­
langt, so ließe sich auch hiermit ein Ausbildungsmonopol 
des Bekl. nicht belegen, weil es außer der Bekl. zahlreiche 
andere Kirchen gibt und zunächst eine Ausbildung insbe­
sondere durch die Sächsische Landeskirche in Betracht 
käme. Jedenfalls wäre die Bekl. nicht verpt1ichtet, nur des­
halb eine nicht in ihrem eigenen Interesse liegende Ausbil­
dung anzubieten, weil eine andere Institution in Deutsch­
land sie als Einstellungsvoraussetzung ansieht. Soweit der 
Kl. andererseits Tätigkeiten in der Diakonie und in anderen 
kirchennahen Bereichen anspricht, mag es im Einzelfall 
zwar zutreffen, dass für sie mittelbar das Zweite theologi­
sche Examen gefordert wird: der Sache nach wird dann aber 
ein Pfarrer für eine bestimmte Position gesucht. Darüber 
hinaus kann unterstellt werden. dass das Zweite Examen 
faktisch auch für andere Tätigkeiten Einstellungsvorausset­
zung sein kann und im Übrigen generel.l die Bewerbungs­
chancen gegenüber einem Theologen, der ledig! ich das 
Erste Examen abgelegt hat, erhöht. Denn auch daraus ngli­
be sich nicht, dass nach allgemeiner Auffassung zum Bild 
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de;, Theologen. der nicht Pfarrer ist. gleichwohl typischt:r­
weise gehört, cla:-;s er auch das Zweite theologische Examen 
abgelegt hat; eine Parallele zum sog. >>Volljuristen« besteht 
schon wegen der vergleichsweise geringeren Zahl nicht im 
Kirchendienst tätiger Theologen gerade nicht. Einer 
Beweisaufnahme zur Frage, ob die Ableistung des Vikariats 
auch Voraussetzung flir Tätigkeiten außerhalb der Landes­
kirche sei, bedarf es deshalb nicht. 

8. 

Versetzung in den Vv'artestand 

Bei der Ennessen.musii/mng im Rahmen der Folgeenr­
scheidung nach ,9 66 Abs. 5 S. 1 PfDG (Versetzung in den 
Wartestand) kommt es ill((die der bestandskräftigen Gntnd-

. Iagenentscheidung (\le1~5eW111g aus der Pf"arrstelle) ::.ugmn­
de liegenden Umstände nicht oderjedeilfa//s nicht maßgeb­
lich an. Entscheidend flir die Ermessensbetätigung ist 
- unler Beriicksichtigung der Gesetz.essyslenwtik- vielmehr 
der Beilrag des betroffenen Pfarrers zur Realisierung einer 
ne11en Stellenz.wveisung (Leitsatz der Redaktion). 

§§ 66 V Pfarrerdienstgesetz der Ev. Kirche von Kurhessen­
Waldeck (PJDG) v. 25.3.1 <J73 i. d. F. d. Neubekanntmachung 

· v. L\.12.1996 (KABl. S. 192): § 52 Kirchengesetz über die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Ev. Kirche von Kurhessen­
Waldeck (KiVwGG) v. 28.3.1968 (KABl. S. 82) in der Fas­
sung v. 6.12.1969 (KABI. S. 70); Art. I I Vereinbarung über 
die Inanspruchnahme des Verwaltungsgerichtshofes der EKU 
v. 2.2.1970 (KABI. S. 23); § 121V S. I Verordnung über den 
Verwaltungsgerichtshof der Ev. Kirche der Union (VGH-VO) 
V. 4.]1.1969 

Verwaltungsgerichtshof der Evangelischen Kirche der 
Union, Beschluss vom 31.8.1999- VGH 5/98-

Der Kläger (Kl.) - Pfarrer im Dienstverhältnis auf 
Lebenszeit - wurde mit Bescheid des beklagten Bischofs 
der Landeskirche (Bekl.) mangels Erwartung eines gedeih­
lichen Wirkens aus der Gemeindepfarrstelle der A.-K.ir­
chengemeinde in K. versetzt. Das Landeskirchenamt fO!·cler­
tc den Kl. im Jahre 1996 auf, sich um aus!'.eschriebene 
Pfarrstellen zu bewerben, und verwies auf die ~Möglichkeit 
der Versetzung in den \V artestand gemäß§ 66 Abs. 5 PfDG. 
In der Folge bewarb sich der Kl. auf eine Pfarrstelle; noch 
bevor sich diese Bewerbung als erfolglos herausstellte, ver­
setzte das Landeskirchenamt den Kl. in den WarteBtand. Die 
hiergegen gerichtete Beschwerde des Kl. blieb im Wesent­
lichen ohne E1folg; die gegen die Verwaltungsentschei-

. dungen erhobene Klage hat das LancleskiJ:chengericht ab­
gewiesen. Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung 
des Kl., mit der er neuerlich Mängel des VersetZLingsver­
fahrens rügt; die Berufung wurde durch Beschluss zurück­
gewiesen. 

Aus den Gründen: 

I I. 

Die zulässige Berufung ist unbegründet. Zu Recht hat das 
Landeskirchengericht entschieden, dass die Verwaltungs­
entscheidungen, deren Aull1ebung der Kl. begehrt, recht­
mäßig sind und den Kl. deshalb nicht in seinen Rechten 
verletzen. 

Gemäß § 52 KiVwGU steht den Beteiligten gegen das 
erstinstanzliehe Urteil die Berufung an den Verwaltungsge­
richtshof der Evangelischen Kirche der Union zu. Dabei ist 
das Berufungsverfahren nach Art. l Abs. l der Vereinba­
rung über die Inanspruchnahme des Verwaltungsgerichts-
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hofes cler EK U vom 2. Februar 1970 ( KABl. S. 23) noch auf 
der Grundlage der VGH- VO clurchzuflihren. Der Senat 
macht dabei nach § 12 Ahs. 4 S. I VGH-VO von seiner 
Befugnis Gebrauch, die Berufung durch Beschluss zurück­
;.u;veisen, weil er das Rechtsmittel einstimmig für unbe­
gründet und eine mündliche Verhandlung nicht für erforder­
lich hiilt. 

Rechtliche Grundlage für die Versetzung des Klägers in 
den Wartestand ist ausweislich der Begründung der ange­
fochtenen Entscheidungen § 66 Abs. S S. 1 PfDG. Danach 
kann ein Pfarrer in den vVartestancl versetzt werden, wenn 
die Übertragung einer anderen Pfarrstelle innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nicht durchfUhrbar ist. Die tatbe­
standliehen Voraussetzungen dieser Vorschrift sind - wie 
die Vorinstanz zu Recht angenommen hat -gegeben. Der 
Kl. verfügte im Zeitpunkt der Verwaltungsentscheidungen 
des Bc:kl. wegen der vorangegangenen Versetzung aus sei­
ner Stelle bei der A.-Kirchengemeinde in K. nicht- mehr­
liber eine Pfarrstelle. und es war über einen Zeitraum von 
mehr als sechs Monaten nicht möglich gewesen, ihm eine 
andere Pfarrstelle zu übertragen. 

Der Senat folgt dem angefochtenen Urteil auch in der 
Auffassung, die Versetzung in den ·Wartestand sei ermes­
sensfehlerfrei erfolgt. Ohne Erfolg beruft der Kl. sich in 
diesem Zusammenhang darauf, die niiheren Umstände sei­
ner Versetzung aus der ihm übertragenen früheren Pfarr­
stelle hätten im Ermessenswege zu seinen Gunsten berück­
sichtigt werden müssen. Dass der Kl. infolge der früheren 
VersetZLing aus der Pfarrstelle keine solche mehr innehat, 
steht wegen der Bestandskraft der Versetzungsentscheidung 
mit verbindlicher Wirkung fest. Dies würde noch nicht 
von vornherein daran hindern, bei der Ermessensbetätigung 
für die Folgeentscheidung, nämlich die Versetzung in den 
Wm·testand, auch die Umslände heranzuziehen, die zu 
der - bestandskräftigen - Grundlagenentscheidung geführt 
haben. Doch lässt die Systematik des Pfarrerdienstgeset­
zes deutlich erkennen, dass es für eine Versetzung in den 
Wartestand nach § 66 Abs. S S. 1 PfDG darauf nicht oder 
jedenfalls nicht maßgeblich ankommen soll. Folglich ist 
nicht zu beanstanden, wenn die Ermessei1sentscheidnngen 
der Landeskirche solche Gesichtspunkte unber(icksichtigt 
las:-;en. 

Die Versetzung in den Wartestand als Folge einer voran­
gegangenen Versetzung aus einer Pfarrstelle mangels 
gedeihlicher Tätigkeit ist nach § 66 Abs. 5 S. 1 PIDG unter 
den dort genannten, bereits zitierten Voraussetzungen und 
im Üb1igen nach S. 2 der Vorschrift auch dann möglich, 
wenn die Gründe, die eine Versetzung des Pfarrers aus der 
innegehabten Pfarrstelle erfordert haben, eine gedeihliche 
Tätigkeit nicht erwarten lassen. Danach liegen die Unter­
schiede in den tatbestandliehen Voraussetzungen klar zu 
Tage, zugleich wird das in erster Linie zu beachtende Abwä­
gungsmaterial für die jeweilige Ermessensbetätigung deut­
lich. Während im Fall des S. 1 das Hauptgewicht auf dem 
Verstreichen der Frist von sechs Monaten liegt, knüpft die 
Versetzung in den Wartestand nach § 66 Abs. 5 S. 2 PIDG 
an eine ungünstige Prognose im Hinblick auf die zukünftige 
Tätigkeit an. Anders als bei der Versetzungsmöglichkeit 
nach S. 2 spielen mithin die Umstände der vorausgegange­
nen Versetzung aus der früheren Pfarrstelle bei der Ent­
scheidung nach § 66 Abs. 5 S. 1 P!DG keine oder jedenfalls 
nur eine untergeordnete Rolle. Entscheidend für die Ermes­
sensbetätigung ist hingegen wie bereits das Landeskir­
chengericht hervorgehoben hat - der Beitrag des betroffe­
nen PfmTers zur Realisierung einerneuen Stellenzuweisung. 
Diesen hat die bckl. Landeskirche in ihren Verwaltungsent­
scheidungen in nicht zu beanstandender Weise eingeschätzt 
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und bewertet. Dass sie daneben die Umstände der Verset­
zung aus der früheren Pfarrstelle nicht nochmals aufgearbei­
tet und bewertet hat, führt bei der auf§ 66 Abs. 5 S. 1 PfDG 
gestützten Entscheidung nicht zu einem Ermessensfehler. 
Vielmehr gehörte es zu dem dem Bekl. zustehenden Ermes­
sensspielraum, selbst darüber zu entscheiden, ob neben dem 
maßgeblichen Kriterium des Ablaufs der Sechs-Monats­
Frist weitere, untergeordnete Gesichtspunkte noch herange­
zogen werden sollten. 

9. 

PfmTer im vVartestand; 
Reduzierung des Beschäftigungsauftrags 

1. Bei der Auswahl von Pfarrern im Wartestand, deren 
Beschi(fiig1111gsa11}trag oujgn1nd Svnodalbeschlusses al(f' 
75 o/c gekiirzt wird, 11111ss die Kirchenleitung das ihr gemi:i/3 
.§ 57 Abs. 2 S. 2 PfDG zustehende Ermessen anlwnd der 
Umstände des Einzelf'al/s ausii!Jen. Allgemeine Grundsätze 
oder Kriterienfiir die Auswahlentscheidung miissm VOll den 
kirchenleitenden Organennicht festgelegt werden. 

2. Die Froge, ob derjeweilige Reschi:ijligung.I'CII((trag.fi'ir 
eine Reduzierung m(t' 75 % !?eeignet ist, unterliegt nicht der 
Überpriijimg durch die Ven!'altungskammer (Leitsätze der 
Redaktion). 

Art. 69, 112, 117. 168, 192 !TI BuchsL e) Kirchenordnung 
(KO) der Ev. Kirche im Rheinland \'. 2.5.1952 i. d. F. v. 
20. Ll979 (KA B L S. 41 ); § 57 li S. 2 KG liber die dienstrecht­
lichen Verhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der EKU 
(Pfarrerdienstgesetz- PtDG) i. cl. P. v. 31.5.1991 (ABL EKD 
S. 237), geUndert am 14.6.19<)2 (ABL EKD S. 373); §§ 211, 
10,31 KG liber die Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Ev. Kir­
che im Rheinland (Verwaltungskammergesetz - VwKG) v. 
16.1.1976 (KABL S. 23), zuletzt geändert durch KG zur i'i.nde­
rung des Kirchengesetzes liber die Verwaltungsgctichtsbarkeit 
in der Ev. Kirche im Rheinland v. 12.1.1993 (KABL S. 46); 
§ 79 1 Nr. I VwGO. 

Vervvaltungskammer der Ev. Kirche im Rheinland. Urteil 
vomi7.6.1·996-VK 18/1995-

Der Antragsteller (Ast.) ist seit Februar 1990 Pastor im 
Wartestand bei der Antragsgegnerin (Ag.). Bereitsseit 1988 
hatte er einen (vollen) Beschäftigungsauftrag bei den Dia­
konischen Einrichtungen einer Kirchengemeinde, insbeson­
dere als Krankenhauspfarrer. Der Beschäftigungsauftrag 
wurde 1990 auf unbestimmte Zeit verlängert und 1993 um 
den Dienst in einem weiteren Krankenhaus in einem Emde­
ren Kirchenlu-eis erweitert. Während dieser Zeit absolvierte 
der Ast. verschiedene Aus- und Weitcrbildungen, u. a. im 
psychotherapeutischen Bereich. Mehrere Bewerbungen des 
Ast. um eine reguläre Pfarrstelle blieben erfolglos. Ange­
sichts seiner übrigen Aktivitäten drängte das Landeskir­
chenamt der Ag. den Ast., für einige Zeit von weiteren 
Bewerbungen abzusehen und sich voll auf seine seelsorgeri­
schen Aufgaben zu konzentrieren. Am 20.6.1994 beschloss 
die Landessynode, mindestens zehn der Beschäftigungsauf­
träge von Pfarrern im Wartestand auf 75 % ihres Umfangs 
zu kürzen. Nach Gesprächenmit dem Ast. teilte die Ag. de7n 
Ast. im April 1995 ihren Beschluss mit. seinen Beschäfti­
gungsauftrag entsprechend dem Synodalbeschluss zu kür­
zen. Der Ast. hatte sich bereits zuvor mit dieser Maßnahme 
nicht einverstanden gezeigt. Er legte gegen den Beschluss 
Widerspruch ein, in dem er insbesondere die fehlende 
Offenlegung der Auswahlkriterien der Ag. rügt. Dem 
Widerspruch wurde mit einer ausführlichen Begründung 
nicht abgeholfen. Es sei bei der Auswahl v. a. zu berück­
siChtigen gewesen, dass der Ast. ledig sei und keine Unter­
haltsvcrpflichtungen zu erfüllen habe. Den Aulhebungsan-
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trag der Ast. bei der Verwaltungskammer (VK) wies diese 
als unbegründet zurück. 

Aus den Gründen: 

II. 

Der Antrag ist zulässig (§§ 2 Abs. 2; l'o VwKG): er ist 
jedoch unbegründet. 

Die Ag. war berechtigt, den Beschäftigungsauftrug des 
Ast. auf 75 o/c zu reduzieren. Nach § 57 Abs. 2 S. l PtDG 
kann das Landeskirchenamt. einem Pfaner im Wartestand 
widerruflich die Verwaltung einer Pfarrstelle oder einen 
anderen kirchlichen Dienst übertragen. Die Möglichkeit des 
Widemtfs schließt die für den Betroffenen minderbelasten­
de Maßnahme einer Reduzierung des Beschäftigungsauftra­
ges ein. Mit ihrem Beschlulis vom 20.6.1994 hat die Lan­
dessynode in ihrer Eigenschaft als oberstes Leitungsorgan 
der Ev. Kirche im Rheinland (Art. 168 KO) die Personal­
verwaltung der Ag. angewiesen, von dieser Möglichkeit 
in einer Minelestanzahl von Beschäftigungsaufträgen Ge­
brauch zu machen. Diesen Beschluss hat die Kirchenleitung 
mithilfe des Landeskirchenamtes auszuführen (Art. 192 
Abs. 3 e, 203 Abs. I KO). 

Es war nicht Aufgabe der Lanclessynodc, allgemeine 
Grundsätze aufzustellen, wie die Personalverwaltung den 
Beschluss vom 20.6.1994 ausführen solle. Auch das Lan­
deskirchenamt und die Kirchenleitung mussten nicht solche 
Kriterien festlegen, bevor sie den einzelnen Beschäftigungs~ 
auftrag daraufhin überprüften, ob er reduziert werden 
könne. Es genügte. dass sie das ihnen im Rahmen des § 57 
Abs. 2 S. 1 PfDG bei der Frage, ob ein Beschäftigungsauf­
trag widerrufen oder reduziert werden solle, zustehende 
Ermessen anhand der Umstände des einzelnen Falles ausüb­
ten. Zur näheren Begründung verweist die VK auf ihr Urteil 
vom gleichen Tag in der Verwaltungsrechtssache VK 
17/1995. 

Ob und welche Überlegungen das Landeskirchenamt bei 
der Frage angestellt hat, warum der Beschäftigungsauftrag 
des Ast. reduziert werden könne, ist seinem Schreiben an 
den Ast. vom ... April 1995 nicht zu entnehmen. ( ... ) Die 
Kirchenleitung hatjedoch das vom Landeskirchenamt Ver­
säumte in ihrem Widerspruchsbescheid nachgeholt. Zwar 
ist der Tenor dieses Bescheides darauf beschränkt, den 
Widerspruch des Ast. gegen den Beschluss des Landeskir­
chenamtes vom ... März 1995 zurückzuweisen. Aus der 
Begründung des Widerspruchsbescheides geht jedoch her­
vor, dass die Kirchenleitung den Beschäftigungsauftrag des 
Ast. insgesamt. also auch in seinem auf den Kirchenkreis 
E.-Nord bezogenen Teil, auf 75 %beschränken wollte. Sie 
erwähnt nämlich ausdrücklich die Erweiterung des Beschäf­
tigungsauftrages auf die Seelsorge in dem dort gelegenen 
St. V.-Krankenhaus. Damit hat sie zu erkennen gegeben, 
dass sie auch diesen Teil des Beschäftigungsauftrages in die 
Reduzierung auf 75 % einbeziehen wollte. Gegenstand des 
Verfahrens vor der VK ist elenmach der Beschluss des Lan­
deskirchenamtes in dieser durch den Widerspruchsbescheid 
der Kirchenleitung gefundenen erweiterten Gestalt (§§ 31 
VwKG, 79 Abs. I Ziffer I VwGO). 

Die Kirchenleitung hat auch offengelegt, welche Gründe 
sie veranlasst haben, gerade auch den Beschäftigungsauf­
trag des Ast. zu reduzieren. Dies ist einmal der ihr durch den 
Beschluss der Landessynode vom 20.6.1994 auferlegte 
Sparzwang und die damit verbundene Anweisung, von der 
in § 57 Abs. 2 S. I PtDG vorgesehenen Möglichkeit derge­
stalt Gebrauch zu machen, dass eine Minelestzahl von 
Reschäftigungsaufträgen zwar nicht völlig widerrufen. aber 
reduziert werden sollten. Im Rahmen des ihr alsdann zuste­
henden Ermessens hat sie auch nachvollziehbar dargelegt, 



Seite 14 

dass eine solche Maßnahme gegenüber dem Ast. durchaus 
vernnt wortet werden kann. da er unverheiratet ist und kei­
nerlei Unterhaltsverpflichtungen zu eli'tillen hat. 

Auf einen etwa vom Landeskirchenamt geschaffenen 
Vertrauenstathestand. dass er niimlich auf Dauer mit einem 
vollen Beschäftigungsauftrag rechrien könne. kann sich der 
Ast. nicht berufen. Die Frage, ob er statt dessen lediglich 
einen beschriinkten Beschüfligung,-;auftrag erhalten könne, 
spielte in seinen Gesprächen mit dem Landeskirchenamt 
iiber seine Versetzung in den vVartestand keine Rolle. Denn 
nach dem unstreitigen Vortrag der Ag. kam eine solche 
Möglichkeit nicht infrage, cla das Landeskirchenamt zum 
damaligen Zeitpunkt lccliglich volle Beschäftigungsaufträge 
erteilte. Das Landeskirchenamt hat dem Ast. einen vollen 
Beschäftigungsauftrag auf Dauer auch nicht dadurch zuge­
sichert, dass es ihn da7.u angehalten hat. sich ein Jahr lang 
nicht auf andere Pfanstellen zu bewerben. Da der Ast. ver­
schiedene Fort- uncl Weiterbildungen absolviert hat, die 
nicht sämtlich seiner Tätigkeit als Krankenhauspfan·er 
zugute kamen, sollte der Ast. hierdurch lediglich veranlasst 
werden, sich im eigenen Interesse mehr auf seine Tätigkeit 
als Krankenhauspfarrer zu konzentrieren. Das Landeskir­
chenamt erhoffte sich hieraus, wie clie Ag. unbestritten vor­
trägt, mehr Chancen für den Ast. bei Bewerbungen um ähn­
liche Pfarrstellen. Nicht zu verantworten hat das Landeskir­
chenamt. dass zahlreiche Bewerbungen des Ast. e1tolglos 
blieben, denn nicht bei allen freien Pfarrstellen kann das 
Landeskirchenamt in das Besetzungsverfahren eingreifen. 

Die VK kann nicht überprtifen, ob die Art des Beschäfti­
gungsauftrages des Ast. eine Beschränkung auf 75 % ver­
trägt. Wie sie in ihrem Urteil vom gleichen Tage in der Ver­
waltungsrechtssache VK 1711995 ausgeführt hat, ist es viel­
mehr Sache der Ag., als Dienstgeber des Ast. darüber zu 
befinden, ob und in welchem Umfang sie ihm als Pfaner im 
Wartestand einen kirchlichen Dienst übertragen will. Es 
muss auch nicht etwa ein Notstand in der Seelsorge an den 
vom Ast. betreuten diakonischen Einrichtungen und Kran­
kenhäusern dadurch entstehen, dass er diese Tätigkeit nur 
noch eingeschränkt ausüben soll. Der Ast. ist dortnicht der 
einzige Krankenhausseelsorger. Eventuell in cler Betreuung 
ihrer Gemeineleglieder in den Altenheimen und während 
eines Aufenthaltes im Krankenhaus entstehende Lücken 
haben die zuständigen Ortspfarrer und Diakonieausschüsse 
in Ed.üllung cles Diakonischen Auftrages der Kirche zu 
schließen (Art. 69, 112. 127 KO). Dies hätten sie auch dann 
tun müssen, wenn nicht in der Ge,talt des Ast. ein Pfarrer im 
Wartestand zur Verfügung gestanden hätte, dem das Lan­
deskirchenamt diesen kirchlichen Dienst übertragen konnte. 
Zudem soll der Ast. diesen Dienst weiterhin, wenn auch in 
eingeschränktem Umfang, ausüben. 

10. 

Pfarrerversorgung, Kürzung wegen Verletzung 
der Anzeigepflicht 

I. Ein Ve1:wrgungsberechtigter ist gemäß § 62 Abs. 2 
Nr. 2 BeamtVG i. V 111. § 2 Abs. I PfBVG veJJJflichtet, seine 
Einkiin}ie utts pri\•a/IFirrsclwfi/icher Enverbsliiligkeit 
unverziiglich anzuzeigen. 

2. Der schuldlwjte Verstoß gegen die Anzeigepflicht kmm 
gemäß .fi 62 Abs. 3 S. 1 BeamtVG i. V. m .. fi 2 Abs. I P.fBVG 
Zll//1 vollständigen oder teilweisen Entzug der Versorgung 
jilhren (Leitsätze der Redaktion) 

~ 2 Kirchengesetz der Konföderation ev. Kirchen in Nieder­
sachsen über uie Besoldung und Versorgung der Pfarrer und 
Pfarrerinnen ( Pfarrcrbcsoldungs~ und V crsorgungsgcsctz -
PfBVG) i. d. F. v. 8.1.199R (ABI. EKD S. 121 ), geändert durch 
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das KirchengeselL v. 25.3. 1 s>9i-3 (ABI. EKD S. l 90): §~ 53 :1. 

62 II Nr 2. III S. I 13eamtVG. 

Rechtshof der Konföderation ev. Kirchen in Niedersach­
sen - Senat für Verwaltungssachen -, Urteil vom 18.1.1999 
- KonfR 4/98 - (rechtsb·äftig) 

Der Kliiger (Kl.) wehrt sich gegen die teilweise Entzie­
hung seiner Versorgungsbezüge mit der Begründung, dass 
er die Anzeigepflicht liber ein anderweitiges Erwerbsein­
kommen verletzt habe. Ocr KJ. wurde 1991 wegen Dienst­
unflihigkeit in den Ruhestand versetzt, nachdem er ca. zehn 
Jahre bei der beklagten Landeskirche (Beklagte- Bekl.) als 
Pfarrer Wtig gewesen war. Er erhält Versorgungsbeziige, 
deren Berechnung auf den gemäß § :2 Abs. l PfBVG 
entsprechend anwendbaren Vorschriften des staatlichen 
BeamtVG beruhen. Von 1994 bis 1996 war der Kl. Mitge­
sellschafter einer GmbH, als deren Geschäftsführer der Kl. 
fungierte. Die Versorgungskasse erfuhr hiervon 1997 von 
dritter Seite. Auf die Aufforderung. seine (vermuteten) Ein­
künfte anzuzeigen und nachzuweisen, reagierte der Kl. 
zunächst nicht; erst nachdem die Bekl. ihn erneut auffor­
derte, seiner Anzeigepflicht nachzukommen, übersandte der 
Kl. Steuerunterlagen flir 1992 bis 1994 mit dem Hinweis, zu 
den Unterlagen der GmbH habe er keinen Zugang, und für 
1995 uncl 1996 lägen noch keine Einkommensteuerunter­
lagen vor. Die Bekl. teilte daraufhin dem Kl. mit, dass man 
eine Kürzung seiner Versorgung wegen schuldhafter Verlet­
zung der Anzeigepflicht plane. Um dies zu vermeiden. 
könne er binnen zwei Wochen seine Einkünfte aus privat­
wirtschaftlicher Tätigkeit seit 1992 glaubhaft nachweisen. 
Da dies nicht geschah, wurde dem Kl. das Ruhegehalt mit 
Bescheid der Bekl. gekürzt. Der Widerspruch des Kl. wurde 
zurückgewiesen. Oie Klage vor dem Rechtshof blieb ohne 
E1folg. 

Aus den Gründen: 

II. 

Die Klage muss erfolglos bleiben. Sie ist zwar zulässig, 
jedoch unbegründet. 

l. ... 

2. Rechtsgrundlage für die Kürzung der Versorgungsbe­
züge ist § 62 Abs. 3 S. l des (staatlichen) Beamtenversor­
gungsgesetzes- BeamtVG -,das gemäß§ 2 Abs. 1 PfBVG 
für die Pfarrversorgung entsprechend anwendbar ist. Nach 
dieser Vorschrift kann dem Versorgungsberechtigten die 
Versorgung ganz oder teilweise auf Zeit oder Dauer entzo­
gen werden, wenn er der ihm nach § 62 Abs. 2 Nr. :2 
BeamtVG auferlegten Verpflichtungschuldhaft nicht nach­
kommt. Nach § 62 Abs. 2 Nr. 2 BeamtVG ist der Versor­
gungsberechtigte verpflichtet, den Bezug und jede Ände­
rung von Einkünften nach (unter anderem)§ 53 a BeamtVG 
unverzüglich anzuzeigen. In § 53 a BeamtVG wird die 
Anrechenbarkeit von Erwerbseinkommen aus einer 
Beschäftigung oder Tätigkeit außerhalb des öffentlichen 
Dienstes geregelt. 

Die Voraussetzungen für die Kürzung der Versorgungs­
bezüge des Kl. sind hier gegeben. Der Kl. war anzeige­
pflichtig. Jedenfalls in den Jahren 1994 bis 1996 war er als 
Geschäftsführer der ... GmbH erwerbstätig. Er hat auch 
zumindest aus dem Verkauf der ... GmbH, deren Gesell­
schafter er zu 70 % war, ein Einkommen erzielt. Er ist sei­
ner Anzeigepflicht aber von sich aus zu keiner Zeit nachge­
kommen, obwohl er über sie nach den unwidersprochenen 
Angaben cler Bekl. unterrichtet war. Und er hat auch auf 
Nachfragen der Versorgungskasse und der Bekl. bis heute 
keine substanziellen Au~ldinfte erteilt. . 
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Der KJ. wendet lediglich ein, es lägen- für die Jahre 1995 
und 1996 - noch keine Einkommensteuerveranlagungen 
vor; seine sUmtlichen Geschäfts- und Steuerunterlagen seien 
beschlagnahmt, so dass unbekannt sei, ob und in welcher 
Höhe ihm Nettobeträge zugeflossen seien. Aus diesem Vor­
bringen ergibt sich nicht, dass der Kl. nicht in der Lage 
wäre, seiner Anzeigepflicht nachzukommen. Auch wenn 
ihm seine Geschäftsunterlagen seit einiger Zeit nicht zur 
Verfügung stehen, und selbst wenn es ihm nicht möglich 
sein sollte. sich Ablichtungen derbeschlagnahmten Unterla­
gen zu verschaffen, so könnte er doch zumindest geschätzte 
Angaben machen.( ... ) 

Schließlich ist auch die Höhe der Kürtung nicht zu bean­
standen. Die Bekl. hat sich an der Unterscheidung von 
»erdienten<< und »zugerechneten<< Bezügen orientiert; das 
ist nachvollziehbar und nicht ermessensfehlerhaft. 

11. 

Versetzung in den Ruhestand 

1. Die \forschriji des § 51 Abs. 2 PJG ist eine strikte 
Norm; die RuhesrandsFerset::.ung ist damit zwingend ausz.u­
sprechen, JVenn ihre gesetzlichen Voraussetmngen gegeben 
sind. Ein Ermessen der Kirchenleitung ist insol\leit nicht 
eröffnet. 

2. Das Tatheswndsmerkmal der als >>nicht durchfi'ihrbar 
erwiesenen Wiederanstellung<< i. S. v. §51 Abs. 2 PfG stellt 
einen gerichtlich voll iibei]JI'iifbaren RechtsbegrUf dar, der 
einen Beurteilungsspielraum der Kirchenleitung nicht erö.l.f­
net. 

3. Zu denformellen Voraussetz.ungen einer Versetzung in 
den Ruhestand (Leitsätze der Redaktion). 

§§ 5 Nr. 2, 29 I, 39.42 I S. \, 47,48 S. I, 49.50 I S. 2. 51 li 
S. \. 52 !I S. I Kirchengesetz über die Dienstverhüllnisse der 
Pfarrer (Pfarrergcsetz - PfG) i. d. F. d. Bkm. v. I. 1\.\976 
(ABI. S. 153), wlet?.t geändert um 5.12.1997 (ABI. 1991\ 
S. 50); § 4 I lit. b. Kirchengesetz über den Pfarrerausschuss 
(PfAG) v. 24.6.1994 (ABI. S. !58); Art. 48 I! lit. a Ordnung 
der Ev. Kirche in Hessen und Nassau (Kirchenordnung- KO) 
v. 17.3.1949 i. d. F. v. 21.4.1966 (ABI. S. 89), zuletzt geändert 
am5.12.1998 (ABI. 1999 S. 1); §§ 2 Nr. I, 6 Nr. I, 18,20 I 
S. I KG über das Kirchliche Verfassungs- und Verwaltungs­
gericht (KVVG) i. d. I'. d. Bkm. v. 1.8.1979 (ABI. S. 119). 

Vetfassungs- und Verwaltungsgericht der Ev. Kirche in 
Hessen und Nassau- 2. Kammer-, Urteil vom 30.4.1999-
Il 1/99- (rechtskräftig) 

Der Kläger (KL) wendet sich gegen seine Versetzung in 
den Ruhestand durch die beklagte Kirchenleitung (Bekl.). 
Der Kl. war Inhaber der Pfarrstelle X. und wurde durch 
Beschluss der Bekl. mit Wirkung zum l .... des Jahres 1995 
in den Wartestand versetzt, da eine gedeihliche Amtsfüh­
nmg nicht mehr zu erwarten sei; die Entscheidung wurde 
durch das Kirchliche Verfassungs- und Verwaltungsgericht 
bestätigt. Im Jahre 1996 fand ein Gespräch zwischen dem 
KL und Vertretern der BekL statt, in dem der Kl. - ausweis­
lich des Gesprächsvermerkes in einem Schreiben der Bekl. 
vom darauffolgenden Monat - darauf hingewiesen wurde, 
dass er sich gemäß § 42 Abs. l PfG nur mit Zustimmung der 
Kirchenverwaltung um eine Pfarrstelle bewerben 'dütfe. 
Bewerbungen des Kl. könnten aber wegen der - gerichtlich 
bestätigten - Prognose einer nicht zu erwartenden gedeih­
lichen Amtsführung nicht genehmigt werden, weswegen der 
KL damit rechnen müsse, nach Ablauf zweier Jahre von 
Beginn des Wartestandes an in den Ruhestand versetzt zu 
werden. Der Kl. bewarb sich in der Folge aus dem Warte­
stand auf verschiedene Pfarrstellen; soweit über diese ent-
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schieden wurde, wurden sie von der BekL nicht zugelassen. 
Die Bekl. beschloss im Jahi·e 1998 die Versetzung des Kl. in 
den Ruhestand mit Wirkung zum I. ... 1999, nachdem sich 
seine \Viederanstellung auch nach Ablauf von zwei Jahren 
nach seiner Versetzung in den \Vartestand als nicht durch­
führbar erwiesen habe. Das im Hauptantrag hiergegen 
gerichtete Klagebegehren blieb ohne Erlolg, gleichfalls der 
Hilfsantrag des K.l., ihm Ruhestandsbezüge mindestens in 
Höhe der bisherigen Wartestandsbezüge zu zahlen. 

Aus den Gründen: 

Das im Hauptantrag als Anfechtungsklage zulässige Kla­
gebegehren ist nicht begründet. Der dem KL mit Bescheid 
der Kirchenverwaltung vom ... mitgeteilte Beschluss der 
Kirchenleitung vom .. über seine Versetzung in den Ruhe­
stand ist nicht rechtswidrig und verletzt den Kl. nicht in sei­
nen Rechten. Die Bekl. hat den KL w Recht gemäß § 51 
Abs. 2 S. I PfG in den Ruhestand versetzt. Die Entschei­
dung ist sowohl in formeller als auch in materieller Hinsicht 
rechtsfehlerfrei ergangen. Die BekL hat weder das geltende 
Kirchenrecht unzutreffend angewandt noch die Grenzen 
ihres pflichtgemäßen Ermessens nicht eingehalten noch ist 
sie von irrigen tatsächlichen Voraussetzungen ausgegangen 
(§ 18 Abs. I KVVG). 

Die Ruhestandsversetzung genügt den formellen Erfor­
dernissen des kirchlichen Rechts. Dem Kl. ist vor Erlass in 
noch ausreichendem Umfang rechtliches Gehör gewährt 
worden. Eine Anhörung durch die Kirchenleitung selbst war 
nicht geboten. § 51 PfG enthält eine § 48 S. I PfG entspre­
chende Anhörungsverpflichtung nicht. Gleichwohl verlangt 
das Gebot des geschwisterlichen Umgangs miteinander 
(vgl. KVVG, Urteil vom 12.5.1989 - I! 1/89 -, Amt!. 
Sammlg. Nr. 67' - Verlängerung Probezeit -; Beschluss 
vom 25.11.1982- I 4/82-, Amt!. Sammlg. Nr. 43- Dekan­
wahl-) auch für die Ruhestandsversetzung nach§ 51 PfG 
eine vorherige Anhörung des Betroffenen. Dieser Ver­
pflichtung ist die ßekl. mit dem Schreiben vom . . . 1996 
nachgekommen. Das Schreiben ist zwar schon nach etwa 
2/3 des zweijährigen Wartestandes ergangen. Zu diesem 
Zeitpunkt war das Ende der Frist, innerhalb derer sich die 
Undurchführbarkeit der Wieeieranstellung erweisen soll, 
noch nicht in Sicht. Damit konnte grundsätzlich auch der 
Zweck der Anhörung im Verfahren nach § 51 Abs. 2 S. I 
PfG noch nicht erfüllt werden. Dies setzt nämlich eine ent­
sprechende Überzeugungsbildung über die Undurchführ­
barkeit der Wiederanstellung auf Seiten der Bekl. voraus, 
flir die in § 51 Abs. 2 S. I PfG grundsätzlich ein Zeitraum 
von zwei Jahren vorgesehen ist. 

Vorliegend ist dieser Umstand jedoch ausnahmsweise 
unschädlich. Die Belcl. hatte nämlich auf Grund der im War­
testandsverfahren zu Tage getretenen Umstände die Über­
zeugung gewonnen, class die Wiederanstellung des KL sich 
auf jeden Fall als undurchführbar erweisen werde, da sein 
weiterer Einsatz in einem Pfarramt nicht verantwortet wer­
den könne. Diese Überzeugung dem KL frühzeitig mitzutei­
len, ist nicht zu beanstanden. Hierdurch wird seine Rechts­
position nämlich nicht geschwächt, sondern gestärkt. Er 
kann auf der einen Seite sich frühzeitig um eine Verwen­
dung außerhalb des kirchlichen Bereichs bemüheiL Er kann 
auf der anderen Seile seiner abweichenden Auffassung in 
einem friihen Stadium des Vetfahrens Gehör verschaffen. 

') RsprB ABL EKD 1990. S. 8. 
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Im Hinblick auf das Schreiben vom ... 1996. in dem aus­
drücklich auf die Zwei-Jahres-Frist des * 51 Abs. 2 PfG 
hingewiesen war, war für den Kl. auch deutlich, bis zu wel­
chem Zeitpunkt etwaige Einwendungen hätten vorgebracht 
werden müssen. 

Eine Anhörung des Pfarrerausschusses war entgegen der 
Auffassung des Kl. nicht erforderlich. Eine Anhörung des 
Pfarrerausschusses ist in § 51 PfG nicht vorgesehen. Die 
Regelung in §50 i\bs. I S. 2 PfG ist bei der Ruhestandsver­
setzung nach 8 51 PfG nicht anwendbar. Wie sich aus dem 
Zusammenhang der Bestimmung mit den §§ 4R, 49 PfG 
(>>etwaige Einwendungen<< bzw. >>Einwendungen<<) ergibt, 
gilt sie nur für die Ruhestandsversetzung nach § 47 PfG. 
Ans§ 4 Abs. I lit. b PfAG, wonach der Pfarrerausschuss nur 
bei einer Versetzung in den Ruhestand nach§ 50 Abs. 1 PtD 
mitwirkt, ergibt sich nichts anderes. Da eine planwidrige 
Regelungslücke nicht erkennbar ist, besteht für eine ent­
sprechende Anwendung von § 50 Abs. l S. 2 PfG kein 
Anlass. Der kirchliche Gesetzgeber hat die Anhörung des­
halb nicht vorgesehen, weil die Entscheidung zum einen 
zwingend ist und zum anderen der Pfarrerausschuss bei der 
vorhergehenden W artestanclsversetzung zu hören ist 
(KVVG, Urteil vom 22.11.1960 -li 2/58 -, Amtl. Sammlg. 
Nr. 9 - Versetzung in den Ruhestand-). 

Die Entscheidung über die Ruhestandsversetzung pes 
Klägers ist schließlich auch noch ausreichend begründet. 
Wie das Gericht in seinem Urteil vom 12. 5. 1989 
(- 11 l/89 -, Amt\. Sammlg. Nr 67 - Verlängerung Probe­
zeit-) ausgeführt hat, stellt die Pflicht zur Begründung einer 
Verwaltungsentscheidung ein wesentliches Erfordernis 
eines jeden rechtsstaatlichen, mithin auch des kirchlichen 
Verwaltungsverfahrens dar. Die Begründung muss erken­
nen lassen, von welchen tatsächlichen und rechtlichen Vo­
raussetzungen die Behörde bei ihrer Entscheidung ausge­
gangen ist. Sie darf sich dabei nicht in formelhaften, allge­
meinen Darlegungen erschöpfen, sondern muss die für die 
konkrete Entscheidung maßgeblichen Gründe nennen. Dem 
wird der Bescheid vom .. . 1998 durch die lnbezugnahme 
des Schreibens vom ... 1996 gerade noch gerecht. Insbeson­
dere war aus ihm für den Kl. erkennbar, dass die Bekl. 
davon a\1sgeht, dass sich an den Gründen für die negative 
Prognose seitdem nichts geäncle1i hat. 

Die Entscheidung über die Ruhestandsversetzung des Kl. 
ist auch in materieller Hinsicht nicht zu beanstanden. Die 
Bekl. ist ohne Rechtsfehler davon ausgegangen, dass die 
tatbestandliehen Voraussetzungen für eine Ruhestandsver­
setzung nach§ 51 Abs. 2 S. 1 PfG gegeben sind. Nach die­
ser Bestimmung wird ein Pfa!Ter, der sich nach ~ 39 PfG im 
Wartestand befindet. in den Ruhestand versetzt, wenn sich 
seine Wiederanstellung bis zum Ablauf von zwei Jahren 
nach der Versetzung in den Wartestand als nicht durchführ­
bar erwiesen hat. 

Bei dieser Bestimmung handelt es sich entgegen der von 
dem Kl. vertretenen Rechtsauffassung um eine strikte 
Norm, d. h., die Ruhestandsversetzung ist zwingencl' auszu­
sprechen, wenn ihre gesetzlichen Voraussetzungen gegeben 
sind (»wird in den Ruhestand versetzt<<). Ein Ermessen ist 
der Bekl. insoweit nicht eröffnet (KVVG, Urteil vom 
22.11.1960- Il 2/58 -, Amt!. Sammlg. Nr. 9- Versetzung 
in den Ruhestand-). 

Die Einräumung eines Ermessens folgt auch nicht aus 
dem Umstand, dass sich der Pfaner im Wartestand nur mit 
Zustimmung der Kirchenverwaltung um eine Pfarrstelle 
bewerben kann und diese Zustimmung womöglich im 
Ermessen des Dienstherrn steht. Auch wenn damit in tat­
sächlicher Hinsicht ein Zusammenhang zwischen den Rege­
lungen besteht, indem nämlich die Entscheidung gemäß 
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§ 42 Abs. I S. l PfG letztlich mit darüber bestimmen kann, 
ob die Voraussetzungen für die Ruhestandsversetzung nach 
§ 51 Abs. 2 S. l PfG vorliegen, so besteht dieser 
Zusammenhang zum einen nur in tatsächlicher Hinsicht. 
Zum anderen erstreckt er sich nicht auf die Rechtsfolgensei­
te des § 51 Abs. 2 S. I PfG, sonelern bleibt auf dessen tat­
sächliche Voraussetzungen beschränkt. 

Durch die Überschreitung der Zwei-Jahres-Frist des§ 51 
Abs. 2 PfG hat die Bekl. trotz des zwingenden Charakters 
der Regelung ihr Recht, den Kl. in den Ruhestand zu verset­
zen, entgegen dessen Auffassung nicht verwirkt. Es fehlt 
angesichts des Schreibens vom ... 1996 und den nicht zuge­
lassenen Bewerbungen des Kl. an jedem Anhaltspunkt 
dafür, dass die Bekl. bei dem Kl. den Eindruck erweckt 
haben könnte, sie werde von ihrer Befugnis, ihn in den 
Ruhestand zu versetzen, keinen Gebrauch mehr machen 
(vgl. dazu Kopp, VwVfG, 6. A. 1996, §53 RdNr. 31 f.). 

Die Bekl. ist zutreffend davon ausgegangen, dass sich die 
Wiederanstellung des Klägers als undurchführbar erwiesen 
hat. 

Bei diesem Tatbestandsmerkmal handelt es sich nach 
Auffassung der Kammer um einen voll überprüfbaren 
Rechtsbegtiff. Ein Beurteilungsspielraum ist der Bekl. inso­
weit nicht eröffnet. Das Tatbestandsmerkmal des »Erwei­
sens<< setzt - anders als der Kl. meint - nicht generell vo­
raus, dass eine Wiederanstellung in jedem Fan· durch die 
Bekl. versucht worden sein muss, indem sie Bewerbungen 
des Ffarrers zugelassen oder gar unterstützt hätte, etwa 
durch Erteilung von Dienstaufträgen oder durch Hinweise 
auf Bewerbungsmöglichkeiten und Hilfestellung im Bewer­
bungs verfahren. Allerdings wird dies der Regelfall sein. 
Denn auch wenn die Versetzung in den Wartestand- wie 
hier- deshalb erfolgt ist, weil eine gedeihliche Führung des 
Amtes auch bei einer anderweitigen Verwendung nicht zu 
erwarten ist(§ 39 Abs. 1 Nr. 2 PfG), stellt die generelle und 
dauerhafte Ungecleihlichkeitsprognose den Ausnahmefall 
dar. Die Bekl. wird im Regelfall in Wahrnehmung ihrer Für­
sorgcpflicht gegenüber dem Pfarrer (§ 29 Abs. 1 Pf'G) auf 
der einen und in Sorge für die ausreichende geistliche Ver­
sorgung der Gemeinelen und für die rechte Ausrichtung des 
kirchlichen Dienstes im öffentlichen Leben (Art. 48 Abs. 2 
lit. a KO) auf der anderen Seite alles ihr Zumutbare daran­
setzen müssen, eine Wiederanstellung in einem Arbeitsum­
feld zu ermöglichen, in dem die reelle Chance eines für alle 
Seiten befriedigenden, mithin gedeihlichen Wirkens be­
steht. Allein hieran haben sich die Entscheidungen im Ruhe­
standsverfahren und seinem Vmfeld auszurichten. Die 
Ruhestandsversetzung von vVartestandspfarrern darf nicht 
dazu genutzt werden, sonstigen personalpolitischen Zielset­
zungen zum Durchbruch zu verhelfen. 

Ausgehend hiervon kann die Undurchführbarkeit der 
Wiederanstellung nur dann unmittelbar und allein aus den 
Gründen der vVartestandsversetzung hergeleitet werden, 
wenn sich die Feststellungen aus dem Wartestandsverfahren 
auf jegliche Verwendung, also insbesondere nicht nur auf 
eine Verwend.ung im Gemeindepfarramt beziehen, und 
wenn insoweit gegenüber den die Annahme aus dem Warte­
standsverfahren rechtfertigenden Umständen während der 
Wartestandszeit keine VerHnclerungen zugunsten des betrof­
fenen Pfan·ers eingetreten sind. 

Diese Voraussetzungen sind vorliegend gegeben ... (wird 
ausgeführt). 

Die Ruhestandsversetzung ist auch im Übrigen nicht zu 
beanstanden. Der Zeitpunkt der Ruhestandsversetzung ist 
zutreffend nach § 52 Abs. 2 S. 1 PfG bestimmt. Danach 
beginnt der Ruhestand mit dem Ende des dritten Monats 
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nach Ablauf desjenigen Monats, in dem dem Pfarrer die 
Versetzung in den Ruhestand mitgeteilt wird. Der Bescheid 
wurde dem KJ. am . . . 1998 zugestellt. Der Beginn des 
Ruhestandes ist auf den .... 1999 festgesetzt. 

Auch der Hilfsantrag bleibt ohne Erfolg. Insoweit fehlt es 
an der Entscheidungszuständigkeit des Kirchlichen Verfas­
sungs- und Verwaltungsgerichts. Für die Anfechtung von 
Entscheidungen in vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
der Pfarrer, insbesondere auf dem Gebiet des kirchlichen 
Versorgungsrechts, ist nämlich nicht der Rechtsweg zum 
kirchlichen, sonelern zu den staatlichen Cierichten eröffnet 
(§ 5 Nr. 2 PfG). Der Zulässigkeil eines Vet"P,flichtungsbe­
gehrens wegen höherer Besoldung steht im Ubrigen - wie 
auch im staatlichen Prozessrecht- entgegen, dass es an der 
nicht ·nachholbaren Klagevoraussetzung eines vorherigen 
Antrags aufhöhere Versorgung an die Kirchenbehörde fehlt 
(vgl. dazu Sclmellenbach, ZBR 1992,257,266 ff. m. w. N.). 
Es liegt noch nicht einmal ein Bescheid über die Festsetzung 

. der Versorgungsbezüge vor, da dem Kl. im Hinblick auf die 
aufschiebende Wirkung seiner Klage (§ 20 Abs. I S. I 
KVVG) weiterhin die Wartestandsbezüge gewährt worden 
sind. 

Soweit es dem Kl. um eine Überprüfung der Vorschriften 
des kirchlichen Versorgungsrechts im Wege der Nonnen­
kontrolle gehen sollte. ist hierfiir zwar der kirchliche 
Rechtsweg gegeben (vgl. § 2 Nr. l KVVG), doch fehlt es 
dem Kl. insoweit an der erforderlichen Antragsbefugnis (§ 6 
Nr. I KVVG). Für eine inziclente Normenkontrolle ist kein 
Raum, da die Versorgungsfestsetzung noch nicht erfolgt 
und schon deshalb nicht Gegenstand des vorliegenden 
Rechtsstreits ist. 

12. 

1. Das gedeihliche Wirken eines Pfarrers setzt voraus, 
dass der Pfarrer ohne äz(ßere und innere \lorbeha/te bereit 
ist, seinen Dienst gemi!ß der Ordnung der Londeskirrhe w 
ezfii/len, und dies durch sein \!erhalten bezeugt. 

2. Eine \lersetmng in den Ruhestand nach .§ 88 Abs. 3 
PfG ist nur mlässig, wenn die Umstände, die zur \lersetzz111g 
in den Wartestmzd nach .§ 87 Abs. 3 P.fG geführt haben, mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ähnliche Ent­
wicklungen auch m(f'einer neuen Pfarrstelle oder bei Wahr­
nehmung einer allgemeinkirchlichen Aufgabe erwarten 
lassen. 

3. Der der Kirchenleitung obliegenden Fiirsorgep.flicht 
gegenüber dem Pfarrer(§ 3 PfG) steht die \lermmvo1'1llng 
der Kirchenleitwzgßir Gemeilldeg/ieder und kirchliche Mit­
arbeiter gegeniiber (Leitsätze der Redaktion). 

§§ 3, 87 Ill, 88 11, 93 lJl S. 4, 94 lil S. 4 Kirchengesetz zur 
Regelung des Dienstes der Pfarrer und Pt'arrerinnen in der 
Vereinigten Ev.-Luth. Kirche Deutschlands (Pfarrergesetz -
PfG)v. 17.10.1995(ABI. VELKD Bel. VI S. 274, ber. Bd. Vlll 
S. 12); §§ 36 I S. I, 38 I, I! Kirchengesetz zur Ergünzung des 
Pfarrergesetzes der Vereinigten Ev.-Luth. Kirche Deutsch­
lands (PfGErgG) v. 13.12.t996 ( KAB I. HannoverS. 302). 

Rechtshof der Konföderation ev. Kirchen in Nieclersach­
sen, Urteil vom 21.6.!997 - KonfR 6/97- (rechtshäftig) 

Der Kläger (KJ.) ist Pastor im Wartestand und wendet 
sich gegen seine Versetzung in den Ruhestand durch die 
beklagte Landeskirche (Belcl.). Dem KHiger wurde 1984 
eine Pfan·stelle der Kirchengemeinelen ... übertragen. Seit 
dem Jahre 1989 traten Schwierigkeiten im Verhältnis des 
Kl. sowohl zu den Kirchenvorständen der Gemeinelen als 
auch zu zahlreichen Gemeindegliedern aut die in stark 
missionarisch und evangelikal geprägten V cranstaltungen 
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der Gemeindearbeit des Kl. begründet waren. So lud der Kl. 
mehrfach einen- bereits 1970 aus der evangelischen Kirche 
ausgetretenen - Prediger einer »Zeltmissiotw ein und 
erlaubte ihm die Mitwirkung am Gottesdienst; er beteiligte 
Praktikanten einer freikirchlichen Bibelschule an Kinder­
stunden; schließlich führte er Konfirmandenfreizeiten im 
Freizeitheim eines >>Missionswerkes« durch, das nach Aus­
kunft des Weltanschauungsbeauftragten der Nordelbischen 
Kirche als sektenähnlich einzustufen sei u. a. Dies führte zu 
Spannungen mit den Kirchenvorständen, da diese Unterneh­
mungen teilweise nicht in den Kirchenvorstandssitzungen 
besprochen wurden; insgesamt fühlten sich die Kirchenvor­
stände nicht ausreichend informiert. Teilweise setzte der Kl. 
derartige Veranstaltungen fort, obwohl die Kirchenvorstän­
de eine gegenteilige Bitte an ihn herangetragen hatten. Wei­
tere Zweifel, ob der Kl. auf dem Boden des evangelisch­
lutherischen Bekenntnisses stehe, traten auf, nachdem 
bekannt wurde, dass die Ehefrau des Kl. 1992 aus der Kir­
che ausgetreten war und der Kl. und seine Frau davon absa­
hen, ihre Tochter taufen zu lassen. Nachdem die Kirchen­
vorstände im Rahmen einer Anhörung deutlich gemacht 
hatten, dass das Vertrauensverhältnis zwischen ihnen und 
dem Kl. vollständig zerstört sei und der Kl. die Spannungen 
bestätigte, versetzte die Bekl. den Kl. mit Bescheid vom ... 
mit Wirkung zum ... in den Wartestand, weil er auf der ihm 
übertragenen Pfarrstelle nicht mehr ged~lich wirke; mit 
Ausnahme des nach einem Einspruch des Kl. auf den ... 
festgesetzten Zeitpunkt der Versetzung in den Wartestand 
ist der Bescheid bestandskräftig geworden. Nachdem der 
Kl. in der Folge keine schriftlichen Bewerbungen auf ausge­
schriebene Pfarrstellen unternahm. wies die Bekl. den Kl. 
auf die beabsichtigte vorzeitige Versetzung ip den Ruhe­
stand hin; der Pastorenausschuss widersprach dieser 
Absicht mit der Begründung, diese Maßnahme könne 
gemäß §§ 93 Abs. 3, 94 Abs. 3 vor Ablauf von drei Jahren 
nur mit Zustimmung des Kl. erfolgen. Durch Bescheid vom 
... erfolgte die Versetzung des Kl. mit Wirkung zum ... in 
den Ruhestand durch die Bekl., der hiergegen eingelegte 
Einspruch des Kl. wurde durch die Bekl. zurückgewiesen. 

Aus den Gründen: 

Die Klage ist ... nicht begründet. Der Bescheid der Bekl. 
vom ... und ihr Einspruchsbescheid vom ... sind rechtmä­
ßig und verletzen den Kl. nicht in seinen Rechten. 

Rechtsgrundlage des angefochtenen Bescheids ist § 88 
Abs. 3 PfG. Nach dieser Vorschrift ist ein Pfarrer, der sich 
im Wartestand befindet, in den Ruhestand zu versetzen, 
wenn ein gedeihliches Wirken auch in einer anderen als der 
bisherigen Gemeinde oder in einer allgemeinkirchlichen 
Aufgabe nicht zu erwarten ist. Der Bescheid ist in einem 
korrekten Verfahren ergangen (I.). Auch die tatbestandsmä­
ßigen Voraussetzungen des§ 88 Abs. 3 P.fG liegen vor (2.). 

I. Der Bescheid leidet unter keinem Vetfahrensfehler. 
Insbesondere bedurfte es vor der Versetzung des Kl. in den 
Ruhestand keiner Zustimmung der Vertretung der Pfarrer­
schaft (Pastorenausschuss). Der Pastorenausschuss ist 
gemäß§ 38 Abs. I und2 i. V. m. § 36 Abs. I S. I PfGErgG 
vor einer Versetzung eines Pfarrers in den Ruhestand gemäß 
§ 88 Abs. 3 PfG zu hören. Dies ist hier geschehen. Im Übri­
gen ist die Auffassung des Pastorenausschusses, vor dem 
Ablauf von drei Jahren seit der Versetzung in den Warte­
stand könne der Kl. nur mit seiner Zustimmung in den 
Ruhestand versetzt werden, unzutreffend. Der Pastorenaus­
schuss verkennt, dass es sich hier nicht um einen Fall der 
Freistellung vom Dienst aus familiären Gründen (vgl. 
§§ 93 ff. PfG), sondern um die Versetzung eines Pfarrers in 
den Ruhestand mangels gedeihlichen Wirkens handelt, für 



Seite 18 

die die in~ 93 Abs. 3 S. 4 PfG und§ 94 Abs. 3 S. 4 PfG vor­
gesehenen 3-Jahres-Fristen nicht gelten. 

Auch die in ~ 38 Abs. 2 i. V. m. § 36 Abs. I PfGErgG 
vorgeschriebenen Anhörungen des Kl., des 1\.irchenvor­
stands, des Super- und Landessuperintendenten haben statt­
gefunden. Die nach \i 38 Abs. I PfGErgG erforderliche 
Zustimmung des Landesbischofs wurde erteilt. 

2. Der Bescheid ist auch inhaltlich rechtmäßig. Die Tat­
bestandsvoraussetzungen des \i 88 Abs. 3 PfG liegen vor. Es 
ist nämlich davon auszugehen, dass von dem Kl. ein gedeih­
liches Wirken auch in einer anderen als der bishe1igen 
Gemeinde oder in einer allgemeinkirchlichen Aufgabe nicht 
zu erwarten ist. 

Der in § 88 Abs. 3 PfG verwendete Begriff »gedeihliches 
Wirken<< eröffnet der Bek\. kein Ermessen in der Beurtei­
lung, ob im Einzelfall die Voraussetzungen dafür gegeben 
sind, einen Pfarrer in den Ruhestand zu versetzen; es han­
delt sich vielmehr um einen unbestil.nmten Rechtsbegriff, 
dessen Inhalt im Einzelnen durch Auslegung an Hand 
üblicher Interpretationskriterien zu ermitteln ist (Urteil des 
Verfas~ungs- und Verwaltungsgerichts- VuVG ·_der Ver­
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
vom 20. Juli 1984- RVG 4/83' -, S. 6 des Entscheidungs­
abdrucks; Weber, ZevKR 15 <1970>, S. 20, 25). Die Frage, 
ob der unbestimmte Rechtsbegriff des gedeihlichen Wir­
kens gerichtlich nur eingeschränkt nachprüfbar ist, weil der 
Verwaltung insoweit ein Beurteilungsspielraum zusteht, 
oder ob der unbestimmte Rechtsbegriff voller gerichtlicher 
Nachprüfung unterliegt, kann hier dahingestellt bleiben 
(vgl. hierzu Urteil des VuVG der EKHN vom 9.8.1991', 
ZevKR 37 <1992>, S. 194, 195 f. und Urteil des Rechtshofs 

. vom 27.10.1983- Konf R 5/83 -, S. 10 des Entscheidungs­
abdrucks. Diese Frage wird in dem Urteil des Rechtshof<; 
vom 20.10.1994,- Konf R 10/94- S. 6 des Entscheidungs­
abdrucks und in dem Urteil des VuVG der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 20. 
Juli 1984. Rsprß ABI. EKD 1988, S. 16, 17. offengelassen. 
Siehe auch von Tiling, ZevKR 43 <1998>, S. 55, 61, der 
darlegt, dass zwischen der Beurteilung der Vergangenheit 
[kein Beurteilungsspielraum der Behörde] und der Prognose 
für die Zukunft [Beurteilungsspielraum] zu differenzieren 
sei.). Selbst wenn nämlich das gedeihliche Wirken des Ffar­
rers ohne Beurteilungsspielraum der Verwaltung uneinge­
schränkt nachzuprüfen wäre, kann die Entscheidung der 
Bekl. nicht beanstandet werden. Das ergibt sich aus folgen­
den Erwägungen: 

Ein gedeihliches Wirken eines Pfarrers setzt voraus, dass 
ein Pfarrer unvoreingenommen und. ohne äußeren oder inne­
ren Vorbehalt bereit ist. seinen Dienst gemäß den Ordnun­
gen der Landeskirche zu etfüllen, und dies durch sein Ver­
halten bezeugt (vgl. Urteil des Rechtshofs vom 30. Novem­
ber 1995- Konf R 3/95 -, S. 5 des Entscheidungsabdrucks). 
Die in den angefochtenen Bescheiden angeführten sowie in 
den Verwaltungsvorgängen dokumentierten Umstände, die 
zu dem Zerwürfnis des Kl. mit seiner Gemeinde geführt 
haben. sowie seine Einlassungen in der mündlichen Ver­
handlung belegen, dass dies nicht der Fall ist. 

Der Kl. hat sich in seiner Tätigkeit in den ihm anvertrau­
ten 1\.irchengemeinden außerstande gezeigt, seinen Auftrag 
zu Wortverkündigung und Seelsorge gegenüber jedem 

') RsprB ABI. EKD 19RR, S. 16. 
') RsprB ABI. EKD l993, S. ll. 
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Gemeineleglied zu erfüllen und dies durch sein Verhalten zu 
bezeugen. Mit seiner stark auf Bekehrung angelegten 
Gemeindearbeit hat er viele Gemeindemitglieder und Kir­
chenvorstände verunsichert. Als die Gemeindemitglieder 
und Kirchenvorsteher diese Verunsicherung - veranlasst 
durch den Einsatz eines Predigers der so genannten ... Zelt­
mission im Gottesdienst - deutlich machten, war der Kl. 
nicht bereit oder nicht in der Lage. die Zielvorstellungen sei­
ner Gemeindearbeit zu erklären und um Veltrauen zu wer­
ben. Der Kl. lieferte keine Erklärungen. Er kam auch dem 
Verlangen der Kirchenvorstände, keine Mitarbeiter der Mis­
sion mehr einzuladen, nicht nach, sondern setzte seine Kon­
takte mit der Zeltmission .und dem aus der Evangelisch­
lutherischen Kirche ausgetretenen Prediger weiter fort. Nicht 
nur in dieser Situation zeigte sich der Kl. nicht in der Lage zu 
erkennen, was er seiner Gemeinde zumuten konnte. Eine 
gewisse Einschränkung seiner Wahrnehmungsfähigkeit kam 
auch darin zum Ausdruck, dass er sich über die Sorgen vieler 
Gemeindemitglieder hinwegsetzte und Praktikanten der frei­
kirchlichen Bibelschule ... in die Gemeinde einlud, um sie 
an Kinderstunden zu beteiligen. Gleiches gilt für den Einsatz 
von »Kindermissionaren<< des Missionswerks » ... « in der 
von dem Kl. verantworteten Gemeindearbeit 

Ein die Entstehung von Konflikten geradezu begünsti­
gendes Verhaltensmuster zeigte der Kl. auch in seiner Kon­
finnandenarbeit. Die Veranstaltung von Konfirmandenfrei­
zeiten in einem von dem Weltanschauungsbeauftragten der 
nordelbi5chen Kirche als >>sektenähnlich« eingestuften Mis­
sionswerk musste das Unverständnis der Gemeindemitglie­
der wecken und Misstrauen gegen den Kl. hervorrufen. 

Diese zu einer Zerrüttung des Verhältnisses zwischen 
dem Kl. und seiner ehemaligen Gemeinde führenden 
Umstände rechtfertigen die Prognose, dass es zu ähnlichen 
Konflikten auch kommen wird, wenn dem Kl. eine andere 
Pfarrstelle oder eine allgemeinkirchliche Aufgabe anver­
traut würde. Bei dieser Einschätzung ist allerdings zu beach­
ten, dass wegen des einschneidenden Eingriffs in die 
Rechtsstellung des Pfarrers, die mit der Versetzung in den 
Ruhestand verbunden ist, an die Prognose, der Pfarrer werde 
auch in einer anderen Gemeinde oder allgemeinkirchlichen 
Aufgabe nicht gedeihlich wirken, besonders strenge Maß­
stäbe angelegt werden müssen. Eine Versetzung in den 
Ruhestand nach ~ 88 Abs. 3 PfG ist deshalb nur zulässig, 
wenn die Umstände, die zu der Versetzung in den Warte­
stand nach § 87 Abs. 3 PfG geführt haben, mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit ähnliche Entwicklungen 
auch auf einer neuen Pfarrstelle oder bei Wahrnehmung 
einer allgemeinkirchlichen Aufgabe erwarten lassen (vgl. 
Weber, ZevKR 15 <1970>, S. 20, 27). Dies ist hier der Fall. 

Die durch die Amtsführung des Kl. hervorgerufenen 
Konflikte waren nicht auf Meinungsunterschiede zwischen 
dem Kl. und den Kirchenvorstehern und Gemeindemitglie­
dern oder auf sachliche Auseinandersetzungen und darauf 
beruhende persönliche Spannungen zurückzuführen, die in 
jeder christlichen Gemeinde auftreten können. Sie hatten 
ihre Ursache nicht etwa in der personellen Zusammenset­
zung der ehemaligen Gemeinde des Kl., Jagen also nicht 
darin begründet, dass >>die Chemie zwischen Kl. und den 
Kirchenvorstehern bzw. den Gemeindemitgliedern nicht 
stimmte«. Die Zen·üttung in dem Verhältnis zwischen dem 
Kl. und seiner Gemeinde war vielmehr auf erhebliche Defi­
zite in der Kommunikationsfähigkeit des Kl. zmiickzufüh­
ren, die in der Gemeinde zu Recht Zweifel an der inneren 
Bereitschaft des Kl. aufkommen ließen, auf der Grundlage 
des evangelisch-luthetischen Glaubens zu wirken. Es ist 
nicht ersichtlich, dass sich hieran etwas durch die Übertra­
gung einer anderen Pfarrstelle oder einer allgemeinkirch­
lichen Aufgabe ändern würde. Denn unabhängig davon, wie 
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der Kl. eingesetzt wird, dürfte das von ihm in den Gemein­
den W., lvl.nnd W. gezeigte Verhaltensmuster das Miss­
trauen der ihm anvertrauten Gemeindemitglieder oder sei­
ner Mitarbeiter in einer allgemeinkirchlichen Aufgabe her­
vorrufen. Die starke Hinwendung des Kl. zu freikirchlichen 
Missionswerken und seine Unfähigkeit, Inhalte und Ziele 
dieser Ausrichtung zu vermitteln, lässt zwangsläufig Kon­
flikte entstehen, in welcher Funktion der Kl. in der Kirche 
auch immer seinen Dienst versieht. 

An dieser Einschätzung konnten auch die Einlassungen 
des Kl. in der mündlichen Verhandlung nichts ändern. Zwar 
hat der Kl. erklärt, er habe einen Lernprozess durchgemacht. 
Der Kl. hat dem Gericht, das ihn hierzu ausführlich befragt 
hat, jedoch nicht aufzeigen können, dass er sich mit den 
Ursachen der Probleme in seiner ehemaligen Gemeinde 
ernsthaft auseinandergesetzt hat. Das Gericht hat vielmehr 
den Eindruck gewonnen, dass der Kl. vornehmlich die Lan­
deskirche für die Situation verantwortlich macht, in der er 
sich befindet. Dies lässt nicht den Schluss auf eine gnmd­
sätzlich veränderte persönliche Einstellung des Kl. und eine 
Überwindung der in der Vergangenheit gezeigten Verhal­
tensmuster zu. Es ist deshalb nicht zu erwarten, dass der Kl. 
in einer anderen als der bishetigen Gemeinde oder in einer 
allgemeinkirchlichen Aufgabe vertrauensvoll wirken könnte. 

Der Kl. scheint im Übrigen selbst nicht davon auszuge­
hen, dass es ihm gelingen könnte, auf einer anderen Pfarr­
stelle oder in einer allgemeinkirchlichen Aufgabe zurecht­
zukommen. Jedenfalls hat er sich bei seinen Bemühungen 
um eine andere Verwendung in der Landeskirche eher 
zurückgehalten. Zwar erklärt er- ohne dies im Einzelnen zu 
belegen -, dass er der Bekl. immer wieder Vorschlüge für 
Alternativbeschäftigungen unterbreitet habe und auch bereit 
sei, in der Krankenhausseelsorge zu arbeiten. Dass er beson­
dere Anstrengungen unternommen hat, eine andere Aufgabe 
in der Kirche zu übernehmen, ist jedoch nicht ersichtlich. 
Anscheinend hat er sich nach seiner Versetzung in den War­
testand nicht einmal schriftlich um eine im Kirchlichen 
Amtsblatt der Landeskirche ausgeschriebene Stelle bewor­
ben, obwohl er bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand 
über zwei Jahre Zeit dazu hatte. Die Einlassung des Kl. in 
der mündlichen Verhandlung, er habe nicht anderen Bewer­
bern, insbesondere Berufsanfängern, eine freie Stelle »Weg­
nehmen« wollen, lässt auf eine solidarische Haltung des Kl. 
schließen, ist aber angesichts der Tatsache, dass der .Kl. für 
eine fünfköpfige Familie zu sorgen hat, wenig nachvollzieh­
bar. Auch die Tatsache, Jass es sich bei den ausgeschriebe­
nen Stellen häufig nur um Teilzeitstellen gehandelt hat, 
erklärt nicht hinreichend, warum sich der Kl. nicht wenigs­
tens vereinzelt um freie Stellen beworben hat. Es ist auch 
nicht zu erkennen, dass der Umzug nach N., den der Kl. 
nach seinen Angaben in der mündlichen Verhandlung aus 
fi'eien Stücken. nicht auf Drängen der Landeskirche, unter­
nommen hat, ihm Anlass geben konnte, von besonderen 
Bemühungen um eine neue Aufgabe in der Landeskirche 
abzusehen. Die Bewerbung auf eine ausgeschriebene Pfarr­
stelle oder eine allgemeinkirchliche Aufgabe ist auch von N. 
aus möglich. Es mag damit zusammenhängen, dass der Kl. 
keine besonderen Anstrengungen zur Übernahme einer. 
anderen Aufgabe auf sich genommen hat, weil er sich in der 
Evangelisch-lutherischen Kirche nicht mehr aufgehoben 
fühlt und zunehmende Distanz zur Landeskirche empfindet. 
Jedenfalls hat sich die Übertragung eines neuen Amtes über 
einen langen Zeitraum als undurchführbar erwiesen, was für 
die Richtigkeit der hier vertretenen Einschätzung spricht. 

Der KI. beruft sich auch ohne Erfolg auf die der Bekl. ihm 
gegenüber obliegende Fürsorgepflicht Zwar hat der Kl. ab 
Pfmrer nach § 3 Pf'G gegenüber der Kirchenleitung ein 
Recht auf Fürsorge für sich und seine Familie. Die Hirsor-
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gepflichl hindert die Kirchenleitung allerdings nicht an der 
Versetzung von Pfarrern in den Ruhestand mangels gedeih­
lichen Wirkens, wenn an die von der Kirchenverwaltung 
anzustellende Prognose- wie hier- strenge Maßstäbe ange­
legt werden. Die Kirchenleitung hat auch eine Verantwor­
tung gegenüber den anderen Gemeineiemitgliedern und 
ihren kirchlichen Mitarbeitern und muss deshalb in der Lage 
sein, einen Pfarrer, der nicht in der Lage ist, seinen Dienst 
gemäß den Ordnungen der Landeskirche zu erfüllen und 
dies durch sein Verhalten zu bezeugen, von seinen Aufga­
ben zu entbinden. Außerdem hat sich die Bekl. in Fürsorge 
für den Kläger durchaus bemüht, diesem eine andere 
Beschäftigungsmöglichkeit zu verschaffen. Das Angebot 
der Bekl., bei dem Dialeonischen Werk der ... eine Tätigkeit 
aufzunehmen, hat der Kl. jedoch abgelehnt. 

Die Bekl. musste demzufolge den Ki. nach \i 88 Abs. 3 
PfG in den Ruhestand versetzen. Einen Ermessensspielraum 
räumt ihr die Vorschrift nicht ein. 

Die Klage ist daher ... abzuweisen. 

13. 

Beamtenbesoldung. Minderung jährlicher Sonderzulage 

1. Die Beschränkung der jährlichen Sonderzuwendung 
an Kirchenbeamte aufgrundeines onlmmgsgemi!fi zustande 
gekommeneil Maßnahmegesetzes verstiifJt nicht gegen hö­
herrcmgiges Recht. 

2. Die Herausnahme kdchenbemll!eter Lehrer im Ersatz­
schulbereich aus den Einsparma{.i11alunen eines solchen 
Gesetzes stellt wegen sachlicher Rech~fertigung insbeson­
dere dwlll keinen Verstoß gegen den Gleichheitssatz dar, 
wenn at({grwul stoaflicher Schulmif~·ichtsbestimmungen die 
1Virtsclwfiliche und rechtliche Gleichstellung dieser Perso­
nen mit Lehrem an vergleichbaren öffentlichen Schulen 
geboten ist (Leitsatz der Redaktion). 

~§ 1. 23, 26 Ordnung der Ev. Kirche von Westfalen über die 
Besoldung und Versorgung der Kirchenbeamten (Kirchenbe~ 
amtcnbesoldungs- und- Versorgungsordnung- KBVO) i. d. F. 
d. Bkm. v. 1.6.1992 (KABl. S. 91 ), zuletzt gelindert durch 

Gesetzesvertretende Verordnung v. 18./19.2.1999 (KABl. 
S: 77); Art. 2 §~ 3-5 Kirchengesetz der Ev. Kirche von West­
falen über vorübergehende dienst-. besoldungs- und versor­
gungsrechtliche !Vlal~nahmcn (VMal.\nG) vom 14.11.1997 
(KABl. S. 181: 1998 S. 4): Art. 137. 140 Kirchenordnung der 
Ev. Kirche von Westfalen v. l.\2.1953 (KABl. 1954 S. 25), 
zuletzt geändert durch das 39. Kirchengesetz zur Anclerung 
der Kirchenordnung v. 12.11.1998 (KABl. S. 207) (KO.W 
a. F.); An. \23. \42, 145 Kirchenordnung der Ev. Kirche von 
Westfalen i. cl. F. d. Bkm. v. 14.1.1999 (KABI. S. I. 193) 
(KO.W n. F.): § 20 Kirchengesetz der Ev. Kirche von Westfa­
len über die kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit (Yer­
waltungsgerichtsgesetz - VwGG) v. \6.6.19Y6 (KAB\. 
S. 309): Art. \92 Kirchenordnung der Ev. Kirche im Rhein­
land (KO.R) v. 2.5.1952 (KABl. S. 57) i. d. F. d. Bkm. 
v. 20.3.1998 (KABl. S. 77); § I Il. !Tl Bundesbesoldungsge­
setz (BBesG) i. d. F. d. Bkm. v. 9.3.\992 (BGBl. I S. 409); 
§ 135 S. 2 Beamtenrechtsrahmengesetz (BRRG) i. d. F. der 
Neubekanntmachung v. 27.2.\985 (BGBI. I S. 462): §§ 10. II 
Gesetz über tlic Gewährung einer jährlichen Sonderzuwen­
dung (Zuwendungsgesctz- ZuwG) v. 23.5.1975 (BOB!. I. 
1238); § 37 I, IU Erstes' Gesetz zur Ordnung des Schulwesens 
im Lande Nordrhein-Westfalen (SchOG NW) v. 8.4.1952 
(GS. NW S. 4). zuletzt geändert durch Gesetz v. 17.5.1994 
(GV NW S. 243): Art. 3, 33 V, Art. 140 GO i. V. m. 
Art. 137 lll WRV. 

Verwaltungskammer der Ev. Kirche von Westfalen, 
Urteil vom 12. II. 1999- VK 12/<.)8- (nicht rechtskräftig) 
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Der Klüger (](1.). der als Kircllenvcrwaltungsobermt mit 
der Besoldungsgruppe A 14 tütig ist. begehrt die ungek[irz­
te Auszahlung der jiihrlichen Sonderzuwendung fi.ir das Jahr 
1997. Im Hinblick auf die finanzielle Situation der Ev. Kir­
che von Westfalen (Beklagte- Bekl.) sah sich die Landes­
synode veranlaßt, zur Einsparung von Personalkosten 
gesetzliche Maßnahmen zu ergreifen. § 26 KBVO und eine 
gleichlautende Bestinummg in der Besoldungs- und Versor­
gungsordnung für rfatTer gab der Landessynode die Mög­
lichkejt, für den ihren Bereich im Benehmen mit der Ev. 
Kirche im Rheinland für einen befristeten Zeitraum durch 
Kirchengesetz oder Notverordnung von einzelnen Bestim­
mungen der Besoldungs- und Versorgungsordnungen abzu­
weichen. Nach Herstellung des erforderlichen Einverneh­
mens erließ die Landessynode das VMaßnG, das am 
1.12.1997 in Kraft trat und u. a. Beschränkungen der jähr­
lichen Sonclerzuivenclung auch an die Kirchenbeamten vor­
sah. Auf Grundlage des Art. 2 § 4 Abs. I VMaßnG erhielt 
der Kl. mit der Besoldungsabrechnung flir den Monat 
Dezember 1997 die zu diesem Zeitpunkt anstehende 
Sonderzuwendung, auf 2500,- DM abgesenkt. Ein hierge­
gen gerichteter Widerspruch des Kl. wurde zurLickgcwie­
sen: mit der vorliegenden Klage begehrte der Kl. wiederum 
die Änderung der Besoldungsabrechnung und Auszahlung 
der Sonderzuwendung in unverminderter Höhe. Das zuHis­
sige Klagebegelu·en blieb in der Sache ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: 

I I. 

Die Klage ist nicht begründet. FUr die zeitweise Vermin­
derung der jährlichen Sonderzuwendung besteht eine ein­
wandfreie kirchengesetzliche Regelung. Durch die Herans­
nahme der im kirchlichen Ersatzschuldienst tätigen Lehre­
rinnen und Lehrer ist ebenso wenig wie aus den anderen 
vom Kl. vorgetragenen Grünelen eine Ungültigkeit des Maß­
nahmengesetzesherbeigeführt worden, so dass der streitbe­
findliche Bescheid nicht unwirksam ist. 

I. Ausgangspunkt der von der Verwaltungskaüuner ge­
troffenen Entscheidung ist Art. 140 GG. 

a) Nach Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV 
ordnet und verwaltet jede Religionsgemeinschaft 
ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb der 
Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie ver­
leiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder 
der bürgerlichen Gemeinde. Durch diese verfas­
sungsrechtliche Vorschrift wird den Kirchen das 
Selbstbestimmungsrecht zur eigenstUndigen Ord­
nung ihrer inneren Angelegenheiten gewährleistet. 

b) Sie steht im Einklang mit§ 135 S. 2 des Beamten­
rechtsrahmengesetzes, wonach es den öffentlich­
rechtlichen Religionsgemeinschaften überlassen ist, 
>>die Rechtsverhältnisse ihrer Beamten und Seelsor­
ger diesem Gesetz entsprechend zu regeln ... <<. Mit 
dieser Regelung ist es den Religionsgemeinschaften 
vom staatlichen Gesetzgeber her ohne jede Ein­
schränkung und ohne jeden Vorbehalt überlassen, 
ihr Amtsrecht entsprechend dem staatlichen Beam­
tenrecht, wie es im Beamtenrechtsrahmengesetz ent­
galten ist, zu regeln. Das bedeutet, dass die Kirche 
selbst entscheiden kann, ob und wie die >>entspre­
chende« kirchliche Regelung aussehen soll. 

2. Austluss dieses Selbstbestimmungsrechts ist u. a. die 
Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsordnung. 

RECHTSPRECHUNG 

a) ~ I Abs. I KBVO hat folgenden Wortlaut: 

>>Für die Besoldung, Versorgung und sonstige 
dienstliche Bezüge der Kirchenbeamten gilt das 
jeweilige Recht der Landesbeamten in Nordrhein­
\Vestfalen sinngemäß, soweit das kirchliche Recht 
nichts anderes bestimmt. Insbesondere sind hiernach 
die für die Landesbeamten geltenden Bestimmungen 
des Landesbesoldungsgesetzes und des Bundesbe­
soldungsgesetzes ... anzuwenden .... << 

Nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 des Bundesbesoldungsge­
setzes gehören neben den Dienstbezügen (Abs. 2) 
und anderen sonstigen Bezügen (Abs. 3 Nrn. I, 3 
und 4) auch jährliche Sonderzuwendungen zur 
Besoldung der Bundes- und der Lnndesbeamten. Sie 
sind im Gesetz über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzuwendung vom 23.5.1975 geregelt. Die 
Anwendung des staatlichen Sonclerzuwenclungsge­
setzes steht aber, wie sich aus § 1 Abs. I KBVO 
ergibt. unter dem Vorbehalt kirchengesetzlicher 
Modifikationen, wie sie zum einen in ~ 23 KBVO 
und zum anderen in Art. 2 §§ 3-5 VMaßnG enthal­
ten sind. Die vorübergehenden westfälischen 
Abweichungen im Maßnahmengesetz von dem 
gemeinsamen Recht der Evangelischen Landeskir­
chen in Rheinland und Westfalen beruhen auf der 
Ermächtigung zu befristeten Regelungen in § 26 
KBVO. Danach können die beiden Landeskirchen 
jeweils für ihren Bereich im Benehmen mit der 
anderen Landeskirche für einen begrenzten Zeit­
raum durch Kirchengesetz oder Notverordnung 
(neu: Gesetzesvertretende Verordnung) von einzel­
nen Bestimmungen des Besoldungs- und Versor­
gungsrechts abweichen. 

b) Das vom Kl. angezweifelte Vorliegen des erforder­
lichen Benehmens ist gegeben. Im Hinblick auf den 
auch dem Kl. in Fotokopie vorliegenden Schrift­
wechsel dürften die Zweifel an dem erforderlichen 
Einverständnis der Evangelischen Kirche im Rhein­
land ausgeräumt sein. 

Das Benehmen ist auch auf der hierfür zuständi­
gen Ebene herbeigeführt worden. Die Kirchen Ieitun­
gen, sowohl die der Evangelischen Kirche im Rhein­
land (Art 192 KO.R) als auch die der EvatH!elischen 
Kirche von Westfalen (Art. 137 und 140 KO.W, 
neue Fassung Art. 142, 145 KüW), haben die Auf­
gabe, ihre jeweilige Landeskirche zwischen den 
grundsätzlich jährlich einmal zusammentretenden 
Landessynoden (vgL Art. 123 KO.W) zu leiten. Die 
im Schreiben der BekL vom 2l.l0.1997zum Aus­
clruck gebrachte Zustirrunung der Evangelischen 
Kirche im Rheinland ist somit gesetzeskonform und 
rechtswirksam. 

Diese Zustimmung konnte noch so rechtzeitig in 
eine Ergänzungsvorlage für die Landessynode auf­
genommen werden, dass die Vorlage und mit ihr das 
Einverständnis, das Benehmen, zur Sitzung der 
zuständigen Ausschüsse, des Tagungs-Finanzaus­
schusses und des Tagungs-Gesetzesausschusses der 
Landessynode 1997, vorgelegen haben. Die Landes­
synode als der von der Kirchenordnung berufene 
Gesetzgeber hat das Maßnahmengesetz beschlossen. 
Damit besteht für die zeitweise Vermeidung der 
jährlichen Sonderzuwendung eine verfassungsrecht­
lich zulässige und fehlerfreie kirchengesetzliche 
Regelung. 

3. Die im Maßnahmengesetz getroffenen Regelungen ver­
stoßen auch nicht gegen höherrangiges Recht 
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a) Ein Verstoß gegen Art. 33 Abs. 5 GG scheidet aus. 
Denn diese Vorschrift ist auf die öffentlich-recht­
lichen Dienstverhältnisse der Kirchen weder unmit­
telbar noch entsprechend anzuwenden. Dies ent­
spricht seit Jahren der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts und des Bundesverwal­
tungsgerichts (vgl. Urteil des BVerfG vom 
25.1 l .1982 in DVBI. 83, 507 mit weiteren Hinwei­
sen auf BVerfGE 42. 339 f.; BVerfGE 28, 351; 30, 
332). 

b) Selbst wenn Art. 33 Abs. 5 GG auf das Kirchenbe­
amtenverhältnis des KHigers entsprechende Anwen­
dung fände, würde die von der Landessynode 
beschlossene Verminderung der jährlichen Sonder­
zuwendung nicht gegen hergebrachte Grundsätze 
des Berufsbeamtentums verstoßen. »Die Ausgestal­
tung der Bezüge im Einzelnen ist von der Ve1fas~ 
sung nicht reglementiert. Insbesondere können nicht 
bestimmte Formen von Bezügen (Weinachtsbeihil­
fen, 13. Monatsgehalt) verlangt werden, solange die 
Bezüge nur insgesamt als standesgemäß anzusehen 
sind« (Mmr11z, in Mmtnz.-Diirig, Komm. z. GG, 
Art. 33 Rdnr. 69). 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem 
Beschluss vom 15.7.1999-2 BvR 544/97- (nicht 
zur Veröffentlichung in der Entscheidungssamm­
lung bestimmt) die VerfassungsbeschvJerde eines 
Beschwerdeführers, cle sich auf eine Verletwng sei­
ner Rechte aus Art. 33 Abs. 5 GG berief, wegen feh­
lender Erfolgsaussicht nicht angenommen und zur 
Begründung ausgeführt: 

»Der Gesetzgeber kann die Struktur der 
Besoldungsordnung, die Struktur des Beamten­
gehalts und die Zahlungsmodalitäten innerhalb 
des Rahmens, den die veli'assungsrechtlich ga­
rantierte Alimentierungspflicht zieht, pro futuro 
ändern (vgl. BVerfGE 44, 249 [263); stRspr). Er 
ist auch befugt, die Gehallsbeträge, solange sie 
nicht an der unteren Grenze einer amtsangemes­
senen Alimentierung liegen, zu kürzen. Einen 
verfassungsrechtlich gesicherten Anspruch auf 
Erhaltung des erlangten Besitzstandes in Bezug 
auf ein einmal erreichtes Einkommen gibt es 
nicht.« (es folgen Hinweise auf die Rspr. des 
BVerfG). 

Bei dieser einhellig in Literatur und Rechtspre­
chung vertretenen Auffassung würde eine Rechts­
verletzung bei auch nur entsprechender Anwendung 
des Art. 33 Abs. 55 GG nicht in Betracht kommen. 

c) Die bereits erwähnte Alimentierungspflicht des 
Dienstherrn ist durch die Verminderung der jähr­
lichen Sonderzuwendung nicht verletzt worden. vVie 
sich schon aus der Bezeichnung ·>>Sonderzuwen­
dung« ergibt, handelt es sich um eine zusätzliche 
finanzielle Zuwendung, die der Dienstherr aus 
Anlass des bevorstehenden Weihnachtsfests seinen 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gewährt. Durch 
die Absenkung dieser Sonderzuwendung auf den 
Grundbetrag von 2500,- DM hat der Kl. eine finan­
zielle Einbuße erlitten, deren Auswirkung die Ver-· 
waltungskammer durchaus nachvollziehen kann. 
Dabei darf aber nicht aus den Augen gelassen wer­
den, dass die Absenkung keinen Einfluss auf die 
Höhe des monatlichen Gehalts hatte. Der Kl. hat für 
den Monat Dezember 1997 dasselbe Grundgehalt 
nebst Zuschlägen und Zulagen wie in den voran­
gegangenen Monaten von Januar bi~ November 
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des Jahres 1997 erhalten. Dieses monatliche Gehalt 
sichert den angemessenen Unterhalt des Kl. und sei­
ner Familie. Wenn der Dienstherr das zusätzliche 
sog. Weihnachtsgeld kürzt, kommt er nach wie vor 
seiner Alimentierungspflicht nach, so dass von deren 
Verletzung keine Rede sein kann. 

4. Die Auffassung des Kl., eine verminderte Sonderzuwen­
dung habe nicht vor dem In- Kraft-Treten der Rechts­
grundlage für die Verminderung gezahlt werden dürfen, 
so dass die Zahlung rechtswidrig sei, ist unzutreffend. 
Denn im gesamten Besoldungsrecht gilt der Grundsatz, 
dass die Rechtsgrundlage maßgeblich ist, die in dem 
Kalendermonat gilt, für den die Dienstbezüge gezahlt 
werden. Ob die Zahlung im Vormonat erfolgte oder 
-wie vom Kläger zutreffend ausgeführt - sogar erfol­
gen musste, ist insoweit unerheblich; maßgebend ist 
nicht die Rechtsgrundlage, die in\ Monat der Zahlung 
-noch- gilt. 

Im speziellen Fall der Sonderzuwendung kommt 
hinzu, dass § l 0 ZuwG vorschreibt, dass »für die Ge­
währung und Bemessung cler Zuwendung ... die recht­
lichen und tatsächlichen Verhältnisse am l. Dezember 
des jeweiligen Kaiendeijahres maßgebend ... << sind. 
»Der Bemessung der Zuwendung sind nicht die am 
l. Dezember ues jeweiligen Kalende1jahres gezahlten 
Bezüge, sonelern die am I. Dezember zustehenden 
Bezüge zugrunde zu legen<< (BlYII, Durchführungs­
RdSchr. vom 30.9.1975 - n. v., zitiert von Clemens. 
Besoldungsrecht, Kommentar, Hinweis zu § I 0 ZuwG, 
S. 16 zu § 67 BBesG). E;; war somit rechtens, für die 
Sonderzuwendung 1997 des Kl. bereits die Bestimmun­
gen anzuwenden, wie sie nach dem Maßnahmengesetz 
ab 1.12. 1997 Geltung erlangten. 

5. Die vom Kl. erwähnte arbeitsrechtliche GratifikatiOn 
kann mit der jährlichen Sonderzuwendung nicht ver­
glichen werden. Letztere wächst nicht von Monat zu 
Monat zu, so dass beim Kläger kein Vertrauenstatbe­
stand dahingehend entstehen konnte, dass für die vor 
dem 1.12.1997 liegenden elf Monate noch die bislang 
gewährte volle. jährliche Sonderzuwendung gezahlt 
würde. Das Sonderzuwendungsgesetz kennt keine antei­
lige Zuwendungszahlung. Nach § 11 ZuwG ist die 
Zuwendung mit den laufenden Bezügen für den Monat 
Dezember zu zahlen. Die Sonderzuwendung steht den 
Berechtigten also stets mit den Dezemberbezügen in der 
Höhe zu, die sich aus den am l. Dezember geltenden 
Vorschriften ergibt. Insofern ist in Bezug auf den Kl. bei 
der Zahlung der vermineleiten Sonderzuwendung 1997 
nach den Bestimmungen des Maßnahmengesetzes nicht 
rechtswidrig verfahren worden. 

6. Wie sich in der mündlichen Verhandlung herauskristal­
lisiert hat, ist Kernpunkt der Argumentation des Kl. die 
unterschiedliche Behandlung der kirchlichen Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter hinsichtlich der Zahlung der 
Sonderzuwendung. 

a) Soweit er auf die unverminderte Zahlung der jähr­
lichen Sonderzuwendung an im Dienst der Landes­
kireh stehende Angestellte und Arbeiter hinweist, ist 
dazu zu bemerken, dass die Höhe deren Vergütung 
durch arbeits- und tarifvertragliche Vereinbarungen 
geregelt wird, in die die Landessynode als kirch­
licher Gesetzgeber einseitig nicht eingreifen kann 
und clmi·. 

b) Der Kl. moniert weiter die Herausnahme des Perso­
nenkreises der im kirchlichen Dienst stehenden 
beamteten Lehrerinnen und Lehi'er aus dem Spar­
programm des Maßnahmengesetzes und sieht hierin 
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einen Verstoß gegen den Grundsatz der Cileichbe­
hancllung. Seinen Argumenten vermag die Verwal­
tungskammer jedoch nicht zu folgen. 

aa) Dem Kl. mag zuzustimmen sein. wenn er auf den 
fehlenden Statusunterschied zwischen !drehen­
beamteten Lehrern einerseits und außerhalb des 
Ersatzschulbereichs tätigen Kirchenbeamten 
andererseits hinweist. Für beide Gruppen gelten 
die Grundsätze des Berufsbeamtentums, z. B. 
Anspruch auf angemessene Besoldung, Unkünd­
barkeit und Pflicht, mit voller Hingabe die über­
tragenen Aufgaben zu erfüllen. Die Angehörigen 
beider Gruppen müssen eine vorgeschriebene 
Ausbildung erhalten, die sie zur Ausübung ihres 
Amts befähigt und berechtigt. 

bb) Dies alles ist jedoch nicht entscheidend. Der 
Unterschied zwischen clen beiden vorbezeichne­
ten Gruppen wird durch besondere staatliche 
Schulaufsichtsbestimmungen geschaffen, die für 
das Dienstverhältnis der kirchlichen Lehrerinnen 
und Lehrer an Ersatzschulen zu beachten sind. 
So bestimmt § 37 Abs. 3 Buchst. d) SchOG NW 
Folgendes: · 

»Die wirtschaftliche und rechtliche Stellung 
der Lehrkräfte muss der Stellung der Lehrer an 
vergleichbaren öffentlichen Schulen entspre­
chen.<< 

Diese Gleichstellung der Lehrkräfte ist eine 
der Voraussetzungen. unter denen eine (kirchli­
che) Ersatzschule genehmigt wird. 

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass es sich 
bei § 37 Abs. 3 Buchst. d) SchOG NW um eine 
Muss-Vorschrift handelt, von der der Schulträ­
ger nicht abweichen kann, ohne Konsequenzen 
befürchten zu mi.issen. Wenn der Gesetzgeber 
eine wirtschaftlich .und rechtlich übereinstim­
mende Stellung der Lehrkräfte nicht gewollt 
oder für nicht erforderlich gehalten hätte, dann 
hätte er dies durch entsprechende Formulierun­
gen zum Ausdruck bringen können. 

cc) Die von der Landessynode getroffene Regelung 
verstößt nicht gegen den Gleichhcitsgrundsatz. 
Mit ihm ist eine gesetzliche Regelung nur dann 
unvereinbar, wenn sich für sie schlechterdings 
ein vernünftiger, sachgerechter Grund nicht 
erkennen Hisst (BVerfG, Beschl. v. 15.1.1985-
2BvR 1148/94-,DÖV J985,319;NVwZ 1985, 
333. m. w. N.). Der Verwaltungsgerichtshof 
der Ev. Kirche der Union hat in~ s~inem den 
Verfahrensbeteiligten bekannten Beschluss vom 
4.3.1998- VGH 6/98- Folgendes ausgeflihrt: 

>>Der Gleichheitsgrundsatz unterwirft zwar als 
kirchliches Recht - nicht in seiner Ausprägung 
in Art. 3 GG als staatliche Verfassungsnorm -
auch die Landessynode gewissen Binduhgen. 
Wie im staatlichen Recht kommt aber auch im 
Kirchenrecht nur dann ein Verstoß gegen den 
Gleichheitsgrundsatz in Beu·acht. wenn für eine 
unterschiedliche Behandlung sachliche Grlinde 
fehlen und sie deshalb willkürlich erscheint.« 

Eine Prlifung, ob der kirchliche Gesetzgeber 
diese Grundsätze bei Erlass des Maßnahmenge­
setzes beachtet hat, ergibt, dass er im Hinblick 
auf die Bestimmungen des Schulordnungsgeset­
zes NW einen durchaus nachvollziehbaren und 
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sachgerechten Grund hatte. die im kirchlichen 
Dienst stehenden beamteten Lehrerinnen und 
Lehrer anders als die nicht im Ersatzschuldienst 
stehenden Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe­
amten zu behandeln. 

dd) Es kommt hinzu. dass das Land NW jetzt und 
künftig die Besoldung und Versorgung der Leh­
rerinnen und Lehrer im Rahmen der Ersatzschul­
finanzierung zu 94 % refinanziert, so dass die 
Einsparung für die Landeskirche nur 6 % von der 
den Betroffenen auferlegten Besoldungskürzung 
betragen hätte. Eine Einbeziehung der refinan­
zierten Lehrkräfte in das Maßnahmengesetz wäre 
der Intention des kirchlichen Gesetzgebers, Per­
sonalkosten einzusparen, nicht gerecht gewor­
den. 

ee) Der Kl. kann schließlich seine behauptete 
Ungleichbehandlung von »normalen« Kirchen­
beamten und den als Lehrkräften tätigen Kir­
chenbeamten nicht mit der Neufassung des § l 
Abs. 2 KBVO begründen. Durch diese Änderung 
hat§ 1 Abs. 2 KBVO folgende Fassung erhalten: 

»(2) Die Besoldung(~ 1 Abs. 2 BBesG) und 
die Versorgung(§ 2BeamtVG) der Kirchenbe­
amten als Lehrluiifte, deren Besoldung und 
Versorgung im Rahmen der Ersatzschulfinan­
zierung refinanziert wird, 1ichten sich nach den 
für die vergleichbaren Lehrkräfte des Landes 
Nordrhein-Westfalen geltenden Bestinm1Un­
gen.« 

Diese Gesetzesänderung stellt keine nachträg­
liche Legitimation der durch das Maßnahmenge­
setz vom 14.11.1997 vorgenommenen Herans­
nahme der kirchlichen beamteten Lehrkräfte aus 
dem Sparprogramm des vorgenannten Gesetzes 
dar. Auch vor dem 14.11.1997 bestand die Ver­
ptlichtung, dass - wie bereits ausgeführt - die 
wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehr­
kräfte an (kirchlichen) Ersatzschulen der der 
Lehrkräfte an staatlichen Schulen entsprechen 
musste (§ 37 Abs. l SchOG). Mit der Gesetzes­
änderung ist nun auch in einem Kirchengesetz 
eindeutig festgelegt, dass sich Besoldung und 
Versorgung der beamteten Lehrkräfte im Ersatz­
schuldienst »nach den für die vergleichbaren 
Lehrkräfte des LandesNordrhein-Westfalen gel­
tenden Bestimmungen<< richten. 

c) Im Zusammenhang mit der vom Kl. behaupteten 
Ungleichbehandlung von Kirchenbeamten und im 
kirchlichen Dienst stehenden beamteten Pädagogen 
hält die Verwaltungskammer den Hinweis für ange­
bracht, dass auch die Theologinnen und Theologen 
von der Verminderung der jährlichen Sonderzuwen­
dung betroffen sind. Gemäß Art. 2 § 4 VMaßnG 
beträgt sie wie bei den Kirchenbeamtinnen und Kir­
chenbeamten für das Jahr J 997 höchstens 2500,­
DNI, fällt aber in den Folgejahren 1998 bis 2003 völ­
lig fort; sie beschränkt sich auf die Summe aus dem 
Ehegatten- und Kinderbetrag oder einen dieser 
Beträge, sofern die Voraussetzungen für die Zahlung 
eines Betrags vorliegen. Soweit ordinierte Theolo­
ginnen und Theologen im Kirchenbeamtenverhält­
nis stehen, werden auch sie in die Verminderungsre­
gelung einbezogen: dies betritft den Präses, die thec 
alogischen Ober- und l ,andeskirchenräte, die ordi­
nierten Hochschul- und Fachhochschullehrer sowie 
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die Strafanstaltsseelsorger, soweit sie nicht Landes­
beamte sind. 

Hinsiebtlieh dieser Personengruppe hat die Vcr­
waltungskammer durch rechtskräftiges Urteil vom 
29.6.1999 - VK 5/98 - entschieden, dass insoweit 
ein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz 
nicht vorliegt, weil der kirchliche Gesetzgeber im 
Hinblick auf den Rückgang des Kirchensteuerauf­
kommens und die grundlegende Änderung der 
Finanzlage der vorerwähnten Personengruppe ein 
Solidaritätsopfer zugunslen ihres beruflichen Nach­
wuchses auferlegen wollte. 

7. Soweit der KI. auf ein Mehraufkommen an Kirchensteu­
er im Jahr 1999 hinweist, ist dies in Bezug auf die im 
Streit befindliche gesetzliche Regelung für das Jahr 
1997 unerheblich. Im Übrigen liegt die Autl1ebung eines 
Gesetzes nicht in der gerichtlichen Entscheidungskom­
petenz (§ 20 VwGG). 

Die Verwaltungskammer sieht unter Berlicksichtigung 
aller vorgetragenen Gesichtspunkte keine Möglichkeit, den 
Klageanträgen zu I. und 2. zu entsprechen. 

14. 

Beamtenbesolclung. Nebentätigkeit 

1. Zu den Kriterien einer nach dem Kirchenbesoldungs­
gesetz genehmigungspj)ichtigen Tätigkeit. 

2. § 13 Abs. 3 Kirchenbesoldungsgesetz. dient dazu, eine 
Übera/imemierung des Beamte11 w ver111eiden, und gestat­
tet damit auch Anrechnung VOll Vergütungen aus Nebentä­
tigkeiten (Leitsätze der Redaktion). 

§ 13 Ul Kirchengesetz über die Besoldung und Versorgung in 
der Ev.-Luth. Landeskirche tvlecklenburgs (Kirchliches Bcsol­
dungsgesetz) i. d. F. d. Neubkm. v. 13.9.1993 (KABI. S. 9), 
zuletzt geändert durch Kirchengesetz \'. 15.11.199R (KABI. 
S. 99); § 9 a Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) i. d. F. d. ßkm. 
V. 9.3.1992 (BGBI. 1 s. 409). 

Rechtshof der Ev .-Luth. Landeskirche Mecklenburgs, 
Urteil vom 5.11.1999 -RH l/99 -(nicht rechtskräftig) 

Der Kläger (Kl.) wurde im Jahre ... unter Berufung auf 
das Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Präsi­
denten des Oberkirchenrates ernannt. Im Sommer ... kam 
es zu Differenzen zwischen Kl., Synode Ul1,d Kirchenleitung 
der beklagten Landeskirche (Bekl.), infolgedessen der Kl. 
durch Vereinbarung vom ... von der Ausübung seiner Auf­
gaben freigestellt wurde. Nachdem der Kl. eine Anfrage 
wegen einer wissenschaftlichen Nebentätigkeit an den Lan­
desbischof gestellt hatte, die dahingehend beantwortet 
wurde, dass eine solche nicht genehmigungspflichtig sei, 
schloss der Kl. in der Folge einen Vertrag als Fachhoch­
schullehrer mit der privaten Fachhochschule in E. ab und 
nahm zum ... seine Tätigkeit auf. Nachdem die Kirchenlei­
tung vom Umfang der Tätigkeit erfuhr, kündigte sie dem Kl. 
gegenüber an, dass die Vergütung der Fachhochschule mit 
den weiteren Zahlungen seiner Bezüge zu verrechnen sei; 
hiergege11 richtet sich das Begehren des Kl., der eine 
Anrechnung - mangels Rechtsgrundlage - flir unzulässig 
hält. Die Klage wurde abgewiesen. 

Aus den Gründen: 

Die Klage ist unbegründet und daher abzuweisen. 

a) Eine NebentätigkeiL darf allenfalls '/"bis 'h der üblichen 
Arbeitszeit in Anspruch nehmen. Mit Ausnahme der 
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genehmigungsfreien Tätigkeiten, insbesondere im 
Hochschulbereich, bedürfen Nebentätigkeiten einer 
Genehmigung. Im vorliegenden Fall gilt das umso mehr, 
als die Tätigkeit wegen der Höhe der Vergütung und 
dem Umfang der zeitlichen Inanspruchnahme als zweite 
Haupttätigkeit anzusehen ist, die in jedem Falle hätte 
genehmigt werden müssen. 

Wäre der Kl. nicht von seinen dienstlichen Verpt1ich­
tungen freigestellt, wäre sie aber nicht genehmigungsfä-
11ig, da die Tätigkeiten als Oberkirchenratspräsident und 
als Fachhochschulprofessor mit voller Lehrverpflich­
tung und dazu noch an verschiedenen Orten kaum zu 
erfü 1\en wären. 

b) Da der Kl. von seiner Verpflichtung zur Dienstleistung 
freigestellt ist und die Gelegenheit benutzt hat, eine 
zweite Haupttätigkeit aufzunehmen, können die aus die­
.ser Tätigkeit erzielten Bruttoeinnahmen auf seine Bezü­
ge angerechnet werden (§ 13 Abs. 3 des Kirchenbesol­
dungsgesetzes. vgl. auch § 9 a des Bundesbesoldungs­
gesetzes). 

Beieie Vorschriften verl'olgen den Zweck, eine Über­
alimentierung des Beamten zu vermeiden und seine Ein­
künfte aus selbstständiger oder unselbstständiger Arbeit 
auf die Dienstbezüge zu begrenzen. Daneben können 
derartige Einnahmen auf solche beschränkt werden, die 
im Rahmen zusätzlicher genehmigter oder genehmi­
gungsfreier Nebentätigkeiten erzielt werden. 

Diesen Grundsätzen trägt die angefochtene Verfü­
gung Rechnung, so dass der Klage der Erfolg zu versa­
gen war. 

15. 

DisziplinmTecht; keine vorläufige Amtsenthebung 

Nach § 33 DG.EKD ist als Maßnahme während eines 
lm(/imden Disziplinarverfahrens lediglich die vorliiuflge 
Dienstenthebung im Wege der Reurloubung (auf längstens 
sechs Monate) möglich, 11icht aber die vorläqflge Enthe­
bung von der Ausübung eines 1\mtes (Leitsatz des Vorsit­
zenelen der Disziplinarkammer). 

§ 33 Disziplinargesetz der EKD (DG.EKD) v. 911 1995 (ABI. 
EKD S. 561 ff.); s 91 BDO. 

Disziplinarkammer der Ev. Kirche der Pfalz (Protes­
tantische Landeskirche), Beschluss vom 15.10.1998 
-101/11-10-

Mit Verfügung vom ... 1997 hat der Landeskirchenrat 
gegen .den betroffenen Sonderschulrektor (Besclnverdefüh­
rer- Bf.) das Disziplinarverfahren wegen Verdachts der 
Amtspflichtverletzung förmlich eröffnet; die in diesem 
Zusammenh<mg verhängte vorläufige Beurlaubung vom 
Dienst nahm der Landeskirchenrat in der Folge zurück. Mit 
weiterer Verfügung vom ... 1998 hat der Landeskirchenrat 
das Verfahren wegen eines weiteren Verdachts der Amts­
pflichtverletzung erweitert und zugleich für die Dauer von 
sechs Monaten gemäß * 33 DG.EKD erneut vorläufig die 
Ausübung des Dienstes untersagt. Der hiergegen gerichte­
ten Beschwerde des Bf. hat der Landeskirchenrat teilweise 
in der Form abgeholfen, dass der Bf. mit sofortiger Wirkung 
im Umfang der unterrichtlichen Verptlichtung des Sander­
schulrektors den Dienst als Sonderschullehrer an Heilpäda­
gogium X. wahrzunehmen habe, seiner Funktion als 
Sonderschulrektor der Y.-Schule aber enthoben bliebe. 
Zugleich legte der Landeskirchenrat die Angelegenheit der 
Disziplinarkammer zur Entscheidung vor; die Beschwereie 
hatte Erfolg. 
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Aus den Gründen: 

In der Sache hat das RechtsmiÜel Erfolg. Dabei ist zu 
beachten, dass sich die Beschwerde zwar gegen die 
ursprüngliche Maßnahme der- umfassenden - vorläufigen 
Enthebung vom Dienst richtet, mittlerweile durch die Teil­
abhilfe des Landeskirchenrates diese Maßnahme jedoch 
inhaitlich modifiziert worden ist: Danach soll der betroffene 
Kirchenbeamte vorläufig auf die Dauer von sechs Monaten 
lediglich die Funktion d~s Schulleiters unterlassen. im Übri­
gen aber sein Deputat als Sonderschullehrer ausüben. Eine 
derartige •>Teilbeurlaubung« in Form der vorläufigen Amts­
enthebung (im Gegensatz zu der im Gesetz vorgeschriebe­
nen Dienstenthebung) ist vom Gesetz nicht vorgesehen und 
nach de1i1 Gesamtkonzept der gesetzlichen Regelung nicht 
statthaft. 

Das Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in 
Deutschland verfügt über das in § 25 des Gesetzes näher 
aufgeführte Instrumentarium der Disziplinarmaßnahmen. 
Diese sind jedoch sämtlich abschließende Entscheidungen 
und können erst als Endergebnis des durchgeführten Dis­
ziplinarverfahrens nach näherer Maßgabe der Zuständigkei­
ten entweder von der einleitenden Behörde oder von der 
Disziplinarkammer verhängt werden. 

Gemäß§ 33 DG.EKD kann schon vor Abschluss des Ver­
fahrens die einleitende Stelle bei Verdacht einer Amts­
pflichtverletzung der Amtskraft im Wege der Beurlaubung 
die Ausübung des Dienstes bis zu einer Dauer von sechs 
Monaten vorläufig untersagen (ähnlich die Regelung im 
weltlichen Disziplinarrecht, vgl. etwa § 91 ßundesdiszipli­
narordnung). Diese vorläufige Maßnalune im Disziplinar­
veitahren ist selbst keine Disziplinarmaßnahme (vgl. hierzu 
aus dem weltlichen Recht etwa Köhler/Rar::.. Bundesdiszip­
linarordnung und materielles Disziplinarrecht, Kommentar, 
2. A. 1994, Seite 613 Rz. 1 ). Insbesondere dmf die Maßnah­
me des § 33 DG nicht als »Vorläufiger Spiegel« der in § 25 
des Disziplinargesetzes aufgeführten Disziplinannaßnah­
men missverstanden werden. So gibt es insbesondere keinen 
~>vorläufigen« Verweis, keine »Vorläufige« Geldbuße und 
insbesondere, was hier einschlägig ist, keine »vorläufige« 
Versetzung auf eine andere Stelle oder »vorläufige<< Amts­
enthebung als Maßnahme im Disziplinarverfahren. Dieses 
Gesetzesverständnis ergibt sich bereits aus einer Wortinter­
pretation: Ausdrücklich bestimmt§ 33 Abs. I S. 1 Diszipli­
nargesetz, dass die vorläufige Untersagung der Dienstaus­
übung »im Wege der Beurlaubung<< vorgenommen werden 
kann. Das deutet bereits darauf hin, dass mit der Maßnahme 
des § 33 DG.EKD nur die gesamte Tätigkeit des Beamten 
untersagt werden kann. Bekräftigt wird diese Auslegung 
weiter durch die Wortwahl des Gesetzes, wonach bei 
Verdacht einer Amtspflichtverletzung die Ausübung »eles 
Dienstes« vorläufig untersagt werden kann, also nicht ledig­
lich »des AmteS<< oder bei Tätigkeitenmit mehrfacher Funk­
tion »eines Amtes<'. Entscheidend ist jedoch über diese 
Wortinterpretation hinaus das sachliche Verständnis der 
gesetzlichen Regelung: Zweck dieser Regelung ist es, dass 
bei Verdacht auf Amtspflichtverletzungen dann, wenn das 
Vertrauensverhältnis zwischen DienstheiT und Amtskraft 
schwer gestört ist, aus diesem Grunde schon ab Beginn des 
Disziplinarverfahrens die Dienstausübung unterbunden 

. werden kann, weil es den Beteiligten, insbesondere dem 
Diensthenn, nicht zugemutet wercleri kann, bis zum Ab­
schluss des Disziplinarverfahrens zuzuwarten. Anqere Inte­
ressen, insbesondere Zweckmäßigkeitserwägungen, können 
keine geeignete Grundlage für die vorläufige Maßnahme im 
Disziplinarverfahren abgeben. Die Maßnahme der vorläufi­
gen Dienstenthebung vor Abschluss des Disziplinarvelfah­
rens ist auf Fälle der schweren Beeinträchtigung des gegen­
seitigen Vertrauens zu beschränken. 
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Demgemäß ist der ant':efochtene Beschluss, wie er sich 
nach cl~;. Teilabhilfe dur~h den Landeskirchenrat nunmehr 
als -unzulässige! - » Teildienstenthebung<< darstellt, aufzu­
heben. Die Disziplinarkammer hat nicht zu prüfen, ob die 
getroffene - oder eine vergleichbare - Maßnahme im Rah­
men des beamtenrechtlichen Anstellungsverhältnisses 
durch Verwaltungsakt hätte erlassen werden können oder 
noch erlassen werden kann. Diese Fragen unterliegen nicht 
der Zuständigkeit der Disziplinarkammer. Die angefochtene 
Maßnahme kann auch nicht im Wege der Umdeutung als 
beamtenrechtlicher Verwaltungsakt verstanden werden. Sie 
war eindeutig und unmissver~tändlich unter Bezugnahme 
auf § 33 DG.EKD als Maßnahme im Disziplinarverfahren 
verhängt. 

16. 

Disziplinarrecht: Amtspflichtverletzung 

Ein Pfarrer, der seine Ehe bricht. ist grull(/sätz/ich in sei, 
nem Amt nicht mehr tragbar. In besonders schweren Fällen 
kann die Entfemung mts dem Dienst elforderlieh sein, in 
anderen Fi.illen die Amtsenthebung. Nur bei Vorliegen 
besonders mildemder Umstiinde kann auch die Versetwng 
CU(( eine andere Stelle eine ausreichende lvlqßnahme sein 
(im Ansclz/uss an Senat, Urteil vom 22.2.1990- Az. 1/89') 
(Leitsatz der Redaktion). 

§§ 3 I! S. I; 7, 80 l Nr. 7 Disziplinargesetz der Vereinigten 
Ev.-Luth. Kirche Deutschlands (DiszG) i. d. F. v. 22.4.1994 
(ABI. VELKD Bel. VI S. 222: ber. S. 261 und Bel. VII S. 2); 
§§ 4 I!, 51, 66 !I Kirchengesetz zur Regelung des Dienstes der 
Pfarrer und Pfarrerinnen in der Vereinigten Ev.-Luth. Kirche 
Deutschlands ( Pfarrergesetz - PfG) v. 17.10.1995 (ABL 
VELKD Bd. VI S. 274: Bel. Vll S. 12). 

Disziplinm·senat der Vereinigten Ev.-Luth. Kirche 
Deutschlands, Urteil vom 25.6.1999- Disz 1/98-

Der angeschuldigte Pfarrer (Angesch.) war verheiratet 
und unterhielt- nach Überzeugung des erkennenden Senats 
- seit 1996 ehebrecherische Beziehungen zu einer gleich­
falls verheirateten Angestellten seiner Gemeinde. Die Dis­
ziplinarkammer der Ev.-Luth. Landeskirche Hannovers und 
der Ev.-Luth. Landeskirche in Braunschweigerkannte auf­
grund dieser Vorgänge gegen den Angesch. auf Entfernung 
aus dem Dienst wegen Verletzung der Amtspt1icht. Der 
Angesch. ließ sich nunmehr dahingehend ein, seit Anfang 
1996 ehewidrige und seit Juli 1997 ehebrecherische Bezie­
hungen zu Frau X. unterhalten zu haben. Die Berufung des 
Angesch. wurde zurückgewiesen. 

Aus den Gründen: 

IV. 

Es steht für den Senat außer Frage, dass der Angesch. 
durch die Aufnahme ehebrecherischer Beziehungen zu Frau 
X. seine Amtspflicht verletzt hat (§ 3 Abs. 2 S. 1 DiszG 
i. V. m. §§ 66 Abs. 2: 4 Abs. 2; 5 I PfG). 

V. 

Auszusprechende Maßnahme: 

Nach den vom Senat mehrfach vertretenen und zuletzt in 
den Urteilen vom 1.7.1986, Aktenzeichen Disz 1/86, vom 
30.10.1987, Aktenzeichen Disz 2/87, und vom 22.2.1990, 

') RsprB ABI. EKD 1992, S. 25. 
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Aktenzeichen Disz 1/89, bestätigten Grundsätzen ist ein 
Pfarrer, der seine Ehe bricht, grundsätzlich in seinem Amt 
nicht tragbar. In besonderen Fällen kann die Entfernung aus 
dem Dienst erforderlich sein, in anderen Fällen die Amts­
enthebung. Nur bei Vorliegen besonders mildernder 
Umstände kann auch die Versetzung auf eine andere Stelle 
eine ausreichende Maßnahme sein. 

An diesen Grundsätzen hält der Senat weiter fest. Für den 
vorliegenden Fall ist der Senat dabei zu dem Ergebnis 
gekommen, dass es bei der von der Disziplinarkammer aus­
gesprochenen Maßnahme der Entfernung aus dem Dienst 
(s 80 Abs. 1 Nr. 7 DiszG) sein Bewenden haben muss, weil 
die den Angesch. belastenden Umstände die ihn entlasten­
den weit überwiegen. Der generelle Maßstab für die Beur­
teilung findet sich in § 7 DiszG. Danach ist das gesamte 
Verhalten des Pfarrers innerhalb und außerhalb des Dienstes 
zu würdigen und insbesondere zu prüfen, ob die Glaubwür­
digkeit des Pfarrers und damit des der Kirche aufgegebenen 
Dienstes gefährdet oder beeinträchtigt ist. 

So muss zu Lasten des Angesch. gewertet werden, dass er 
durch seine Handlungsweise der Leitungsfunktion, die dem 
PfarTer in seiner Gemeinde zukommt, in keiner Weise 
gerecht wurde. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Ver­
bindung zwischen Amt und Person beim Pfarrer sehr eng 
ist. Zwar entsprachen beide betroffenen Ehen sicherlich 
nicht dem Idealbild einer Ehe, sie waren vielmehr ange­
schlagen und geschwächt; jedoch erfolgte die Trennung der 
Partner in beiden Fällen im engen Zusammenhang mit der 
hier in Rede stehenden Verhaltensweise des Angeschuldig­
ten, nämlich seinem doppelten Ehebruch mit einer Ange­
stellten seiner Gemeinde. 

Gravierend gegen den Angesch. wirkt sich auch aus, dass 
er weder gegenüber dem Kirchenvorstand noch gegenüber 
dem Superintendenten zu seiner Beziehung stand, sie viel­
mehr abstritt unter gleichzeitiger Fortsetzung und Intensi­
vierung derselben. Hinzu kommen entwürdigende Begleit­
umstände wie das Herumschleichen auf dem Grundstück 
der Frau X. und das Übersteigen eines Zaunes. Dass diese 
Umstände, zusammen mit gemeinsamen Urlaubsfahrten 
und gemeinsamem Erscheinen auf einem Kindelfest, zu 
Qerede und wachsender Unruhe in der Gemeinde führten, 
fällt ebenfalls zu Lasten des Angesch. ins Gewicht. 

Demgegenüber kommt dem im Sachverhalt geschilderten 
Teilgeständnis des Angesch. nur geringe entlastende Bedeu­
tung zu. Es erfolgte viel zu spät und stellt sich dem Senat als 
in erster Linie von Prozesstaktik bestimmt dar. Auch aus der 
Art der Amtsführung lässt sich nichts entscheidend Positi­
ves für den Angesch. herleiten. Die Hauptverhandlung hat 
hinsichtlich des beruflichen Lebenslaufes des Angesch. 
nichts ergeben, was auf besondere Leistungen, Verdienste 
oder Aktivitäten in der Gemeinde hingewiesen hätte. 

Letztendlich betrachtet der Senat den Angesch. als für 
das Amt des Gemeindepfarrers nicht mehr tragbar. 

17. 

Beschäftigung eines Kirchenmusikers; Beurteilung von 
Beschäftigungsverhältnissen 

1. Für die Beurteilung von Beschäftigungsvertrögen 
kirchlicher Mitarbeiter gelten dieselben Maßstäbe wie im 
wifierkil;ch/ichen Bereich. 

2. Die Bewertung eines Rechtsverhältnisses als Arbeits­
verhii/tnis bestimmt sich nach den ol~jektiven Verhältnissen, 
insbesondere nach der persönlichen Abhri'ngigkeit des 
Beschiiftigten vom Arbeitgeber. Entgegenstehende Partei­
vereinbanmgen .l'ind zmbeachtlich. 
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3. Bereits die Anerkennung des Auftrages der \ferklindi­
gwzg des Evangeliums in Wort und Tat durch den kirch­
lichen lvfitarbeiter bewirkt eine persönliche Abhängigkeit. 
die ein Arbeitsverhälmis indiziert. 

4. Wird ein Beschäftigungsverhältnis, das objektiv als 
Arbeitsverhältnis zu qualifizieren ist, als Honorarvertrag 
bezeichnet, so verstößt dies gegen zwingende Vorschriften 
des Arbeitsrechts (Leitsätze der Redaktion). 

Art. 219 Kirchenordnung (KO) der Ev. Kirche im Rheinland 
v. 2.5.1952 i. d. F. v. 20.1.1979 (KABl. S. 41): !i 71 KG über 
die kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit (Vcrwaltungsge­
richtsgcsctz- YwGG) v. 16.6.1996 (ABI. EKD S. 390): 'i81 
Buchstabc d) Dienstordnung für das Landeskirchenamt (DO) 
v. 8.Ll997 (KABl. S. LJ6): Art. 140 GO: Art. 137 fll S. l 
WRY: * 11J 1 S. I YwGO, * 84 1 S. 2 HGB. 

Verwaltungskammer der Ev. Kirche im Rheinland, Urteil 
vom 2.1 I. I 998- VK 1911997 -(rechtskräftig) 

Das Presbyterium der klagenden Kirchengemeinde (Klä­
gelin- KL) hatte die Kirchenleitung (Beklagte- Bekl.) um 
baldige Stellungnahme zu ihrem Vorhaben, dem Beigelade­
nen (Beige!.) als freien Mitarbeiter auf Honorarbasis die 
Kirchenmusikerstelle (Teilzeit) zu übertragen, gebeten. Vor 
Eingang der ablehnenden Beurteilung durch die Bekl. 
beschloss die Kl. am ... April I 997, den BeigeL wie geplant 
im Rahmen eines Honorarvertrages für den kirehenmusika­
lischen Dienst zu verpflichten. Ein entsprechender Vertrag 
wurde für die Dauer von zwei Jahren zwischen der Kl. und 
dem BeigeL geschlossen. Das Presbyterium der KL fasste 
daraufhin am ... Mai 1997 einen Beschluss, in dem man den 
verspäteten Eingang der Stellungnahme der Bekl. und die 
Bindung an den Vertrag feststellte. Die Bckl. hob daraufhin 
die Beschlüsse vom ... April und ... Mai 1997 gemäß 
Art. 219 KO wegen Rechtswidrigkeit auf. Es handele sich 
bei dem betreffenden Beschäftigungsverhältnis um ein 
reguläres Arbeitsverhältnis. Durch die Form des Honorar­
vertrages werde der besondere Schutz, den der Arbeitsver­
trag beiden Parteien biete, umgangen. Die KL legte gegen 
die Maßnahme Widerspruch ein. Dieser wurde zurückge­
wiesen. Die Kl. erhob daraufhin Klage bei der Verwaltungs­
kammer, die jedoch ebenfalls ohne Erfolg blieb. 

Aus den Gründen: 

Die Klage ist ( ... ) zulässig, ... jedoch unbegründet. 

Die angefochtene Entscheidung des Kollegiums des Lan­
deskirchenamtes vom . . . 1997 in der Fassung des Wider­
spruchsbescheides der Kirchenleitung der Bekt. vom ... 
1997 ist rechtmäßig und verletzt die Kl. nicht in ihren Rech­
ten (vgl. § 71 VwGG i. V. m. § 113 Abs. I S. I VwGO). 

Ermächtigungsgrundlage für die angegriffene Entschei­
dung ist Art. 219 KO, wonach unter anderem Beschlüsse der 
Presbyterien, welche deren Befugnisse überschreiten, gegen 
die Kirchenordnung verstoßen oder andere Kirchengesetze 
verletzen, von der Kirchenleitung außer Kraft zu setzen 
sind. 

Entgegen der Auffassung der Kl. stellt nicht nur die durch 
den Beschluss des hier tätig gewordenen Kollegiums des 
Landeskirchenamtes vom . . . 1997 aufgehobene Entschei­
dung des Presbyteriums der Kl. vom ... April 1997, sondern 
auch diejenige vom ... Mai 1997 einen Beschluss im Sinne 
des Art. 219 KO dar. 

Es ist zwar zutreffend, dass der erste Satz des unter TOP 
6 der Sitzung vom ... Mai 1997 gefassten, von dem Presby­
terium selbst so bezeichneten »Beschlusses« lediglich fest­
stellt, dass die Stellungnahme des Landeskirchenamtes 
nicht rechtzeitig eingegangen sei. Verlangt man für einen 
Beschluss einen eigenständigen Regelungsgehalt, so könnte 



Seite 26 

dieser insoweit (bezüglich S. I der Entscheidung) fehle11. 
Indem das Presbyterium inS. 2 cles in dieser Sitzung gefass­
ten Beschlusses zum Ausdruck bringt, dass es sich an den 
mit dem BeigeL geschlossenen Vertrag gebunden sieht, 
macht es deutlich, dass es an dem aufgrunddes Beschlusses 
und nach der Sitzung vom ... April 1997 geschlossenen 
Vertrag festhalten will, und der in der Stellungnahme des 
Landeskirchenamtes vertretenen gegenteiligen Rechtsauf­
fassung nicht folgt. Diese Entscheidung, die eine inhaltliche 
Prüfung der (vorher durch das Presbyterium der Kl. vom 
Landeskirchenamt ausdrücklich erbetenen) Stellungnahme 
voraussetzt und daher eine Entscheidung clarliber verlangt, 
ob den vom Landeskirchenamt geäußeiten Bedenken zu Iai­
gen ist oder nicht. weist einen eigenständigen Regelungsge­
halt auf und ist daher als Beschluss im Sinne des Art. 219 
anzusehen. 

Auch die übrigen Voraussetzungen des Art. 219 KO sind 
erfüllt. 

Gemäß Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 S. l WRV 
ordnet und verwaltet jede Religionsgesellschaft ( ... ) ihre 
Angelegenheiten selbstständig, allerdings innerhalb der 
Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Diese Begren­
zung des kirchlichen Selbstverwaltungsrechts durch die 
Verfassung selbst (»innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gesetzes«) macht deutlich, dass die Ev. Kirche im 
Rheinland (und damit auch die Kl.) sich bei allen nicht rein 
innerkirchlichen Angelegenheiten in den Schranken des für 
alle geltenden Gesetzes bewegen muss: Zu den nicht rein 
innerkirchlichen Angelegenheiten gehören auch die Vorga­
ben des individuellen Arbeits- und Arbeitsschutzrechts, an 
die daher auch das Presbyterium der KJ. gebunden ist. 

vgl. .!arrass/Pierorh, Grundgeöctz fiir die Bundesrepublik Deutschland. 
3. A. !995. Artilcel4 Rdnrn. 29 und 32; vo11 Alango/dr/K/ein/von Cmn­
penfwu.,·m, Das Bonner Grundgesetz, 3. A. !99!. Art. !40 Rdnrn. 75, 
79. !0!. 13!. 

Das Presbyterium der Kl. ist daher aufgruncl des ihr ein­
geräumten, jedoch begrenzten Selbstverwaltungsrechts 
nicht befugt, an Verträge mit kirchlichen Mitarbeitern ande­
re Maßstäbe anzulegen und andere Abgrenzungskriterien 
aufzustellen, als dies im außerkirchlichen Bereich möglich 
wäre. Für die Frage, ob die Beschllisse des Presbyteriums 
der Klägerin vom ... April 1997 und vom ... Mai 1997 vor 
dem Hintergrund des Art. 219 KO einer Überprüfung stand­
halten, kommt es daher auf die im Arbeitsrecht für die 
Abgrenzung eines Arbeitsverhältnisses von einer Tätigkeit 
als freier Mitarbeiter entwickelten Abgrenzungskriterien an. 

Insoweit ist für die Einordnung des zwischen dem Pres­
byterium der Kl. und dem Beige!. geschlossenen Vertrages 
seine Bezeichnung als »Honorarvertrag« und der Passus in 
dem Vertrag, dass der Beige!. freier Mitarbeiter sei und 
durch seine Tätigkeit kein Arbeitsverhältnis begründet 
werde, nicht maßgeblich. 

Durch Parteivereinbarung kann die Bewerbung einer 
Rechtsbeziehung als Arbeitsverhältnis nicht abbedungen 
und der Geltungsbereich des Arbeitnehmerschutzrechts 
nicht eingeschränkt werden. 

vgl. BAG Urt. v. !2.9.1996- 5 AZR I 04/95 -,in: ZTR 1997, S. 135 ff. 
(!36); Reiserer, »Scheinse!bstündigkeit« - Arbeitnehmer oder Selb­
ständiger?, in: BB !998, S. !258 ff. (!259). 

Ist der Beige!. nach dem objektiven Vertragsinhalt, der 
den ausdrücklich getroffenen Vereinbarungen und der prak­
tischen Durchführung des Vertrages zu entnehmen ist, 
Arbeitnehmer, so können sie davon abweichenden Bezeich­
nungen und Vorstellungen der Parteien daran nichts ändern. 

Entscheidend für die Einordnung des geschlossenen Ver­
trages ist mithin, ob dieser aufgrund seines Inhalts ein 
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Arbeitsverhältnis zwischen der Kl. und dem Beige!. begrün­
det mit der Folge, dass der Beige!. aufgruncl des Vertrages 
als Arbeitnehmer der K.l. anzusehen ist. 

Nach der Rechtsprechung des BAG ist ausschlaggeben­
des Kritetium für clie Arbeitnehmereigenschaft die persönli­
che Abhängigkeit von dem Arbeitgeber, wobei ihr Grad von 
der Eigenart der jeweiligen Tätigkeit abhängt. 

vgl. BAG, a. a. 0., S. !35: Hromodko, Arbeitnehmerbegriff oder 
Arbeitsrecht, in: NZA 1997. S. 569 ff. (570) unter Hinweis aufRccht­
spredmng des BA G. 

Nach den vom BAG aufgestellten Kriterien äußert sich 
diese persönliche Abhängigkeit darin, dass der Arbeitneh­
mer einem Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt, das 
Inhalt, Durchführung, Zeit, Dauer und Ort der Tätigkeit 
betrifft. Maßgeblich ist danach, dass der Arbeitgeber inner­
halb eines bestimmten zeitlichen Rahmens über die Arbeits­
leistung des Mitarbeiters veli'iigen kann, wobei die fachliche 
Weisungsgebundenheit für Dienste höherer Art häufig nicht 
typisch ist. Insofern kann es die Art der Tätigkeit mit sich 
bringen, dass für die Mitarbeiter ein hohes Maß an Gestal­
tungsfreiheit, Eigeninitiative und fachlicher Selbstständig­
keit verbleibt. 

Relevant ist nach der Rechtsprechung des BAG ferner, ob 
der Mitarbeiter seine Dienstleistung im Rahmen einer von 
Dritten bestimmten Arbeitsorganisation erbringt. 

vgl. Hromadka, a. a. 0., S. 570 unter Hinweis auf Ent.~cheidungen des 
BAG. 

Zusammenfassend hat das BAG zur Füllung des Begriffs 
des Arbeitnehmers ausgeführt: 

)> ... Arbeitnehmer ist derjenige Mitarbeiter, der seine Arbeitsleistung 
im Rahmen einer von Dritten bestimmten Arbeitsorganisation zu 
erbringen hat. ~ 84 Abs. I S. 2 HOB, der liber seinen unmittelbaren 
Anwendungsbereich hinaus eine allgemeine gesetzgcberische Wertung 
zum Ausdntck bringt, enthält ein typisches Abgrenzungsmerkmal für 
die Unterscheidung von Dienstvertrag und Arbeitsvertrag. Nach dieser 
Vorschrift ist selbstständig, der im Wesentlichen frei seine Tiitigkeit 
gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. Persönlich abhängig 
ist folglich der Mitarbeiter, dem tlies nicht möglich ist. Die Eingliede­
rung in die fremde Arbeitsorganisation wird insbesondere dadurch 
deutlich, dass ein Arbeitnehmer hinsichtlich Zeit, Dauer und Ort der 
Ausführung der versprochenen Dienste einem umfassenden Weisungs­
recht des Arbeitgebers unterliegt. Häufig tritt auch eine fachliche Wei­
sungsgebundenheit hinzu, die ist andererseits für Dienste höherer Art 
nicht immer typisch.« 

vgl. Petersm/Höfpner, Scheinselbstständigkeit - ein Beitrag zur 
aktuellen Diskussion-, in: DAngVers !997, S. 65 ff. (67/68) unter Hin­
weis auf das BAG in NZR 1992, 835. 

Legt man diese von der arbeitsgerichtliehen Rechtspre­
chung und Literatur entwickelten Maßstäbe bei der recht­
lichen Bewertung des zwischen der Kl. und dem Beige!. 
geschlossenen Vertrages zugrunde, so ist der Auffassung 
des Landeskirchenamtes zuzustimmen, dass es sich bei der 
von der Kl. und der Bekl. vereinbarten kirchenmusikali­
schen Tätigkeit des Beige!. um eine Tätigkeit als Arbeitneh: 
mer auf der Cirundlagc eines Arbeitsvertrages und nicht um 
eine Tätigkeit als freier Mitarbeiter handelt, der für die Leis­
tung seiner Dienste ein Honorar erhält. 

Zur Begründung wird zuilächst auf die Erwägungen des 
Kollegiums des Landeskirchenamtes und der Kirchenlei­
tung in seinen Bescheiden vom ... 1997 und vom ... 1997 
verwiesen. 

Ergänzend ist auf Folgendes hinzuweisen: 

Auch durch die Präambel zu dem geschlossenen Vertrag, 
die- in Übereinstimmung mit Art. 5 KO- den Auftrag der 
Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat betont, alle 
Mitarbeiter darauf verpflichtet, nach ihren Gaben, Aufgaben 
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und Verantwortungsbereichen zur Etfüllung dieses Auftra­
ges beizutragen, und die Forderung aufstellt, dass das 
gesamte Verhalten der Mitarbeiter während und außerhalb 
der Tätigkeit der Verantwortung entsprechen muss, die sie 
als Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben, 
bringt die Kl. die Besonderheiten einer Tätigkeit bei ihr als 
evangelischer Kirchengemeinde und die sich daraus erge­
benden Konsequenzen wm Ausdruck und macht deutlich, 
dass (auch) der gemäß dem geschlossenen Vertrag Tätige 
die in der Präambel aufgestellten Postulate zu öeachten hat. 
Insoweit hat sich der Beige!. als Vertragspartner an diese 
Vorgaben gebunden und ist in der Ausübung seiner Tätig­
keit nicht frei. 

Auch der in dem Vertrag enthaltene Genehmigungsvor­
behalt für Tätigkeiten des Beige!., die über die Aufgabenbe­
schreibung »Gegenstand des Vertrages<< hinausgehen, lässt 
erkennen, dass die Kl. gegebenenfalls Einfluss auf die 
Arbeit des.Beigel. nehmen bzw. behalten will. Entsprechen­
des gilt für die nach dem Vertrag erforderliche Absprache 
mit dem Presbyterium der Kl. bei der Durchführung von 
Konzerten, Abendmusiken etc. 

Der geschlossene Vertrag stellt daher entgegen seiner 
Bezeichnung als >>Honorarvenrag« und entgegen den Vor­
stellungen der beiden Vertragsparteien und ihrer Bewertung 
des Rechtsverhältnisses einen Arbeitsvertrag dar; der 
BeigeL wird in Ausführung des Vertrages als Arbeitnehmer 
tätig. 

Dies hat zur Folge, dass auf den BeigeL die zwingenden 
Vorschriften des Arbeitsrechts, des Sozialversicherungs­
rechts und des Steuenechts Anwendung finden, die die Ver­
tragsparteieil nicht abbedingen können. 

Indem die Vertragsparteien entgegen diesen Vorgaben in 
dem Vertrag ausdrücklich regeln, dass der Beige!. freier 
Mitarbeiter sei und durch seine Tätigkeit kein Arbeitsver­
hältnis begründet werde, und das Presbyterium der Kl. das 
Vertragsverhältnis auch entsprechend dieser vertraglichen 
Vereinbarung handhabt, überschreitet es seine Befugnisse 
und verstößt gegen zwingendes staatliches, auch die Kl. als 
Evangelische Kirchengemeinde binelendes Recht. 

vgl. uazu Berker, Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche im 
Rheinland mit Erläuterungen, Stand: Dezember 1990. Art. 219 Amn. I, 
~. 13. 

Insoweit kann offen bleiben, ob die Beschlüsse des Pres­
byteriums der Kl. vom ... April 1997 und vom ... Mai 1997 
( ... )auch gegen die Kirchenordnung verstoßen ~md andere 
Kirchengesetze verletzen. 

Bei Vor] iegen der Voraussetzungen des Art. 219 KO hat 
die Kirchenleitung die entsprechenden Beschlüsse außer 
Kraft zu setzen. Ihr ist ausweislich des Wortlauts der Vor­
schrift kein Ermessen eingeräumt, ob sie gemäß Art. 219 
KO tätig wird oder nicht. Das Kollegium des Landeskir­
chenamtes hat zwar vorliegend entgegen dem Wortlaut des 
Art. 219 KO die Beschlüsse des Presbyteriums der Kl. vom 
... April 1997 und vom ... Mai 1997 nicht außer Kraft 
gesetzt, sondern - entsprechend der Formulierung in § 8 
Abs. 1 d) DO- aufgehoben. 

vgl. insoweit Becker,. a. a. 0., Erläuterungen zu Art. 219 KO, ausweis­
lich derer die beiden Begriffe als ueckungsgleich betrachtet weruen. 

Das Kollegium des Landeskirchenamtes hat in seinem 
Bescheid vom ... 1997 jedenfalls unmissverständlich zum 
Ausdruck gebracht, dass es - zumindest für die Zukunft -
dem zwischen der Kl. und dem Beige!. geschlossenen Ver­
trag die Grundlage entziehen und von Art. 219 KO 
Gebrauch machen wollte. 
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Da der angefochtene Bescheid des Kollegiums des Lan­
deskirchenamtes vom . . . 1997 in der Fassung des Wider­
spruchsbescheidcs der Kirchenleitung vom ... 1997 mithin 
nicht zu beanstanden ist, war die Klage abzuweisen. 

18. 

Mitarbeitervertretungsrecht 

I. Die Entscheidung des Vorsitzenden der Schiedsste//e 
genu'iß § 6I Abs. 3 MVG. EKD ist abschließeud 1//l{/ stellt 
keinen »Beschluss der Schiedsstelle« nach § 63 Abs. I 
M\IG.EKD dar. 

2. Zur Vertretung durch einen Beistand im Schiedsstel­
lenveJ:fahren (hier: »AcK-Klausel«) (Leitsätze der Redak­
tion). 

§§ 10 llit. b, 6lll S. 3, Ul S. I, 3. VII, VIII, 62,63 Kirchen­
gesetz über !Vlitarbeitervertretungen in der Ev. Kirche in 
Deutschland (Mitarbeitervertretungsgesetz - !VIVG.EKD) v. 
6.11.1992 (ABI. EKD S. 445); §§ 7, 18 VIll Kirchengesetz 
über die Geltung des Mitarbeitervertretungsgesetzes uer Evan­
gelischen Kirche in Deutschland v. 6. II. 1992 in der Ev. Kir­
che in Berlin-Brandcnburg (MVG-Anwendungsgesetz -
MVG-AnwG) v. 20.11.1993 (KABI. S. 251): ~ 2 S. I Rechts­
verordnung zum ,V[VG-Anwendungsgesetz: zur Anpassung 
von Regelungen des Mitarbeitervertretungsrechts der Evange­
lischen Kirche in Deutschland und rler Evangelischen Kirche 
in Berlin-Erandenburg an die Verhüllnisse im Bereich ues 
Diakonischen Werkes Berlin-Bnmdenhurg v. 11.11.1994 
(KABI. S. 221 ); § 53 ll S. I Kirchengesetz über die kirchliche 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (Verwa1tungsgcrichtsgesetz -
V wOG) v. 16.6.1996 (ABI. EKD S. 390). 

Verwaltungsgerichtshof der Evangelischen Kirche der 
Union, Beschluss vom 9.9.1999- VGH 5/97-

Die klagende Mitarbeitervertretung (Kl.) verlangt von 
der Beklagten (Bekl.) Freistellung von Anwaltskosten aus 
zwei Verfahren vor der Schiedsstelle~ dort hatte sich die Kl. 
von einem Rechtsanwalt vertreten lassen, der nicht Mitglied 
einer der »Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchenz< (AcK) 
angehörigen Kirche war; nach Ablehnung der Kostenüber­
nahme durch die Bekl. beantragte die Kl. bei der Schieds­
stelle eine entspreclwncle Verpflichtung der Bekl. Dieser 
Antrag wurde durch den Vorsitzenelen der Schiedsstelle 
durch Beschluss zurückgewiesen; die hiergegen erhobene 
Klage wies das kirchliche Verwaltungsgericht mangels 
Rechtswegeröffnung als unzulässig ab. Die hiergegen 
gerichtete Berufung der I<.l. wurde zurückgewiesen. 

Aus den Gründen: 

II. 

Die zulässige Berufung ist unbegründet. Das kirchliche 
Verwaltungsgericht hat die Klage zu Recht mit der Begrün­
dung abgewiesen, sie sei mangels Rechtswegeröffnung 
unzulässig. Der Senat macht dabei nach § 54 Abs. 2 S. 1 
VwGG von seiner Befugnis Gebrauch, die Berufung durch 
Beschluss zurückzuweisen, weil er das Rechtsmittel ein­
stimmig für unbegründet und eine mündliche Verhandlung 
nicht für erforderlich hält. 

In der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg gilt 
für das Mitarbeitervertretungsrecht MVG MVG-AnwG. Die 
nachfolgenden Änderungen dieser Gesetze sind erst nach 
dem hier maßgeblichen 7.eitraum der Durchführung cles 
zugrunde liegenden Schlichtungsverfahrens erlassen wor­
den, so dass sie außer Betracht zu bleiben haben . 
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Zusätzlich bestimmt die >>Rcchtsvcrordnung zum MVG­
Anwendungsgesetz ... « die Geltung des Mitarbeitervertre­
tungsgesetzes nach Maßgabe des MVG-Anwendungsgesct­
zes und nach Maßgabe ihrer eigenen Vorschriften für das 
Diakonische Werk Berlin-Erandenburg - Innere Mission 
und Hilfswerk-e. V. und diejenigen seiner Mitglieder, die 
nicht bereits als Körperschaften der Evangelischen Kirche in 
Berlin~Brandenburg deren Rechtsvorschriften unterliegen. 

Folglich galt für das Verfahren zur Durchführung der 
Schlichtung § 61 MVG in der Fassung des Gesetzes vom 
6.11.1992. Dazu bestimmt Abs. 3 dieser Vorschriften, dass 
die Beteiligten des Schlichtungsverfahrens zu ihrem Bei­
stand jeweils eine Person hinzuziehen können, die Mitglied 
einer Kirche sein muss, die der Arbeitsgemeinschart clu·ist­
licher Kirchen angehört. Die Übernahme der hierdurch ent­
stehenden Kosten ist zuvor bei der Dienststellenleitung zu 
beantragen. Im Streitfall entscheidet der oder die Vorsitzen­
de der Kammer. Entsprechend ist der Vorsitzende der 
Seiliedsstelle hier mit seinem Beschluss vom ... 1997 ver­
fahreiL Dieser Beschluss ist- wie das Verwaltungsgericht 
zu Recht angenommen hat- abschließend und für das Ver­
fahren bindend. Ein Rechtsmittel dagegen ist folglich nicht 
gegeben (vgl. ebenso Spengler, in: Fey/Rehren, MVG EKD 
Praxiskommentar, Stand Januar 1999, § 61 Rdnr. 15). 

Dies ergibt sich aus dem Vergleich des§ 61 Abs. 3 S. 3 
MVG mit den Regelungen in§ 61 Abs. 2 S. 3, § 61 Abs. 7 
und 8 und § 62 MVG. 

Nach§ 61 Abs. 2 S. 3 MVG kann der Vorsitzende über 
eine bei der Schiedsstelle anhängige und deshalb im Grund­
satz von ihr zu entscheidende Streitsache im Einvernehmen 
mit den Beteiligten allein entscheiden. Diese Systematik 
macht deutlich, dass es sich um eine Angelegenheit der 
Schiedsstelle handelt, für die der Vorsitzende ausnahms­
weise allein entscheidet. Gleiches gilt für den Regelungszu­
sammenhang in § 61 Abs. 7 und 8 MV G. Dort kann der V ar­
sitzende über- in bestimmter Weise- offensichtlich erfolg­
lose Anträge allein entscheiden, doch kann der unterlegene 
Beteiligte dagegen eine mündliebe Verhandlung vor der 
Seiliedsstelle beantragen. 

Auch bei der Eilfallregelung in § 62 MVG ergibt sich 
bereits aus den Tatbestandsvoraussetzungen der Norm, dass 
der Vorsitzende hier für die Kammer entscheidet, weil diese 
nicht rechtzeitig zusammentreten kann (vgl. dazu: VerwG 
EKD, Beschluss vom 30.5. 1996- 0124/A 5-96- < ZMV 
1997, S. 83 f. >) 1

• 

Flir die Entscheidung über eine Kostenübernahme n-ach 
§ 61 Abs. 3 S. 3 MVG fehlt hingegen ein solcher 
Zusammenhang zwischen den Kompetenzen des Vorsitzen­
den und denjenigen der gesamten Schiedsstelle. Daraus 
kann nur geschlossen werden, dass hier ein solcher nicht 
besteht, der Vorsitzende mithin nicht ausnahmsweise 
anstelle der Kammer, sondern autonom aus eigenem Recht 
entscheidet. 

Handelt es sich folglich nicht um eine Entscheidung der 
Schiedsstelle, sondern um eine solche ihres Vorsitzenden, 
so ist ein Rechtsmittel nach § 63 MVG nicht gegeben. 
Danach ist nämlich der Rechtsweg nur gegen Beschlüsse 
der Schiedsstelle in bestimmten, im Einzelnen aufgeführten 
Angelegenheiten gegeben. 

Unabhängig davon hätte die Kl. auch in der Sache keinen 
Erfolg haben können. Eine Kostenübernahme hätte die Kl. 
nur beanspruchen können, wenn der Kostenanfall erforder­
lich war. Dies ist von vornherein zu verneinen, da sie sich 

') RsprB AB!. EKD 1998, S. 25. 
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im Schiedsstellcnverfahren nur durch einen Beistand vertre­
ten lassen durfte. der !Vlitglicd einer Kirche ist, die der 
Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen angehört (vgl. 
dazu auch: VerwG EKD, Beschluss vom 10.7.1997 
- A 16/96- < ZMV 1997, S. 287 f. >).Diese Voraussetzung 
erfüllte der seinerzeit von der Kl. beauftragte Rechtsanwalt 
unstreitig nicht. 

Die genannte Voraussetzung ergibt sich zunächst aus 
dem bereits zuvor zitierten § 61 Abs. 3 S. I MVG. Aller­
dings sieht fi 18 Abs. 8 MVG-AnwG dazu vor, in Bezug auf 
§ 61 Abs. 3 S. I MVG gelte ~ 7 MVG-AnwG. Dort wiede­
rum ist geregelt, dass die in ~ I 0 Abs. l Buchst. b erster 
Halbsatz 1V1VG vorgesehene AcK-Klausel in der Evangeli­
schen Kirche in Berlin-Erandenburg nicht anzuwenden sei. 
Doch enthält § 2 der zitierten Verordnung für den Bereich 
des Diakonischen Werks als Ausnahme von der Ausnahme 
in seinem Satz l die Bestimmung, dass § 7 MVG-AnwG 
keine Anwendung finde. Damit läuft § 18 Abs. 8 MVG­
AnwG ins Leere, so dass der Grundsatz des s 61 Abs. 3 S. 1 
MVG mit der Anordnung der AcK-Klausel wiederherge­
stellt ist. Dass die Wirkung des§ 2 der Verordnung sich nur 
auf die AcK-Klausel in§ 10 Abs. 1 Buchst. b erster Halbsatz 
MVG, nicht zugleich aber auch auf die gleich lautende 
Klausel in§ 61 Abs. 3 S. 1 MVG erstrecken sollte, lässt sich 
dem geschilderten Zusanunenhang der Vorschriften nicht 
entnehmen. 

Die Ablehnung einer Verpflichtung der Bekl. zur Kosten­
übernahme durch den Vorsitzenden der Schieclsstelle im 
Beschluss vom . . . 1997 hätte deshalb bei Eröffnung des 
Rechtsweges auch in der Sache nicht beanstandet werden 
können. 

19. 

I. Zu den Kriierien einer gemt(f.l § 3 Abs. 2 als Dienststel­
le geltenden Einrichtung (Leitsatz der Redaktion). 

§ 3 Ahs. I. 2 KG iiber die Mitarbeiiervertretungen in der Ev. 
Kirche in Deutschland (Ivliiarbeitervcrtretungsgesctz -
!VIVG.EKD) V. 6.1 l.t992 (ABI. EKD S. 445) i. d. F. V. 

6.11.1996 (ABI. EKD 1997, S. 41). 

Schlichtungsstelle der EKU, Beschluss vom 20.3.1998-
Schlicht 3/98-

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Mitarbeiter der 
Einrichtung L.-Haus auch 1998 eine eigene Mitarbeiterver­
tretung w.ählen können; die Wahlperiode der antragstellen­
den Mitarbeitervertretung (Antragstellerin - Ast.) endet 
1998. Dem- 1996 gegründeten und in der Rechtsform eines 
eingetragenen Vereins (e. V.) organisierten- Antragsgegner 
(Ag.) wurde die betroffene Einrichtung im gleichen Jahr 
übertragen; er übt die Dienst- und Fachaufsicht auch über 
die betroffene Einrichtung aus, in der zurzeit 82 Mitarbeiter 
beschäftigt sind. Die Ast. beabsichtigt, für ihre Einrichtung 
wiederum eine eigenständige Mitarbeitervertretung zu bil­
den, und begründete dies damit, dass die Einrichtung zwar 
rechtlich unselbstständig, aber durch Aufgabenbereich und 
Organisation eigenständig und zudem 80 km vom Sitz des 
Ag. entfernt sei. Sie beantragte die Feststellung, dass die 
betrotTene Einrichtung als Dienststelle i. S. d. § 3 Abs. 2 
MVG gilt, und die Ersetzung des gemäß § 3 Abs. 4 ettor­
derlichen Einvernehmens; die Anträge hatten Erfolg. 

Aus den Gründen: 

I I. 

Die Anträge sind begründet. 
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Bei der hier streitigen Einrichtung handelt es sich man­
gels rechtlicher Selbstständigkeit nicht um eine Dienststelle 
gemäß§ 3 Abs. l JV[VG. 

Die Einrichtung gilt jedoch genüiß § 3 Abs. 2 MVG als 
Teil des Ag. als eine Dienststelle im Sinne des § 3 Abs. 1 
MVG. 

Sie ist von ihrem Aufgabenbereich - sie betreibt ein 
Altenpilegeheim - sowohl personell als auch organisato­
risch eigenständig. Sie hat eine eigene Einrichtungsleitung. 
Soweit diese Einrichtungsleitung nicht die volle Entschei­
dungskompetel1Z einer Dienststellenleitung nach § 3 Abs. 1 
MVG hat', ist dies unschädlich, da § 3 Abs. 2 MVG eine 
Aufspaltung der Aufgabenbereiche auf Seiten der Diensi­
stellenleitung durchaus vorsieht und eine Regelung hierfür 
getroffen hat. Danach ist es nicht ungewöhnlich, dass die 
Mitarbeitervertretung sich mehreren Dienststellenleitungen 
gegenüber sieht. Gleiches gilt auch für den Ag. 

Die vom Ag. überreichte Geschäftsordnung für den Vor­
stand, die Geschäftsführung und den Einrichtungsbeirat des 
Ag. vom ... bestärkte die Kammer noch in ihrer Entschei­
dung, dass die jeweilige Einrichtung ein ausreichendes Jvlaß 
an Eigenständigkeil besitzt, da der Ag. ausdrücklich nur die 
Fach- und Dienstaufsicht über die jeweiligen Einrichtungs­
leiter hat, nicht aber über das in der Einrichtung eingesetzte 
Personal. 

Darüber hinaus dürften auch Dienst- und Urlaubspläne, 
um nur zwei Beispiele der Mitbestimmung zu nennen, nicht 
in G. sonelern jeweils vor Ort von der örtlichen Einrich­
tungsleitung aufgestellt werden, so dass auch aus diesem 
Umstand auf eine ausreichende Eigenständigkeil der Ein­
richtung geschlossen \Verden kann. 

Nach Auffassung der Kammer rechtfertigt auch allein die 
räumliche Entfernung der Einrichtung vom Sitz des Ag., 
diese als Teil einer Dienststelle im Sinne. des § 3 Abs. 2 
MVG anzusehen, denn das Merkmal »Räumlich weit ent­
fernt« steht alternativ neben dem Merkmal »Eigenständig­
keil«, es müssen nicht beide Voraussetzungen erfüllt sein. 

Unstreitig liegen bei der Einrichtung die Voraussetzun­
gen des ~ 5 Abs. 1 MVG vor. Ferner haben sich die wahlbe­
rechtigten Mitarbeiter der Einrichtung mehrheitlich für eine 
eigene Mitarbeitervertretung ausgesprochen. 

Das noch fehlende Einvernehmen der Beteiligten hierzu 
wurde durch die Schlichtungsstelle ersetzt. 

Die Kammer hat sich dabei im Wesentlichen von folgen-
den Gesichtspunkten leiten lassen: 

nur die örtliche Mitarbeitervertretung kennt wirklich die 
Mitarbeiter der Einrichtung und die Probleme, die vor 
Ort entstehen; 

eine einzige Mitarbeitervertretung gewährleistet nicht. 
dass alle Einrichtungen angemessen in der Mitarbeiter­
vertretung repräsentiert werden(§ 12 MVG); 

die allein existierende Mitarbeitervertretung müsste 
Sprechstellen vor Ort einrichten, wäre also häufig auf 
Dienstreise, so dass eine Freistellung nach der Regel des 
§ 20 MVG nicht ausreichen dtüi'te; 

Mitarbeiter, die nach § 35 MVG ihre Anliegen der Mit­
arbeitervertretung vortragen wollen, können dies nur 
schriftlich oder nur mit hohem Zeitaufwand persönlich 
tun; 

die allgemeinen Aufgaben der Mitarbeitervertretung 
nach § 35 MVG lassen sich angesichts der räumlichen 
Entfernung der Einrichtung zum Sitz des Ag .. aber auch 
untereinander sachgerecht nur durch örtliche Mitarbei­
tervertretungen lösen; 
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der Wunsch der Dienststellenleitung, nur mit einer Mit­
arbeitervertretung verhandeln zu müssen, hat nicht so 
viel Gewicht. dass dadurch gerade die nach § 3 Abs. 2 
und Abs. 4 MVG geschaffene Möglichkeit wieder besei­
tigt werden könnte. Gegebenenfalls ist für Probleme. die 
alle Einrichtungen des Ag. betreffen, eine Gesamtmitar­
beitervertretung zu bilden. § 6 MVG. 

All diese Gesichtspunkte, insbesondere die abzusehenden 
Schwieligkeilen in der praktischen Durchführung, falls nur 
eine einzige Mitarbeitervertretung für alle Beschäftigte des 
Ag. gebildet wird, führte dazu. dasfehlende Einvernehmen 
des Ag., die Einrichtung als Dienststelle im Sinne des § 3 
Abs. l MVG gelten zu lassen, zu ersetzen. 

20. 

1. In dem Alltrag m(l Erlass einer Einstweiligen Anord­
nung gemt!fl § 61 Abs. 10 MVG.EKD muss ein konkreter, 
das Rechtsbegehren heinhaltender Antrag .fiJnnuliert wer­
den. 

2. Die EinsflVeilige Anordnung gemi!fJ .9 61 Abs. 10 
MVG.EKD setz.t voraus, dass ein Vei:fi:igimgsanspntch vor­
liegt, d. h. die Sache muss eilbedürfTig sein und nicht im 
Wege eines re[!.uiären Ver{ahrens geregelt werden können. 

3. Die Eilbedliiftigkeit ist insbesondere dann restrikrir m 
beurlei/en, wenn durch die Einstweilige Anordnung die 
Hauptsache vorweggenommen würde und eine nachtriigli­
che Ändenmg aus faktischen Gründen unmöglich wäre 
(Leitsätze der Redaktion). 

§ 61 X KG libcr die Jvlitarbeitervertretungen in der Ev. Kirche 
in Deutschland (lVlitarbeitcrvcrtretungsgesetz - MVG.EKD) 
V. 6.11.1992 (ABI. EKD s. 445) i. d. F. V. 6.ll.t996 (ABI. 
EKD 1997, S. 41 ). 

Schlichtungsstelle der Ev. Landeskirche in Baden, 
Beschluss vom 7 .11. 1997 - I Sch 92/97 -

Ein Mitglied der Mitarbeitervertretung hatte am 
12.10.1997 Freistellung und Kostenübernahme für eine 
Fortbildung (>>Mobbing - Psychoterror am Arbeitsplatz«) 
vom 10. bis 12.11.1997 beantragt. Die Dienststelle lehnte 
den Antrag ab. Am 5.11.1997 stellte die Mitarbeitervertre­
tung (Antragstellerin - Ast.) per Fax >>Antrag auf Schlich­
tung in Sachen- Mobbing - PsychotetTor am Arbeitsplatz« 
bei der Schlichtungsstelle und bat am selben Tag unter 
Bezug auf diesen Antrag um Erlass einer Einstweiligen 
Anordnung. Ein konkreter Antrag, der das Rechtsbegehren 
der Ast. deutlich machen würde, wurde nicht formuliert. Die 
Schlichtungsstelle wies das Begehren als unbegründet 
zurück. 

Aus den Gründen: 

n. 
1. Der Antrag auf Einstweilige Anordnung ist zulässig, 

§ 61 Abs. 10 MVG. 

2. Der Antrag ist jedoch nicht begründet. Dies ergibt sich 
aus Folgendem: 

a) Dem Antrag konnte schon deshalb nicht stattgege­
ben werden, weil die Ast. es unterlassen hat, sowohl 
im Hauptsacheverfahren 1 Sch 93!97 ( Antragsschrift 
vom 4.11.1997) als auch im Antrag auf Einlei­
tung eines Einstweiligen Anordnungsve1fahrens, 
I Sch 92197 (Schriftsatz vom 4.1 1.1997), konkrete 
Anträge zu stellen. Es wird zwar ein Sachverhalt 
geschildert, aus dem sich ergibt, dass das !VIA V -Mit­
glied Frau ... bei der Ag. einen Antrag auf Freiste!-
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Jung und Kostenübernahme für die Fortbildungsver­
anstaltung ,,Mobbing - Psychoterror am Arbeits­
platz« vom 10. bis 12.1 1.1997 in ... gestellt hatte. 
Welchen Antrag die MAV ihrerseits bei der Schlich­
tungsstelle stellt, ist jedoch nicht ersichtlich. Man­
gels eines solchen konkret formulierten und gestell­
ten Antrags konnte die Schlichtungsstelle im Eilver­
fahren nicht klären, W\1> genau das Rechtsbegehren 
der Ast. ist. Ohne Antragstellung kann ein Gericht 
auch keine Entscheidung treffen. 

b) Von dem abgesehen, scheitert die Begrüneletheil des 
Antrags auf Erlass einer Einstweiligen Anordnung 
aber auch aus zwei weiteren wesentlichen Gesichts­
punkten: 

Die Antragstellerseite hat nicht glaubhaft ge­
macht, dass ein sog. Ved.ügungs- bzw. Anordnungs­
grund (= Eilbedlirftigkeit) und sog. Verfügungs­
bzw. Anordnungsanspruch (= Vorlage eines mate­
riellrechtlichen Anspruchs) vorliegt. 

aa) Wie jede andere Entscheidung in Einstweiligen 
Anordnungs- bzw. Verfügungsverfahren ver­
langt auch die Einstweilige Anordnung i. S. v. 
§ 61 Abs. 10 MVG, dass ein Verfügungsgrund 
vorliegt. Dies bedeutet, dass ein Einstweiliges 
Anordnungsverfahren nur dann Erfolg haben 
kann, wenn die Sache eilbedütftig ist und auf 
anderem Weg - im ordentlichen Verfahren -
nicht geregelt werden kann. Dabei muss insbe­
sondere auch überprüft werden, ob es der 
Antragstellerseite nicht möglich gewesen wäre, 
ihr Anliegen in einem Normalverfahren geltend 
zu machen. 

Aus dem Vortrag der Antragstellerseite ist in 
diesem Zusammenhang nicht erkennbar, warum 
sie erst drei Arbeitstage vor der anstehenden 
Fortbildungsveranstaltung ihren Antrag. bei der 
Schlichtungsstelle gestellt hat. Es wurde nicht 
vorgetragen, was vorher alles im Verhältnis zur 
Arbeitgeberseite versucht worden ist, die anste­
hende Frage vorgerichtlich zu klären, vor allem 
aber, warum es ihr nicht möglich war, rechtzeitig 
den Antrag bei der Schlichtungsstelle zu stellen. 
Das MVG geht davon aus, dass im Normalfall 
ein Hauptsacheverfahren vor der Schlichtungs­
stelle mit der zwingend vorgeschriebenen münd­
lichen Verhandlung durchgeführt werden soll. 
Wenn es ein Beteiligter unterlässt, obwohl es 
ihm möglich gewesen wäre, ein solches Haupt­
sachevetfahren einzuleiten, rechtzeitig sich an 
die Schlichtungsstelle zu wenden, so ist dieses 
Unterlassen jedenfalls nicht wieder durch einen 
kurzfristigen Antrag auf Einstweilige Anord­
nung heilbar. Erst wenn glaubhaft gemacht 
wtu·de, dass die Sache anders als im Einstweili­
gen Anordnungsverfahren nicht hätte durchge­
setzt werden können, karin ausnahmsweise eine 
Einstweilige Anordnung i. S. v. § 61 Abs. 10 
MVG in Frage kommen .... Die Antragstelletin 
hätte also vortragen und glaubhaft machen müs­
sen, dass sie bei einer früheren Antragstellung 
nicht mehr einen Termin zur mündlichen Ver­
handlung vor der Schlichtungsstelle erreicht 
hätte. 

Die Anerkennung einer Eilbedürftigkeit im 
o. g. Sinne ist insbesondere in den Fällen restrik­
tiv zu handhaben, in denen eitle positive Ent­
scheidung des Vorsitzenelen im Einstweiligen 
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Anordnungsverfahren gemäß~ 61 Abs. 10 MVCJ 
zugunsten der Antragstellerseite in der Sache 
eine endgültige Entscheidung bedeuten würde. 
Denn dann würde durch die Einstweilige Anord­
nung die Hauptsache vorweggenommen und 
eine nachträgliche Änderung durch Einspruch 
des Unterlegenen bzw. im Hauptsacheverfahren 
wäre aus faktischen Gründen nicht mehr mög­
lich. Der vorliegende Fall ist genau so gelagert, 
cl. h. im Falle einer positiven Entscheidung und 
der Zulassung des MA V -Mitglieds zu der 
Tagung vom I 0. bis 12.11 .1997 wäre nach 
Abschluss der Tagung eine Entscheidung zu­
gunstcn der MA V durch einen Einspruch oder 
im Hauptsachevelfahren nicht mehr möglich 
gewesen (Erledigung der Hauptsache wegen des 
bereits stattgefundenen Besuchs der Tagung). 

bb) Darüber hinaus fehlt es im vorliegenden Fall 
jedoch auch an einem schlüssigen un_cl substanti­
ierten Vortrag der Antragstellerseite zur Frage 
des Anorclnungsanspruchs. Aus dem gestellten 
Antrag muss über den Verfligungsgruncl hinaus 
erkennbar sein, ob die Ast. überhaupt einen 
materiellrechtlichen Anspruch auf Durchsetzung 
ihres Begehrens hat. 

( ... ) 

Zu all diesen Fragen hat die Antragstellerseite nicht ein­
mal andeutungsweise nähere Darlegungen gebracht. Es ist 
deshalb auch aus diesem Grund dem Vorsitzenden der 
Schlichtungsstelle nicht möglich, i. S. cl. Ast. zu entschei­
den. Dies gilt umso mehr, als die Antragsgegnerseite im 
Rahmen ihrer Anhörung (rechtliches Gehör) das Vorliegen 
der ( ... ) rechtlichen Voraussetzungen bestritten hat. 

21. 

I. Widerspricht ei11 Dienstnehmer bei einem Diellststel­
leniibergang (Teiliibergang) dem Obergang eines Dienst­
verhälmisses, so bleibt er Dienstnehmer seines bisherigen 
Dienstgebers (in Anlehnung an die ständige Rechtspre­
chung des Bundesarbeitsgerichts). 

2. Hat ein der Mitarbeiten1ertretung angehörender, teil­
weise freigestellter Dienstnehmer dem Obergang seines 
Dienstverhältnisses auf einen neuen Dienstgeber wider­
sprochen und hnt der bisherige Dienstgeber wegen des 
Wegfalls des Arbeitsplatzes keine Beschi!ftigzmgsmöglich­
keit mehr jlir ihn, so kaizn die FortsetZling des Dienstver­
hältnisses fi'ir ihn lli!Z.lllllutbar sein mit der Folge, dass er 
unter Einhaltung der Ol'dentlichen Kiindigungsji·ist mtßer­
ordentlich aus wichtigem Grund kiindigen kann(§ 2 J Abs. 2 
MVG, § 626 Abs. 1 BGB). Die (teilweise) Freistellung des 
Dienstnehmers bleibt bei der lnteressenabwägung W{ßer 
Betracht (alles in Anlehnung an die Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts) (Leitsätze des Gerichts). 

§§ 21 I!, III, 63 I Buchst. b) und c) KG über die Mitarbeiter­
vertretungen in der Ev. Kirche in Deutschland (lv!itarbeiter­
vertretungsgcsetz - MVG.EKD) v. 6.1 1.1992 (ABI. EKD 
S.445) i. d. F. v. 6.11.!996 (ABI. EKD 1997, S. 41); § 15 
KSchG; § 626 BGB. 

VG für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
der EKD, Beschluss vom 28.1.1999- 0124/Cl3-98 

Die Dienstgeberin (Antragstcllerin- Ast.) übertrug zum 
Ende des Jahres 1997 einen ihrer Dienststellenteile, die 
Sucht- und Drogenberatung, auf einen neuen Träger. Die 
Dienstverhältnisse gingen auf den neuen Dienstgeber über, 
lediglich der Vorsitzende (A) der Mitarbeitervertretung 
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(Antragsgegnerin - Ag.), der in dieser Funktion zur Hälfte 
freigestellt war, widersprach dem Übergang seines Dienst­
verhiiltnisses. Nach der Ausgliederung der Beratungsstelle 
bestand für A keine Möglichkeit, seine Arbeitsleistung bei 
der Ast. zu erbringen. Daher beantragte die Ast. bei der Ag. 
die Zustimmung zu einer vorsorglichen ordentlichen Kündi­
gung und gleichzeitig zu einer außerordentlichen Kündi­
gung (mit Aus1auffrist) des Dienstverhältnisses des A. Nach 
Verweigerung dieser Zustimmungen durch die Ag. bean­
tragte die Ast. bei der Schlichtungsstelle deren Ersetzung. 
Die Schlichtungsstelle ersetzte die Zustimmung zur außer­
ordentlichen Kündigung (mit Auslauffrist von sechs Mona­
ten) und wies den Antrag im Übrigen zurück. Hiergegen 
legte die Ast. Beschwerde ein und forderte die Zustim-· 
mungsersetzung auch zur ordentlichen Kündigung und 
hi1fsweise die Zustimmungsersetzung zur außerordent­
lichen Kündigung mit viennonatiger Auslauffrist Die Ag. 
beantragte die Änderung des Besch Jusses der Schlichtungs­
stelle und Zurückweisung des gegnerischen Antrags. Die 
Beschwerde der Ag. blieb erfolglos, die der Ast. sah das 
Gericht teilweise als begründet an. 

Aus den Gründen: 

ll. 

Die Beschwerelen beider Beteiligten sind ( ... ) insgesamt 
zulässig. In der Sache blieb die Beschwerde der Ag. (Mitar- . 
beitervertretung) in vollem Umfang erfolglos, während die 
Beschwerde der Ast. (Dienstgeberseite) zwar zu einem 
geringen Teil (Dauer der angenommenen Auslauffrist) 
begründet ist, im Wesentlichen aber ebenfalls keinen Erfolg 
haben konnte. Abgesehen von der Länge der Auslauffrist ist 
die Entscheidung der Schlichtungsstelle (Ersetzung der 
Zustimmung für eine außerordentliche Kündigung aus 
wichtigem Grunde) zutreffend. 

l. Die Schlichtungsstelle ist zutreffend davon ausgegan­
gen, dass das Dienstverhältnis von Herrn A wegen sei­
nes Widerspruchs nicht auf den neuen Dienstgeber über­
gegangen ist, sonelern dass Herr A Dienstnehmer der 
Ast. geblieben ist. 

Die Schlichtungsstelle hat die Zustimmung zu einer 
ordentlichen Kündigung des Dienstverhältnisses von 
Hen·n A zu Recht nicht ersetzt. Eine ordentliche Kündi­
gung kommt vorliegend nicht in Betracht. Nach § 21 
Abs. 3 S. 1 MVG kann, wenn die Dienststelle ganz oder 
zu einem wesentlichen Teil aufgelöst wird, unter den 
vom Gesetz aufgeführten Voraussetzungen eine ordent­
liche Kündigung ausgesprochen werden. Danach ist 
eine ordentliche Kündigung nur im Falle einer >>Auflö­
sung« zulässig. Eii1e solche liegt hier aber nicht vor: 

Auflösung (=Stilllegung) ist die endgültige Aufgabe 
des Zweckes einer Dienststelle und damit auch die Auf­
lösung der zu diesem Zwecke geschaffenen Organisatio-· 
nen (vgl. zur h. M. Fitling/Kaiser/Heither/Enge/s, 
BetrVG, 18. A. § 103 Rclnr. 12, § l J I Rdnr. 52 m. w. N.; 
ihnen folgend Baumann-Cziclwn/Germer, MVG.EKD 
(1997), § 21 Rclnr. 6 sowie Fey/Rehren (gleichz. Hrsg.), 
MVG.EKD, Stand Januar 1998, § 46 Rclnr. 2). Bet!iebs­
übergang (Dienststellenübergang) - einschließlich teil­
weisem Bettiebsübergang (teilweisem Dienststellen­
übergang) - bedeutet keine Auflösung (=Stilllegung). 
Denn Auflösung und Betriebsübergang (Dienststellen­
übergang) schließen einander aus, weil der Übernehmer 
nach § 613 a BGB in die Rechte und Pflichten aus den 
im Zeitpunkt des Übergangs bestehenden Arbeitsver­
hältnisse (Dienstverhältnisse) eintritt (so für den 
Betriebsübergang einschließlich teilweisem Betriebs­
übergang, die ständige Rechtsprechung des BAG, vgl. 
BAG, U. v. 23. 4.1980, BAGE 33, 94, 101 = AP Nr. 8 zu 
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§ 15 KSchG 1969, zum Ili I der Gründe; U. v. 27. 
9.1984, BAGE 47, 13,23 = AP Nr. 39 zu§ 613 a BGB, 
zu B I1I 2-a. E. der Gründe; U. v. 27.2.1987, BAGE 54, 
215, 231 = AP Nr. 41 zu § I KSchG 1969 Bettiebsbe­
dingte Kündigung, zu IV 1 der Gründe; U. v. 28.4.1988, 
AP Nr. 74 zu§ 613 a BGB, zu II der Gründe; vgl. weiter 
Fitting/Kaisei!Heithel/Enge/s, a. a. 0., § 103 Rdnr. 13 
sowie § J ll Rclnr. 52; anders Baumann-Czichon/Ger­
mer, a. a. 0 .. § 21 Rdnr. 8, die ihre abweichende Mei­
nung jedoch nicht begründen.) Vorliegend kann bei 
einem teilweisen Dienststellenübergang auf einen ande­
ren Dienstgeber nicht von einer »Auilösung« (oder teil­
weisen Auflösung) einer Dienststelle gesprochen wer­
den. Die tatbestandsmäßigen Voraussetzungen einer 
ordentlichen Kündigung nach§ 21 Abs. 3 S. I MVG lie­
gen nicht vor. 

2. Demgegenüber hat die Schlichtungsstelle die Zustim­
mung zu einer ordentlichen Kündigung zu Recht ersetzt. 
Nach § 21 Abs. 2 S. I MVG clmf einem Mitglied der 
Mitarbeitervertretung nur gekündigt werden, weim Tat­
sachen vorliegen, die den Dienstgeber zur außerordent­
lichen Kündigung berechtigen. Diese Bestimmung 
nimmt inhaltlich auf den nicht abdingbaren § 626 Abs. 1 
BGB Bezug. Danach kann das Dienstverhältnis von 
jedem Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne Einhal­
tung einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn 
Tatsachen vorliegen, :mfgruncl derer dem Kündigenden 
unter Betücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles 
und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile 
die Fortsetzung des Dienstverhältnisses bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist nicht zugemutet werden kann. 

Hiemach kann der Dienstgeber in erster Linie bei 
schwerwiegendem Fehlverhalten des Dienstnehmers 
außerordentlich kündigen. Erfasst wird aber auch der 
Fall, dass die ordentliche Kündigung ausgeschlossen ist 
und der Dienstgeber - etwa wegen des Wegfalls des 
Arbeitsplatzes des Dienstnehmers- für dessen Arbeits­
leistung keine Verwendung mehr hat. So hat das BAG 
unter Bezugnahme auf seine frühere Rechtsprechung in . 
einem Fall, in dem die ordentliche Kündigungaufgrund 
eines Tarifvertrages ausgeschlossen war, die außeror­
dentliche Kündigung aus wichtigem Grund gebilligt, 
weil die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers bei 
völligem Wegfall seines Arbeitsplatzes t.lem Arbeitge­
ber unzumutbar geworden war (BAG U. v. 5.2.1998, 
NZA 1988, 771, 773). Weiter hat das BAG in diesem 
Zusammenhang ausgeführt, für die Anwendung der 
Ausschlussfrist des § 626 Abs. 2 BGB sei in solchen 
Fällen kein Raum, da der Wegfan der Beschäftigungs­
möglichkeit einen Dauertatbestand darstelle. Zu verlan­
gen sei hier dann aber die Einhaltung der ordentlichen 
Kiindigungsfrist: es würde einen Wertungswiderspruch 
bedeuten, wenn Arbeitnehmer mit einem besonderen 
Kündigungsschutz durch eine fristlose Kündigung 
schlechter gestellt würden als Arbeitnehmer, denen 
gegenüber eine ordentliche Kündigung zulässig ist und 
denen aus demselben Kündigungsgrund (z. B. Betriebs­
stilllegung) nur ordentlich gekündigt werden könnte. 
Mit einer Auslauffrist, die das BAG als ein besonderes 
so:z;iales Entgegenkommen des Arbeitgebers versteht, 
soll das nichts zu tun haben (BAG, a. a. 0.). 

Wenn trotz tariflichen Ausschlusses der ordentlichen 
Kündigung die außerordentliche Kündigung wegen 
Unmöglichkeit der Weiterbeschäftigung w1ässig ist, 
muss diese Rechtsfolge auch gelten für den Fall Lies 
Ausschlusses der ordentlichen Kündigung aufgruncl 
einer besonderen gesetzlichen Regelung wie der des 
§ 21 Abs. 2 S. I MVG. 
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3. Ob Herr A dem Übergang seines Dienstverhältnisses auf 
den neuen Dienstgeber mit objektiv beachtlichen Grün­
den widersprechen konnte (worauf das BAG abgestellt 
hat in einem Fall, in welchem die Arbeitnehmerin nicht 
Mitglied eines Betriebsrats war, U. v. 19.3.\998 
- 8 AZR 139/97 - NZA 1998, 750, 751 ), braucht nicht 
untersucht zu werden. Denn § 626 Abs. I BGB verlangt 
"die Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls«. 
und dazu gehört auch die Frage, ob der Dienstgeber eine 
andere Beschäftigungsmöglichkeit hat und ob er bei der 
Kündigung soziale Gesichtspunkte ausreichend berück­
sichtigt hat(§ 1 Abs. 3 KSchG). 

( ... ) 

5. Die Zustimmung der Ag. ist, wie die Schlichtungsstelle 
zutreffend erkannt bat, zu ersetzen. 

a) ( ... ) 

b) Bei der Prüfung, ob vorliegend die verweigerte 
Zustimmung der Mitarbeitervertretung durch das 
Verwaltungsgericht zu ersetzen isL muss vorweg auf 
zwei Gesichtspunkte besonders hingewiesen wer­
den: a) die beabsichtigte außerordentliche Kündi­
gung ist die Folge einer generellen Maßnahme 
(Dienststellenteilübertragung) und richtet sich nicht 
gegen den einzelnen Mandatsträger als solchen, b) 
die Grundentscheidung des kirchlichen Gesetzge­
bers gibt ebenso wie die Grundentscheidung des 
staatlichen Gesetzgebers dem wirtschaftlichen Inte­
resse der Dienstgeberseite und auch ihrer gnmd­
rechtlich geschützten Berufsausübungsfreiheit 
(Art. 12 Abs. I GG) den Vorrang vor dem Kündi­
gungsschutz des Mandatsträgers. 

Die Ast. hat für Herrn A nach der Übertragung der 
Sucht- und Drogenberatung auf einen anderen 
Dienstgeber keine Beschäftigungsmöglichkeit mehr. 
Dass dies anders sei, hat die Ag. zwar behauptet 
aber nicht näher dargelegt.( ... ) 

Damit liegt ein wichtiger Grund zur außerordent­
lichen Kündigung vor(§ 21 Abs.2 MVG in Verbin­
dung mit § 626 Abs. 1 BGB ). Die Ast. müsste das 
Gehalt weiter zahlen, obwohl sie für die Arbeitsleis­
tung des Herrn A keine Verwendung mehr hat (vgl. 
zu der vorliegenden Problematik allgemein BAG, U. 
v. 5.2.1998-2 AZR 227/97- NZA 1998,771, 773 
m. w. N.). Auf eine Verfristung kann die Ag .. sich 
nicht berufen, weil in der fehlenden Beschäftigungs­
möglichkeit ein Dauertatbestand zu sehen ist, der für 
die Ausschlussfrist des ~ 626 Abs. 2 BGB keinen 
Raumlässt (BAG a. a. 0., S. 774). Schließlich spielt 
auch die hälftige Freistellung von Herrn A für die 
Interessenahwägung keine Rolle. Hierfolgt das Ver­
waltungsgericht ebenfalls der Argumentation des 
BAG (vgl. AP Nr. 35 zu§ 103 BetrVG 1972, zu B II 
2 b dd der Gründe). Allerdings muss die ordentliche 
Kündigungsfrist eingehalten werden, wie das BAG 
in vergleichbaren Fällen verlangt. 

22. 

I. Eineaufgrund Gestellungsvertrages e11tsandte Diako­
niesclnvester istnach § 2 Abs. 3 S. 2 MVG.EKD grundsätz­
lich im Sinne des Mitarbeitervertretungsrechts Mitarbeite­
rin des Arbeitsfeldes, auch wenn nach den Bestimmungen 
der kirchlichen oder diakonischeil Lebensgemeinscha.fi ein 
Arbeitsverhältnis zum Arbeit.1jeld ( m!fizehme11de Dienststel­
le) nicht begriindet lVird. 
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2. Die Einschränkung des !j 2 Abs. 3 S. 2, ldzter I laibsatz 
lvJ\IG.EKD ( ».s·oweit sich aus den Ordnungen der Diensl­
oder Lebensgemeinschafteil nichts anderes ergibt«) will 
deren Autonomieanspmch Respekt verschqffen. Er stellt der 
Sache nach eine gegenständliche Einschränkung der Rech­
te der Mitarbeitervertretllng im Hinblick auf die gestellten 
Angehörigen der Dienst- oder Lebensgeml'inschaften dar. 
Eine weitere Gren::.e der /vfitbestimmungsrechte der Mitar­
beitervertretung der aufnehmenden Dienststelle kann sich 
zudem aus dem jnl'eiligen Gegenstand der Mitbestimmung 
ergeben. 

3. Die »Einstellung« einer Ol(/~mnd Gestellungsvertra­
ges entsandten Diakonieschwester unterliegt bei der m!( 
nehmenden Dienststelle der eingeschränkten Mitbestim­
mung nach ~ 42 Buchst. a) MVG.EKD (Leitsätze cles 
Gerichts). 

§s 2Ill, 3, 38 I S. 2, 41 I, 42,43 lit. a, 6.'l I lit. a. b III KG über 
Mitarbeitervertretungen in der EKD (!VIitarbeitervertrctungs­
gesetz - MVG.EKD) i. d. F. v. 6. I I .1996 (ABI. EKD 1997. 
S. 4 I);§§ 631 fl'. BGB; § 99 TI Zi. l. 3, 6 BetrVG. 

VG für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
der EKD, Beschluss vom 5.8.1999- Ol24/D4-99-

Die Beteiligten (Bet.) - das Ev. Krankenbaus S. 
(Antragsgegner- Ag.), cler Ev. Diakonieverein B. als weite­
rer Bet. sowie die Mitarbeitervertretung des Ev. Kranken­
hauses S. (Antragstellerin- Ast.) -streiten darüber, ob die 
beim Ag. eingesetzten Diakonieschwestern >>Mitarbeiterin­
nen« der Dienststelle i. S. v. ~ 2 Abs. 3 S. 2 MVG.EKD sind, 
insbesondere, ob der Beschäftigung der Diakonieschwester 
A. eine mitbestimmungspflichtige Einstellung vorausge­
gangen ist. 

Grundlage des Einsatzes von Diakonieschwestern beim 
Ag. ist der Gestellungsvertrag vom 15./29.3.1958 zwischen 
dem weiteren Bet., dem Ev. Diakonieverein B., und dem 
Träger des Ag., dem Verein zur EtTichtung evangelischer 
Krankenhäuser. Dmin heißt es auszugsweise: 

»S 1. Der (weitere Bet.) stellt dem (Träger des Ag.) für das Ev. Kran­
kenhaus S. (den Ag.), im Folgenden als Arbeitsfeld bezeichnet. wie 
bisher Schwestem und Schülerinnen ( ... ).Ein VenragsverhUltnis zwi­
schen Schwestcm und Schülerinnen einerseits und dem Arbeitsfeld 
anderersei I.' entsteht nicht. 

§ 2. Andere Schwestern und SchUlerinnen als die des (weiteren Bet.) 
können während der Dauer des Vertragsverhältnisses nur im gegensei­
tigen Einvernehmen behalten oder angenommen werden. 

§ 3. Vertreter des Arbeitsfeldes gegenüber der leitenden Schwester ist 
Herr Kirchenrat S., der dem (weiteren Bet.) jährlich Bericht erstat­
tet( ... ). 

§ 4. Die vom (weiteren Bet.) berufene leitende Schwester hat als 
unmittelbare Vorgesetzte die Aufsicht über die Schwestern und namens 
des Arbeitsfeldes über das ihr unterstellte Haus- und PflegepersonaL 
Anordnungen gegenüber diesen ihr unterstellten Personen werden nur 
durch die leitende Schwester oder nach Verständigung mit ihr getrof-
fen.( ... ) -

§ 5. Das Arbeitsfeld kann verlangen, dass der (weitere Bet.) einzelne 
Schwestern unter Einhaltung einer Vierteljahresfrist zum Schluss eines 
Kalendermonats abruft. Für dringliche Flille ermächtigt der (weitere 
BeL) das Arbeitsfeld zur vorläufigen Enthebung vorn Dienst unter 
sofortiger Benachrichtigung des (weiteren Bet.), tler dann seinerseits 
alsbald das Weitere veranlassen wird. 
( ... ) 

§ 23. Die Schwestern unterstehen der schwesternschaftliehen Disziplin 
des (weiteren Bet.). ( ... )« 

Die Schwesternschaft des weiteren Bet. ist nach der Prä­
ambel der »Ordnung der Schwesternschaft« eine evangeli­
sche Gemeinschaft von Frauen, die Leben und Beruf als 
Diakonie im Auftrag Jesu Christi verstehen. Die Schwestern 
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führen den Namen »Diakonieschwestern<<. Unter der Über­
sclu-ift »Dienstverhältnis der Schwestern<< heißt es in ~ 15 
(Aktive Schwestern) der >>Ordnung der Schwesternschaft«: 

"!5.1 Die Schwesternschaft des (weiteren Bet.) ist eine evangelische 
Gemeinschaft mit eigener Ordnung. Diakonieschwestern sind Glieder 
ihrer Schwestemschaftund regeln ihre Angelegenheiten durch die Ord­
nung der Schwesternschaft. 

15.2.1 Diakonieschwestern sind in Arbeitsfeldern mit Ausbildungssta­
tus und/oder mit einer Schwesterngruppe tätig aufgnmd eines Schwes­
ternschaftsvertrages. Sie stehen in keinem Arbeitsverhältnis zum 
Arbeitsfeld. Deshalb beteiligen sie sich nicht an den Wahlen zu Perso­
nalrUten oder Mitarbeitervertretungen des Arbcitsfeldes. Sie können 
aber Delegierte aus ihrer t--•litte entsenden. Sie regeln ihre Angelegen~ 
heiten durch die Organe der Schwesternschaft. 

15.2.2 Ist der Abschluss eines Schwesternschaftsvertrages nicht mög­
lich (Abs. I), so kann eine Diakonieschwester mit Zustimmung des 
Vorstandes auch aufgrund eines Arbeitsvertrages tätig werden. Der 
Vorstand gibt seine Zustimmung nach Absprache mit dem Arbeitgeber. 
( ... ) 

15.5 Die Schwestern erhalten Bescheinigungen und Zeugnisse nicht 
vom Arbeitsfelcl, sondern vom Vorstand der Schwesternschaft. 

15.6 Diakonieschwestern sind aus karitativen Grlindcn tätig. Sie erhal­
ten in der Regel ihre Vergütung vom (weiteren Bct.). 
( ... ) 

15.8 Die Diakonieschwester ist sozialversichenmgspllichtig nach den 
Bestimmungen des Sozialgesctzbuches. ( ... ) 

Arbeitszeit und Urlaub richten sich nach den im jeweiligen Arbeitsfeld 
geltenden Bestimmungen. 
( ••• )<< 

Seit 1998 war im Ev. Krankenhaus S. die Diakonie­
schwester A. als Fortbildungsbeauftragte tätig; diese Stelle 
wurde durch den Ag., nachdem sie aufgrund des Erzie­
hungsurlaubs der vorherigen Stelleninhaberin vakant 
geworden war, hausintern ausgescl1rieben. Die Ast. wurde 
an der Wiederbesetzung nicht beteiligt; angestellte Pt1ege­
kräfte bewarben sich auf die Stelle nicht. Die Ast. begehrte 
daraufhin die Feststellung, dass ihr bei der Stellenbesetzung 
mit der Diakonieschwester A. das eingeschränkte Mitbe­
stimmungsrecht nach § 42 Buchst. a) MVG.EKD zusteht. 
Die Schiedsstelle hat diesem Antrag entsprochen und dies­
unter näherer Ausführung - damit begründet, dass für eine 
Einstellung im Sinne des Betriebsverfassungsrechts nicht 
das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses, sonelern die Ein­
gliederung in die Arbeitsorganisation entscheidend sei; dies 
habe auch für den Bereich des MVG.EKD zu gelten. Auf­
gmncl der näheren Umstände sei festzustellen, dass die Dia­
konieschwestern in den Betrieb des Krankenhauses einge­
gliedert seien. Gegen diesen Beschluss haben der Ag. und 
der weitere Bet. Beschwerde (»Klage<<) eingelegt; die zuläs­
sigen Beschwerden blieben in der Sache etfolglos. 

Aus den Gründen: 

Il. 

Die Beschwerelen haben keinen Erfolg. 

I. Sie sind zulässig. 

Die Statthaftigkeit der Beschwerelen ergibt sich aus § 63 
Abs. 1 Buchst": a) und b) MVG.EKD. Dle Auslegung des 
Antrags der Beschwerdegegnerin ergibt, dass zmnindest 
sinngemäß im Hinblick auf die eingeschränkte Mitbe­
stimmung bei Einstellungen nach § 42 Buchst. b) 
MVG.EKD die Feststellung des Status der Diakonie­
schwestern(§ 2 Abs. 3 S. 2 MVG.EKD) beantragt wor­
den ist und nicht lediglich das Fehlen von Zustim­
mungsverweigerungsgründen nach § 41 Abs. 1 Buchst. 
a)-c) MVG.EKD festgestellt werden sollte (vgl. § 60 
Abs. 4 letzter Satz MVG). Nach § 63 Abs. 1 Buchst. a) 
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und b) MVG.EKD ist der Verwaltungsrechtsweg gege­
ben gegen Beschlüsse der Schlichtungsstelle darüber, ob 
eine Maßnahme im Einzelfall der Mitberatung oder Mit­
bestimmung unterliegt, sowie darüber, welche Reehte 
und Pflichten den Bet. im Einzelfall aus der Mitberatung 
und Mitbestimmung erwachsen. Die angefochtene Ent­
scheidung befasst sich demgemäß mit der Frage nach 
dem Bestehen eines eingeschränkten Mitbestimmungs­
rechts im Zusammenhang mit der Besetzung der Stelle 
der Fortbilclungsbeauftragten. Sie kommt zu dem Ergeb­
nis, dass die Besetzung der Stelle mit einer Diakonie­
schwester im Hinblick auf deren Mitarbeiterslatus eine 
mitbe~timmungspt1ichtige Einstellung darstellt. An der 
ZuHissigkeit des Verwaltungsrechtswegs bestehen mit­
hin keine Zweifel. Die Beschwerde ist weiter form- und 
fristgerecht innerhalb der Monatsfrist des § 63 Abs. 3 
MVG.EKD eingegangen, so dass sie insgesamt wlässig 
ist. 

2. Die Beschwerden siml unbegründet. Die Schiedsstelle 
hat für die vorliegende Fallkonstellation zutreffend das 
eingeschrä.nkte Mitbestimmungsrecht aus § 42 Buchst. 
a) MVG.EKD bejaht und die Unwirksamkeit der perso­
nellen Maßnahme wegen unterbliebener Beteiligung der 
Ast. festgestellt(§ 38 Abs. 1 S. 2 MVG.EKD). Die Dia­
konieschwester A. ist Mitarbeiterin im Sinne von § 2 
Abs. 3 S. 2 MVG.EKD. Die Schiedsstelle hat darüber 
hinaus w Recht angenommen, dass sich unter dem 
Blickwinkel der Einstellung im Sinne von § 42 Buchst. 
a) MVG.EKD für die Frage der eingeschränkten Mitbe­
stimmung aus der Ordnung der Schwesternschaft nichts 
anderes ergibt. 

a) Das MVG.EKD bestimmt in § 2, wer Mitarbeiter 
und Mitarbeiterin im Sinne dieses Kirchengesetzes 
ist. Absatz I normiert den Grundsatz, dass alle in 
öffentlich-rechtlichen Dienst- oder privatrechtliehen 
Dienst- und Arbeitsverhältnissen (oder zu ihrer Aus­
bildung Beschäftigten) einer Dienststelle Mitarbei~ 
ter und Mitarbeiterinnen sind, soweit die Beschäfti­
gung oder Ausbildung nicht überwiegend ihrer Hei­
lung, Wiedereingewöhnung, beruflichen oder sozia­
len ·Rehabilitation oder ihrer Erziehung dient. Nach 
§ 2 Abs. 3 S. I Halbsatz I MYG.EKD gelten auf­
gruncl von Gestellungsverträgen Beschäftige als 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Dabei bleiben ihre 
rechtlichen Beziehungen zur entsendenden Stelle 
unberlihrt (Halbsatz 2 dieser Vorschrift). Arbeiten 
Angehörige von kirchlichen oder dialeonischen 
Dienst- und Lebensgemeinschaften aufgrund von 
Gestellungsverträgen in Dienststellen im Sinne von 
§ 3 MVG.EKD, sind auch sie Mitarbeiter und Mitar­
beiterinnen dieser Dienststellen (§ 2 Abs. 3 S. 2 
Halbsatz I), »soweit sich aus den Ordnungen der 
Diei1st- und Lebensgemeinschaften nichts anderes 
ergibt« (Halbsatz 2 dieser Vorschrift). Angesichts 
des klaren Wortlauts des Gesetzes kann es nicht 
zweifelhaft sein, dass nach dem Willen des kirch­
lichen Gesetzgebers auch Angehörige von kirch­
lichen und dialeonischen Lebensgemeinschaften, 
wenn sie aufgrund eines Gestellungsvertrags in der 
Dienststelle arbeiten, !!rundsätzlich Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen dies~r Dienststelle im Sinne des 
MVG.EKD sind, zumal sie nicht lediglich als solche 
»gelten<< wie nach ~ 2 Abs. 3 S. I MVG.EKD (vgl. 
auch Baummm-Cz.icho11/Germer, MVG-EKD, Rz. 
16zu§2). 

b) Diese grundsätzliche Stellung der Angehörigen 
kirchlicher oder diakonischer Dienst- und Lebensge­
meinschaften als mitarbeitervertretungsrechtliche 



Seite 34 

Mitarbeiter der Dienststelle berührt nicht ihr Rechts­
verlüiltnis mit ihrer kirchlichen oder diakonischen 
Dienst- oder Lebensgemeinschaft. Die Öffnung 
durch den »Soweit«-Satz führt deshalb nicht dazu, 
dass der Stat11s eines Mitarbeiters oder einer Mitar­
beiterin generell wieder verloren gehen kann. Sie 
will aber der Ordnung der Dienst- oder Lebensge­
meinschaft Gelt1111g unddamit letztlich ihrem Auto­
nomieanspruch Respekt verschaffen. Die durch den 
»Soweit<<-Satz bezweckte wesentliche Einschrän­
kung ist claher immer dann als gegeben anzusehen, 
wenn die Ordnung der Dienst- und L-ebensgemein­
schaft ausdrückliche oder stillschweigende, insbe­
sondere nach ihrem Selbstverständnis implizite 
Regelungen enthält, die bei Arbeitnehmern der 
Dienststelle zu einem Mitbestimmungsrecht nach 
dem MVG.EKD führen können. Die Einschränkung 
in § 2 Abs. 3 S. 2 letzter Halbsatz MVG.EKD 
(»soweit ... «) ist der Sache nach mithin als gegen­
ständliche Einschränkung der Rechte der Mitarbei­
tervertretung im Hinblick auf die gestellten Angehö­
rigen der Dienst- oder Lebensgemeinschaften zu 
verstehen. Eine weitere Grenze kann sich zudem aus 
dem jeweiligen Gegenstand der Mitbestinm1ung 
ergeben, vor allem in Angelegenheiten der Mitbe­
stimmung bei personellen Einzclmaßnahmen. Inso­
weit kommt es auf die Verhältnisse im Einzelfall an. 
Wenn der Gesetzgeber etwas anderes hätte sagen 
wollen, hätte er die Öffnungsklausel anstatt durch 
das »soweit« durch ein »wenn« einleiten müssen. 

c) Aus der hier maßgeblichen Ordnung der Schwes­
ternschaft hat sich für die Diakonieschwester A. als 
Fortbildungsbeauftragte nichts anderes ergeben. 

aa) Der mit »Dienstverhältnis der Schwestenw über­
schriebene Abschnitt dieser Ordnung bestimmt 
zwar in ~ 15 (Aktive Schwestern) unter 15.2.1, 
dass Diakonieschwestern in Arbeitsfeldern 
mit Ausbildungsstätten und/oder mit einer 
Schwesterngruppe aufgrund eines Schwestern­
vertrags (hier: des Gestellungsvertrags vom 
15./29.3.1958) tätig sind, dass sie in keinem 
Arbeitsverhältnis zum Arbeitsfeld stehen und 
dass sie ihre Angelegenheiten durch die Organe 
der Schwesternschaft regeln. Die Tatsache, dass 
mit dem Arbeitsfeld kein Arbeitsvertrag abge­
schlossen wird, vermag für sich allein eine Öff­
nung im Sinne des »Soweit<<-Satzes von § 2 
Abs. 3 S. 2 MVG.EKD nicht zu begründen. 
Rechtliche Gnmcllage der externen Beschäfti­
gung von Ordensschwestern und Diakonissen ist 
in der Regel allein der Gestellungsvertrag und 
ni<;:ht zusätzlich ein Arbeitsverhältnis zwischen 
Dienststelle und Mitarbeiterin. Weil das 
MVG.EKD die Angehörigen von kirchlichen 
oder cliakonischen Dienst- und Lebensgemein­
schaften trotzdem ausdrücklich generell zu Mit­
arbeitern der Beschäftigungsdienststelle erklärt, 
liegen die Voraussetzungen des § 2 Abs. 3 S. 2 
Halbsatz 2 MVG.EKD nicht schon deshalb vor, 
weil es an einem Arbeitsverhältnis zur Dienst­
stelle fehlt. Das wäre ein Widerspruch in sich. 
Denn man kann nicht trotz Kenntnis vom gene­
rellen Fehlen eines Arbeitsvertrags mit der 
Dienststelle den Ordensschwestern den Status 
von Mitarbeiterinnen der Dienststelle zuerken­
nen, um ihn im nächsten Halbsatz derselben 
Norm unter Berufung auf eben diesen Mangel 
sogleich wieder abzuerkennen. Das MVG.EKD 
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hat den Status eines Mitarbeitcrs und einer lvlit­
arbeitern unabhängig vom Bestehen eines 
Arbeitsverhültnisses zum Arbeitsfeld verliehen. 
Ein anderes Ergebnis ließe sich auch nach den 
Darlegungen zum Zweck der Öffnungsklausel 
(vgl. unter Il 2 b) nicht rechtfertigen. 

bb) Auch im Übrigen ist der Ordnung der Schwes­
ternschaft keine Besonderheit zu entnehmen, die 
hier in Anwendung des >>Soweit«-Satzes des § 2 
Abs. 3 S. 2 MVG.EKD zu einer gegenständ­
lichen Einschränkung der eingeschränkten Mit­
bestimmung der Beschwerclcgegnerin führen 
würde. Das gilt vor allem für die Bestimmung in 
der Ordnung der Schwesternschaft, wonach die 
Schwestem ihre Angelegenheiten durch die 
Organe der Schwesternschaft regeln (§ ·15.2. 1 
letzter Satz). Diese Befugnis zur Regelung der 
eigenen Angelegenheiten wird durch die Annah­
me einer mltbestimmungspt1ichtigen Einstellung 
nicht berührt. Unabhängig davon nämlich, ob 
eine eingeschränkte Mitbestimmung im Falle 
einer Einstellung stattfindet, können die Organe 
der Schwesternschaft (§ 4 ff. Ordnung der 
Schwesternschaft) ihre Entscheidungen selbst­
ständig treffen. Das in der Befugnis zur Rege­
lung der eigenen Angelegenheiten zum Aus­
clruck kommende Selbstverständnis der Schwes­
ternschaft gibt daher für die Frage nach einer 
Einschränkung durch die Schwesternordnung 
ebenfalls nichts her. 

cl) Das eingeschränkte Mitbestimmungsrecht der Mit­
arbeitervertretung hinsichtlich der in Rede stehen­
den Einstellung der Diakonieschwester nach § 42 
Buchst. a) MVG.EKD ist auch nicht schon deshalb 
ausgeschlossen, weil diese Einstellung nicht auf 
einem Arbeitsvertrag cler Diakonieschwester mit 
dem Ag., sonelern auf einem Gestellungsvertrag 
beruht. Zwar eröfti1et § 42 MVG.EKD das einge­
schränkte Mitbestimmungsrecht in den dort aufge­
zählten Fällen nur hinsichtlich der »privatrechtlich 
angestellten« Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. 
Damit wird der Katalog der Gegenstände der einge­
schränkten Mitbestimmung von dem anders gefass­
ten Katalog der Gegenstände der eingeschränkten 
Mitbestimmung in Angelegenheiten der Kirchenbe­
amten (§ 43 Eingangssatz MVG.EKD) abgegrenzt, 
zum anderen aber auch gegenüber Beschäftigten auf 
sonstigen Rechtsgruncllagen, z. B. gegenüber Zivil­
dienstleistenden. 

Im vorliegenden Fall ist die Diakonieschwester 
beim Ag. nicht privatrechtlich angestellt. Gleich­
wohl ist § 42 Buchst. a) MVG.EKD hier entspre­
chend anwendbar: Auf das Vorliegen eines Anstel­
lungsvertrags kommt es deshalb nicht an, weil 
»Angehörige von kirchlichen oder cliakonischen 
Dienst- und Lebensgemeinschaften, die aufgrund 
von Gestellungsverträgen in Dienststellen ( § 3 
MVG.EKD) arbeiten, Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen sind, soweit sich aus den Ordnungen der Dienst­
und Lebensgemeinschaften nichts anderes ergibt« 
(§ 2 Abs. 3 S. 2 MVG.EKD). Die Arbeit aufgrund 
von Gestellungsverträgen besteht gerade dmin, dass 
die Dienststelle die gestellte Mitarbeiterin bzw. den 
gestellten Mitarbeiter nach Maßgabe des Gestel­
lungsvertrags und unter Berücksichtigung der Ord­
nung der Dienst- und Lebensgemeinschaft im 
Betrieb wie eigenes Personal einsetzt. Der die 
Rechtsgrundlage bildende Gestellungsvertrag als 
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solcher ist dem Privatrecht zuzuordnen. An die Stel­
le des Anstellungsvertrags tritt das Einvernehmen 
der aufnehmenden Dienststelle bzw. ihres Trägers 
mit der kirchlichen oder cliakonischen Dienst- und 
Lebensgemeinschaft über die Person und die Funk­
tion der Gestellten. Die »Aufnahme<< der Gestellten 
im Einzelfall stellt die Einstellung i. S. des § 42 
Buchst. a) MVG.EKD dar, wenn die Gestellte wie 
eine privatrechtlich Angestellte im Betrieb der 
Dienststelle eingesetzt werden soll. 

e) Dies ist vorliegend gegeben. Das angerufene Gericht 
hat bereits durch Beschluss vom 11.9.1997 (Az.: 
0124/Bll-97') entschieden, dass eine Einstellung 
nicht das Zustandekommen eines Arbeitsverhältnis­
ses, sondern eine Eingliederung in den Betrieb derart 
voraussetzt, dass der Beschäftigte zusammen mit 
bereits im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern eine 
Tätigkeit zu verrichten hat, die weisungsgebunden 
ist, der Verwirklichung des arbeitstechnischen 
Zwecks des Betriebs dient und vom Arbeitgeber des 
Betriebs organisiert werden muss. Von dieser Recht­
sprechung, die sich auf die Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts stützt (vgl. nur BAG vom 
30.8.1994- 1 ABR 3!94- AP Nr. 6 zu§ 99 BetrVG 
1972 Einstellung sowie vom 22.4.1997 
-I ABR 74/96- AP Nr. !8 zu§ 99 BetrVG 1972-
Einstellung), abzuweichen, bestand kein Anlass. 

Für die Eingliederung der gestellten Diakonie­
schwester A. als Fortbildungsbeauftragte spricht 
ihre Einbindung in die Betriebshierarchie des Kran­
kenhauses, das durch ein Direktorium geleitet wird. 
Aus dem Gestellungsvertrag vom 15./29.3.1958 
ergibt sich nichts anderes. Zwar ist die gestellte Dia­
konieschwester nach § 4 Gestellungsvertrag der von 
dem weiteren Bet. be111fenen leitenden Schwester 
unterstellt, die mithin auch die Aufsicht über sie 
führt. Die leitende Schwester, die zugleich Pflegedi­
rektorin ist und damit dem Leitungsorgan des Kran­
kenhauses angehört, hat in dieser Funktion, mithin 
»munens des Arbeitsfeldes<< (vgl. auch § 4 Gestel­
lungsvcrtrag), u. a. die Fortbildungsbeauftragte zu 
beaufsichtigen und ihr erforderlichenfalls Weisun­
gen zu erteilen, was durch die Erörterungen in der 
mündlichen Verhandlung bestätigt worden ist. 
Danach tritt die leitende Schwester der Diakonie­
schwester A., wenn es beispielsweise um die Beach­
tung der vom Direktorium gefassten Beschlüsse 
geht, auch in ihrer Eigenschaft als Pflegedirektorin 
gegenüber, ist mithin insoweit weisungsberechtigt 
Entscheidend für die Eingliederung der Fortbil­
dungsbeauftragten in die Betriebs- und Arbeitsorga­
nisation ist ferner, dass der weitere Bet. als Träger 
der Schwesternschaft nach dem Gestellungsvertrag 
Diakonieschwestern zur Verfügung zu stellen hat, 
die - neben den freien Pflegekräften -in den Kran­
kenhausbettieb eingeschaltet werden, aber nicht den 
»Erfolg<< (vgl. § 631 ff. BGB) der Tätigkeit der 
Gestellten schuldet. Was hier durch den Gestel­
lungsvertrag gewollt und bezweckt wird, ist - von 
den sich aus der Zugehörigkeit zur Schwesternschaft 
ergebenden Einschränkungen abgesehen - einer 
Arbeitnehmerüberlassung vergleichbar. Hierauf 
deutet bereits der Begriff Gcstellungsvenrag hin. 
Auch dies rechtfertigt die Annahme der Eingliede­
rung in die Betriebs- und A.rbeitsorganisation des 

') Rsprß ABl. EKD 1999, S. 29. 
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Krankenhauses. Hierfür spricht auch, dass die Stelle 
der Fortbildungsbeauftragten allgemein ausge­
schrieben worden war, so dass die Besetzung auch 
mit einer freien Pflegekraft hätte erfolgen können. 
Es ließe sich aber nicht darstellen, dass sich prinzi­
piell etwas an der Eingliederung dieser Funktions­
trägerin ändern soll, je nachdem, ob sie sich aus der 
eigenen Mitarbeiterschaft oder im Rahmen eines 
Vertrags mit dem weiteren Bet. aus der Schwestern­
schaft rekrutiert, zurnal sich allein hierdurch an der 
Aufgabenstellung nichts ändern kann. Für die Ein­
gliederung splicht schließlich. dass die Diakonie­
schwester A. hinsiebtlieh ihrer Arbeitszeit und 
Urlaubsplanung an die entsprechenden Bestimmun­
gen des Ev. Krankenhauses S., mithin des Ag., 
gebunden war (§ 15.8 Ordnung der Schwestern­
schaft). Diese Bindung gilt für alle gestellten Diako­
niescbwestern, für deren Eingliederung zusätzlich 
spricht, dass die Dienstpläne gleichermaßen für alle 
Pflegekräfte erstellt werden und dass auch hinsicht­
lich der fachlichen Weisungen nicht unterschieden 
wird zwischen gestellten und freien Pflcgekräften. 
Für die Frage der Eingliederung einer Person in die 
Bettiebs- und Arbeitsorganisation und damit für das 
Milbestimmungsrecht bei einer Einstellung ist es im 
Allgemeinen nicht entscheidend. ob \Veisungsbe­
fugnisse bei dem Verleiher (hier: dem weiteren Bet. 
als dem zur Gestellung Verpflichteten) verbleiben. 
Von einer Eingliederung wird vielmehr gewöhnlich 
bereits dann ausgegangen, wenn der Dienstgeber 
»wenigstens einen Teil der Arbeitgeberstellung auch 
(für die beschäftigten Personen) einnimmt<< (BAG 
vom 22.6.1994 - 7 AZR 286/93 - AP Nr. 16 zu § 1 
AÜG, zu III 2 b der Gründe. sowie vom 22.4.1997, 
a. a. 0., zu B lli l der Gründe; auch Fitting!Kai­
ser!Heithei!Enge/s, a. a. 0., Rz. 82 zu§ 5). Auch für 
die Frage der Eingliederung der Diakonieschwester 
A. als Fortbildungsbeauftragte in den Betrieb des 
Antragsgegners kann im Grunde nicht~ anderes gel­
ten. Es ist daher ausreichend, dass sie - zumindest 
auch- dem Weisungsrecht des Arbeitsfeldes unter-

. warfen war, zumal die von ihr organisierte und 
durchgeführte Fortbildung auch funktions-und nicht 
statusbezogen erfolgte. Dass die leitende Schwester 
entsprechend ihrem schwesternschaftliehen Selbst­
verständnis in Abstimmung mit der Fortbildungsbe­
auftragten Einfluss auf Veranstaltungsorte und 
Inhalte der Ausbildung genommen hat, ist flir die 
Frage nach der eingeschränkten Mitbestimmung des 
Beschwerdegegners letztlich nicht von Bedeutung. 
Diese Möglichkeit wird ihr durch die eingeschränk­
te Mitbestimmung nach § 42 Buchst. a) MVG.EKD 
nicht genommen. 

f) Aus der Eingliederung der Diakonieschwester A. in 
die Betriebs- und Arbeitsorganisation folgt nach 
allem -zumindest teilweise- auch ihre mitarbeitcr­
vertretungsrechtliche Zuordnung zum Ev. !<:ranken­
haus S. (vgl. Fitting!KaiseJ!Heithei!Engels, a. a. 0., 
Rz. 78 zu § 5 für den Fall der Eingliederung des 
Leiharbeitnehmers in die Arbeitsorganisation des 
Entleiher-Betriebs). Wenn der Mitarbeitervertretung 
beispielsweise nach § 41 Abs. 1 Buchst. b) und c) 
MVG.EKD das Recht zur Zustimmungsverweige­
rung zu einer Einstellung zusteht, weil eine Benach­
teiligung anderer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
oder weil die Störung des Friedens in der Dienststel­
le zu besorgen ist, verlangt es der der Ast. aufgege­
bene Schutz des übrigen Personals und damit der 
Nonnzweck, dass dieses Mitbestimmungsrecht auch 



Seite 36 

im Falle der Eingliederung einer kraft Gestellungs­
vertrags tätig werdenden Diakonieschwester zum 
Tragen kommt. Flir den Bereich des Betriebsverfas­
sungsgesetzes ist anerkannt. dass das Mitbestim­
mungsrecht bei Einstellungen vorrangig der Wah­
rung der Interessen der vom Betriebsrat vertretenen 
Belegschaft dient und dass deren Interessen durch 
die Eingliederung von nicht als Arbeitnehmer zu 
verstehenden Personen berührt werden (BAG vom 
22. 4.1997. a. a. 0., zu B lii 2 b der Gründe). Flir den 
Bereich des MVG.EKD kann nichts anderes gelten, 
zumal die Zustimmungsverweigerungsgründe des 
§ 41 Abs. 1 Buchst. a), b) und c) MVG.EKD den 
Zustimmungsverweigerungsgründen des § 99 Abs. 2 
Ziffern I. 3 und 6 BctrVG nachgebildet worden sind. 

gl Nach allem hat die Schieclsstelle (Schlichtungsstel­
le) zu Recht angenommen. dass zumindest die Ein­
stellung der Diakonieschwester auf der Grundlage 
des Gestellungsvertrags der eingeschränkten Mitbe­
stimmung durch die antragstellende Mitarbeiterver­
tretung des Krankenhauses (§ 42 Buchst. a) 
MVG.EKD) unterlag. Dies besagt nicht, ob und 
inwieweit Entsprechendes für andere Gegenstände 
der eingeschränkten Mitbestimmung (§ 42 
MVG.EKD) anzunehmen ist. 

23. 

Verset:z.ung im mitarbeitervertretungsrechtlichen Sinne 
ist die auf Dauer angelegte Übertragung einer cmderm 
Beschtiftigung in einer anderen Dienststelle. 

Die au{ Dauer angelegte Oberrragung einer anderen 
Beschäftigung in derselben Dienststelle ohne gleichzeitigen 
Ortswechselunterliegt als Umsetzung nicht dem Mithestim­
lllltngsrecht der Dienslstel/e (Leitsatz des Gerichts). 

§§ 1911, 22 L 39 I. 42 Nrn. 6, 7, 65 I Nr. l Kirchengesetz der 
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über 
Mitarbeitervertretungen (Mitarbeitervertretungsgesetz 
MVG.K) i. d. F. v. 6.3.1996 (ABI. EKD S.l87); §§ 75 I Nr. 3, 
95lll S. l BPersVG. 

VG für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
der EKD, Beschluss vom 19.2.1998- Ol24/B27-97 

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Zuweisung einer 
anderen Tätigkeit an den Vorsitzenden der antragstellenden 
Mitarbeitervertretung (Antragstellerin - Ast.) durch die 
Antragsgegnerin (Ag.) der Mitbestimmung der Ast. unter­
liegt. Der Vorsitzende der Ast. war als pädagogischer Mit­
arbeiter beschäftigt und in der Heimsonderschule tätig; mit 
Schreiben vom ... teilte die Ag. ihm mit, dass aus betrieb­
lichen Gründen seine Umsetzung in den Tagesgruppenbe­
reich auf dem Zentralgelände unumgänglich sei. Der Vorsit­
zende der Ast. nahm diese Tätigkeit in der Folge auf; die 
Ast. wurde nicht beteiligt. Hiergegen hat die Ast. die 
Schiedsstelle angerufen und geltend gemacht, die Maßnah­
me der Ag. sei unwirksam, da es sich dabei nicht um eine 
mitbestimmungsfreie Umsetzung, sondern um eine Verset­
zung gemäß § 22 Abs. 1. S. 1 MVG.K handele, die der 
Zustimmung der Ast. bedürfe. Die Schiedsstelle hat antrags­
gemäß entschieden. Hiergegen richtet sich die Beschwerde 
der Ag., zu deren Begründung sie vorträgt, dass sie nur eine 
einzige Dienststelle in G. unterhalte, weswegen die um­
strittene Maßnahme eine - von ihrem Direktionsrecht ge­
deckte- Umsetzung sei. Die Beschwerde hatte Erfolg. 

RECHTSPRECHUNG 

Aus den Grlinclen: 

ll. 

Die Beschwerde der Ag. ist nach * 65 Abs. l Nr. l 
tvlVG.K an sich statthaft. sie ist auch frisl- und fom1gerecht 
eingelegt und begründet worden und damit zulässig. In der 
Sache musste sie Erfolg haben, weil die umstrittene Maß­
nahme der Ag. eine Umsetzung des Vorsitzenelen der Ast. 
darstellt und als solche nicht der lVIitbcstimmung der !Vlitar­
beitervertretung unterliegt. 

l. Nach§ 22 Abs. l S. l MVG.K dürfen die Mitglieder der 
Mitarbeitervertretung gegen ihren Willen nur versetzt 
werden, wenn dies aus wichtigen dienstlichen Grünelen 
unvermeidbar ist und die Mitarbeitervertretung zu­
stimmt. Die Bestimmung enthält keine eigene Legalde­
finition des Begriffs »Versetzung«. Das Mitarbeiterver­
tretungsgesetz verwendet diesen Begriff jedoch ein wei­
teres Mal· in § 42 Nr. 7. Dort ist die Rede von "Verset­
zung« zu einer anderen Dienststelle. Ein Vergleich mit 
dem Bundespersonalvertrctungsgeselz zeigt, dass diese 
Regelung der des§ 75 Abs. I Nr. 3 BPersVG nachgebil­
det ist. Aus dem Wortlaut des § 42 Nr. 7 MVG.K und 
dem insoweit gleichlautenden Wortlaut des § 75 Abs. 1 
Nr. 3 BPersVG ist zu entnehmen, dass der jeweilige 
Gesetzgeber unter »Versetzung« nur eine Maßnahme 
versteht, die die auf Dauer angelegte Übertragung einer 
anderen Beschäftigungsaufgabe in einer anderen Dienst­
stelle zum Gegenstand hat. In genau diesem Sinne wird 
der von·§ 22 Abs. I MVG.K und§ 75 Abs. 1 BPersVG 
verwandte Begriff der Versetzung auch in der Kommen­
tarliteratur verstanden (so Baumann-Czichon/Germer, 
MVG.K, 1997, § 22 Rclnr. 2, § 42 Rdnr. 61; Fcy!Rehren, 
MVG.K, 1997, § 22 Rclnr. 3, § 42 Rclnr. 56; ferner Alt­
vater/Bacher/HörtedPeiseleJ/Sabottig!Schneider/Vohs, 
BPersVG, 4. A. 1996. § 75 Rdnr. 16). 

Dagegen kann die Definition der >>Versetzung<< in 
§ 95 Abs. 3 S. I BetrVG nicht zur Abgrenzung des von 
~ 22 MVG.K gebrauchten Begriffs herangezogen wer­
den. Sie ist zugeschnitten auf die industrielle Arbeits­
welt und weist sich schon durch ihren einleitenden 
Wortlaut (>>Versetzung im Sinne dieses Gesetzes«) als 
Spezialregelung aus. Der kirchliche Gesetzgeber hat 
sich demgegenüber an den nach seiner Auffassung bes­
ser vergleichbaren Verhältnissen in der Verwaltung 
orientiert und demgemäß die Anlehnung an die Ter­
minologie des Bunclespersonalvertretungsgesetzes ge­
sucht. 

2. Wendet man den Begriff der >>Versetzung« im Sinne des 
§ 22 Abs. 1 S. I MVG.K auf den vorliegenden unstreiti­
gen Sachverhalt an. so ergibt sich, dass die Ag. dem 
Vorsitzenelen der Ast. keine Arbeitsaufgabe in einer 
anderen Dienststelle zugewiesen hat. Der Arbeitsbe­
reich des Vorsitzenelen der Ast. liegt auch weiterhin in 
der Dienststelle, in der er bislang tätig war. Allerdings 
haben sich seine Arbeitszeit und die näheren Umstände 
seiner Arbeitsleistung teilweise geändert, seine Tätig­
keit ist aber nach wie vor in dem pädagogischen Bereich 
der Dienststelle ... angesiedelt. 

In Wirklichkeit handelt es sich bei der umstrittenen 
Maßnahme der Ag. um eine Umsetzung. Als solche ist 
sie aber, da sie nicht mit einem gleichzeitigen Ortswech­
sel verbunden ist, mitbestimmungsfrei (arg. e § 42 Nr. 6 
MVG.K). 

§ 22 MVG.K will die Kontinuität der Arbeit der Mit­
arbeitervertretung gewiihrleisten. Sein Schutzzweck 
umfasst dabei besonders die räumliche Komponente, 
wie die Begriffe »andere Dienststelle« und >>gleichzeiti­
ger Ortswcehsel« in § 42 Nr. 7 und Nr. 6 des Gesetzes 
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zeigen. Die zeitliche Komponente tritt demgegenüber 
zurück. Das bedeutet, vom Schutzzweck des § 22 Abs. l 
und des§ 42 Nr. 6 und Nr. 7 MVG.K her gesehen, kei­
nen Wertungswiderspruch, weil § I 9 Abs. 2 MVG.K 
verlangt, dass den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung 
die für ihre Tätigkeit erforderliche Zeit gewährt werden 
muss. 

24. 

( 1) U111er .Ii 63 Ahs. I Buchst. c) MVG.EKDfällt auch die 
Frage, ob und welches Mitglied die Mit(lrbeiten,ertre/l(flg 
ji'eistellen dw:f 1111d inwieweit dienstliche Notwendigkeiten 
hinreichend beriicksichtigt .1·ind ( § 20 Abs. 4 S. 1 
MVG.EKD). 

(2) Ob und inwieweit dienstliche Notwendigkeiten der 
Freistellung eines bestimmten Mitgliedes der Mitarbeiter­
vertretung zu beriicl<sichtigen sind (§ 20 Abs. 4 S. 1 
MVG.EKD), unterliegt keiner Ermessensentscheidung der 
Mitarbeitervertretung, sandem stellt die Anwendung eines 
unbestimmten Rechtsbegriffs dar. Dabei ist von der in der 
Dienststelle vorhandenen Arbeitskonzeption und -orgwzisa­
tion cwsz.ugehen (Leitsätze des Gerichts). 

§§ 20 IV S. l, 63 I Buchst. c KG über die Mitarbeitervertre­
tungen in der Ev. Kirche in Deutschland (lvlitarbeitervenre­
tungsgcsctz- rv!VG.EKD) V. 6.11.1992 (ABI. EKD s. 445): 
§ 130 a VwGO. 

Verwaltungsgericht für mitm·beitervertretungsrechtliche 
Streitigkeiten der EKD, Beschluss vom 11.3.1999 -
01241C2l-98-

Die Mitarbeitervertretung (Antragsgegnerin- Ag.) hatte 
ohne vorherige Erörterung mit der dienstgebenden Stiftung 
(Antragstellerin - Ast.) den Personalreferenten D als Mit­
glied der Ag. zur Hälfte freigestellt. Die Personalbetreuung 
erfolgt bei der Stiftung nach dem Referentenprinzip. Die 
hälftige Freistellung des D würde bedeuten. dass dieser 
anstelle von zwei nur noch einen Leistungsbereich betreuen 
könnte und auch für diesen nicht ganztägig als Ansprech­
partner zur Verfügung stehen würde. Aufgrund dieser Situ­
ation reichte die Ast. bei der Seillichtungsstelle den Antrag 
auf Feststellung ein, dass bei dem Freistellungsbeschluss die 
dienstlichen Notwendigkeiten nicht hinreichend berück­
sichtigt worden seien. Dem Antrag wurde stattgegeben. 
Dagegen legte die Mitarbeitervertretung Beschwerde ein, 
die als unbegründet zurückgewiesen wurde. 

Aus den Gründen: 

!I. 

2. Die Beschwerde ist nach § 63 Abs. 1 liL c MVG.EKD 
statthaft. Hierunter fällt auch die hier strittige Frage, ob 
und welches ihrer Mitglieder die Mitarbeilervertretuncr 
freistellen dmf, insbesondere, ob sie die dienstliche~ 
Notwendigkeiten gemäß § 20 Abs. 4 S. I MVG.EKD 
hinreichend berücksichtigt und sie insoweit diese Vor­
schrift eingehalten hat. 

3. Die Beschwerde istjedoch nicht begründet. Die Schlich~ 
tungsstelle hat dem Antrag zu Recht stattgegeben. Der 
inhaltlich wiederholte Freistellungsbeschluss der Mitar­
beitervertretung verstößt gegen § 20 Abs. 4 S. 1 
MVG.EKD; denn sie hat die dienstlichen Notwendig­
keiten nicht hinreichend berücksichtigt. Dies hat die 
Schlichtungsstelle richtig erkannt. Die Beschwerde gibt 
keinen Anlass. den Beschluss der Schlichtungsstelle 
abzuändern. 
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Die Aufgabe des HetTn D als Personalreferent weist 
angesichts der unstreitigen Konzeption und Organisa­
tion der Personalarbeit bei der Stiftung dienstliche Not­
wendigkeiten auf, die einer dauernden hälftigen Frei­
stellung jedenfalls dann entgegensteht. wenn diese Frei­
stellung entsprechend dem Beschlus~; der Mitarbeiter­
vertretung ( ... ) darin besteht, dass der Freigestellte an 
jedem Arbeitstag nur zur Hälfte seiner Vollarbeitszeit 
als Personalreferent zur VerfUgung steht. 

a) Ob und inwieweit dienstliche Notwendigkeiten der 
(hälftigen) Freistellung von Mitgliedern der Mitar­
beitervertretung zu berücksichtigen sind, unterliegt 
nicht dem Ermessen der Mitarbeitervertretung. Viel­
mehr hat sie einen unbestimmten Rechtsbegriff 
anzuwenden. Dabei ist von der vorhandenen 
Arbeitskonzeption und -Organisation und der Aufga­
be des Mitarbeiters auszugehen. Hieraus muss sich 
ergeben, dass solche dienstlichen Notwendigkeiten 
bestehen und ihre Berücksichtigung der vorgesehe­
nen Freistellung durchschlagend entgegensteht. 
Dienstliche Notwendigkeiten stehen einer Freistel­
lung nicht per se entgegen, sonelern sind nur zu 
berücksichtigen. Ob diese Betiicksichtigung zur 
Folge hat. dass von der konkreten Freistellung abzu­
sehen ist. hängt von einer Abwägung aller Umstände 
des jeweiligen Einzelfalles ab. Dabei muss der bloße 
Umstand, dass der freigestellte Mitarbeiter im 
Umfang der Freistellung seine Arbeitstätigkeit nicht 
mehr zu erbringen hat, außer Betracht bleiben. Die 
Freistellung verstößt nicht schon dann gegen die 
Berücksichtigung dienstlicher Notwendigkeiten, 
wenn sie nur »normale<< organisatorische Schwierig­
keiten für den Dienstgeber oder die Dienststelle mit 
sich bringt, die darin bestehen, den Arbeitsausfall 
infolge der Freistellung aufzufangen oder auszuglei­
chen. Dies ist mit jeder Freistellung verbunden. Es 
müssen weitere Umstände oder Besonderheiten hin­
zutreten, aus denen folgt, dass auch durch zumutba­
re Maßnahmen der Ausfall infolge der Freistellung 
nicht oder nur um den Preis einer erheblichen Ver­
schlechteJUng der Arbeitsergebnisse ausgeglichen 
werden kann. Zu den zumutbaren Maßnahmen üh­
len solche nicht, die die grundlegende Arbeitskon­
zeption oder -Organisation des Dienstgebers bzw. 
der Dienststelle mehr als nur marginal verändern 
würden. Nicht erforderlich ist. dass infolge der Frei­
stellung die Grenze der Undurchführbarkeil des 
Dienstbetriebes erreicht oder überschritten wird. Die 
dienstliche Etforderlichkeit hat auch Zweckmäßig­
keit und Wirtschaftlichkeit, Zielbestimmung und 
Zielerreichung zu berücksichtigen. Umgekehrt 
genügt zur Bejahung durchschlagender dienstlicher 
Notwendigkeiten nicht, dass die Freistellung unbe­
quem oder unzweclm1äßig erscheint. Vielmehr m(is­
sen insoweit Besonderheiten von hinreichendem 
Gewicht aufgrund objektiver Tatsachen vorliegen, 
deren Berücksichtigung das grundsätzliche Interesse 
der Mitarbeitervertretung an der (hälftigen) Freistel­
lung überwiegen. 

b) Wie bereits die Schlichtungsstelle erkannt hat, lie­
gen im vorliegenden Fall derartige Besonderheiten 
von hinreichendem Gewicht vor, die einer hälftigen 
arbeitstäglichen Freistellung des Herrn D auf die 
Dauer der Amtszeit der Mitarbeitervertretung ent­
gegenstehen. Die Besonderheit liegt in dem von der 
Stiftung 'angeordneten und,praktizlerten Personalre­
ferentkonzept, das es ermöglichen soll, dass der Per­
sonalxeferent innerhalb seiner Arbeitszeit allen 
Beteiligten rechtzeitig und in der Regel sofort zur 
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Verfügung steht und Fragen möglichst umgehend 
und kompetent beantwortet. Solche Konzepte beru­
hen regelmäßig auf der Erkenntnis. dass die soforti­
ge, kompetente und bindende Antwort in der Regel 
rasch zur Lösung von Problemen und damit zur 
Zufriedenheit und Motivation der Mitarbeiter erheb­
lich beiträgt. 

Auch wenn als konsequente Folge der hälftigen 
zeitlichen Freistellung von Herrn D zahlenmäßig nur 
noch halb so viele Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
zu betreuen sein sollen. lässt sich die dann reduzier­
te Tätigkeit des Herrn D als Personalreferent in 
einem solchen Konzept mit der vorhandenen grund­
sätzlichen Arbeitsorganisation nicht vereinbaren. 
Herr D ist bei solcher Freistellung nicht- wie es bei 
allen Personalreferenten in der Stiftung vorausge­
setzt und von ihnen gefordert wird - grundsätzlich 
jederzeit innerhalb der Arbeitszeit der Personalrefe­
renten ansprechbar, sondem höchstens in der Hälfte 
seiner Arbeitszeit. Damit wäre HeiT D gerade nicht 
während einer vollen Tagesarbeitszeit ansprechbar. 
Die Unmittelbarkeit der Problemerledigung, insbe­
sondere die Beantwortung von Fragen der Mitarbei­
ter, würde hierunter erheblieb leiden. Zudem wäre 
-wie schon die Schlichtungsstelle ohne weiteres 
nachvollziehbar angenommen hat- der im Interesse 
einer guten Personalführung notwendige Informa­
tionsfluss zumindest erheblich gestört oder er­
schwert Insoweit ist die Besonderheit zu beachten, 
dass es sich nicht um Informationen beliebiger Art 
handelt, sondern um solche über Mitarbeiter. Sie 
bedi.iifen häufig der Dishetion und können vielfach 
nicht ohne mögliche Beschädigung des oder der 
betroffenen Mitarbeiter weitergegeben werden. 
Auch unter diesem Gesichtspunkt steht eine Auftei­
lung der Zuständigkeit für dieselben Mitarbeiter auf 
verschiedene Personalreferenten dem Referenten­
prinzip, wie es unstreitig von der Stiftung gewollt 
und praktiziert wird, diametral entgegen. Dies 
erkennt die Besch\verde selbst indem sie ausführt 
dass dann kein Personalreferent der Stiftung hälftig 
freigestellt werden könnte. 

25. 

Soweit der 1\1/itarbeitervertretung Unterlagen »zur Veijli­
gung m stellen« sind, hedeutet dies, dass der Dienstgeber 
die Unterlagen - zumindest in Abschr(fi oder Fotokopie -
der Mitarbeitervertretung iiber/assen muss (im Anschluss 
an die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgericlzts) (Leitsatz 
des Gerichts). 

§§ 34 li S. l, 35 Ill Buchst. b), 63 I Buchst. c) KG über die 
Mitarbeitervertretungen in der Ev. Kirche in Deutschland 
(Mitarbeitcrvertretungsgesetz - MVG.EKD) v. 6. I Ll992 
(ABI. EKD S. 445) i. d. F. v. 6.I LI996 (ABL EKD I997, 
S. 41): § 80 li S. 2 BetrVG. 

VG für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
der EKD, Beschluss vom I 1.3.1999- 0124/C25-98 

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Dienstgeber 
CAntragsgegner- Ag.) verpt1ichtet ist, der antragstellenden 
!vlitarbeitervertretung (Ast.) jeweils bei Gewährung der Ein­
sicht in die Stellenbesetzungspläne Kopien der Pläne zur 
Verfügung zu stellen. Einen entsprechenden Antrag der Ast 
wies die Schlichtungsstelle ab. Der hiergegen eingelegten 
Beschwerde entsprach das Gericht teilweise. 
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Aus den Gründen: 

IL 

Die l3eschwercle ist ( ... )insgesamt zulässig. In der Sache 
hatte sie teilweise Erfolg. 

l. Nach§ 35 Abs. 3 Buchst. b) MVG soll die Mitarbeiter­
vertretung (u. a.) dafür eintreten, dass die arbeits-, so­
zial- und dienstrechtlichen Bestimmungen, Vereinba­
rungen und Anordnungen eingehalten werden. Die 
zutreffende Eingruppierung der Mitarbeiter gehört zu 
den genannten arbeitsrechtlichen Bestimmungen. Wenn 
die Mitarbeitervertretung zur Etfüllung ihrer vom 
Gesetz vorgeschriebenen Aufgaben Unterlagen braucht, 
um sich zu informieren und eventuell bei der Dienststel­
lenleitung vorstellig zu werden (»dafür einzutreten, dass 
. .. «), müssen ihr die »erforderlichen<< Unterlagen >>ZUr 

Verfügung<< gestellt werden. Das wird vorliegend vom 
Ag. auch nicht verkannt. So überlässt er der Mitarbeiter­
vertretung bei den jährlichen Haushaltsplanberatungen 
den Entwurf des Stellenplans, gewährt Einsicht in den 
Stellenbesetzungsplan und ist auch bereit, diesen Plan 
jeweils in anonymisierter Form auszuhändigen. Die 
Mitarbeitervertretung verlangt jedoch eine Kopie des 
jeweiligen Besetzungsplans. Dieses Verlangen ist im 
Grundsatz berechtigt, es trifft allerdings auch auf Gren­
zen, die der Ag. beachten muss. 

§ 34 Abs. 2 S. 1 MVG bestimmt, dass der Mitarbei­
tervertretung die zur Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung zu 
stellen sind. Diese Regelung ist§ 80 Abs. 2 S. 2 (I. HS) 
BetrVG begrifflich nachgebildet Was unter dem tatbe­
standliehen Begriff »Zur Verfügung stellen« zu verste­
hen ist, hat das BAG in mehreren Entscheidungen !dar­
gestellt So hat es im Beschluss vom 20. ll. 1984 
( 1 ABR 64/82) grundlegend ausgeführt, die Wendung 
»zur Verfügung stellen« bedeute, dass der Arbeitgeber 
die Unterlagen- zumindest in Abschtift- dem Betriebs­
rat überlassen müsse; er müsse die Unterlagen aus der 
Hand geben, der Betriebsrat könne sie ohne Beisein des 
Arbeitgebers auswerten (BAGE 47, 218, 224 f = AP 
Nr. 3 ZU § 106 BetrVG 1972, zu B n 3 a) der Gründe). 
In einem weiteren Beschluss vom 3. 12. 1985 
(l ABR 72/83) hat das BAG diese Auffassung für die 
Einstellungsunterlagen bekräftigt (BAGE 50,236, 238 = 
AP Nr. 29 zu § 99 BetrVG 1972 - insoweit ist das 
VerwG.EKD dem BAG im Beschluss vom 30.5.1996 
- 124/A 1-96- gefolgt). Schließlich hat das BAG seinen 
Standpunkt noch einmal bestätigt im Beschluss vom 
16.8.1995 (7 ABR 63/94 ), in welchem ausdrücklich 
Bezug genommen wird auf den oben zitierten Beschluss 
vom 20.1 Ll984 (BAGE 80, 329, 333 [ = AP Nr. 53 zu 
§ 80 BetrVG 1972, zu B ll I d. Gr.). Diese Entscheidun­
gen des BAG waren dem kirchlichen Gesetzgeber bei 
Erlass (6.1 Ll992) und Novellierung (6.1 Ll996) des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes bekannt Es muss daher 
davon ausgegangen werden, dass der einschlägige 
Begriff in § 34 Abs. 2 S. I .MVG im Sinne der Recht­
sprechung des BAG auszulegen isL 

Danach kann die Mitarbeitervertretung Abschrift oder 
Kopie des Stellenbesetzungsplans verlangen als der 
Urkunde, die den einzelnen Stellen des Stellenplans die 
Stelleninhaber mit Namen und Vergütungsgruppe 
zuweist. 

2. Allerdings müssen die zur Verfüg11ng zu stellenden 
Unterlagen zur Durchführung der Aufgaben der IV!itat'­
beitervertretung »erforderlich« sein, denn der Informa­
tionsanspruch der Mitarbeitervertretung ist nicht schran­
kenlos (zutr. Bawnann-Czichon/Gemzer, MVG.EKD, 
1997, § 34 Rdnr. 5). Hier kommt es nicht auf subjektive 
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Vorstellungen der Mitarbeitervertretung an, sondern auf 
den Standpunkt einer >>objektiven Personalvertretung« 
(BVerwG, B. v. 26.1.1994-6 P 21.92-, Der Personal-

. rat 1994, S. 213, 215). Für den vorliegenden Fall folgt 
daraus, dass das Verlangen der Ast. in doppelter Weise 
begrenzt ist: einmal personellund dann auch inhaltlich. 
Die personelle Begrenzung folgt aus § 4 Abs. I und 
Abs. 2 MVG. So kann die Mitarbeitervertretung nicht 
verlangen, dass ihr im Stellenbesetzungsplan Angaben 
über die Einstufung von leitenden Personen der Dienst­
stellen(§ 4 i\bs. 1) und der in§ 4 Abs. 2 MVG genann­
ten Personen gernacht werden. Sie kann ferner keine 
Angaben verlangen über Vergütungen, die einzelver­
traglich (außcrhalb der allgemeinen Vergütungsrege­
lung) vereinbart worden sind. 

Die zu kopierenden und zu liberiassenden Angaben 
aus dem Stellenbesetzungsplan dürfen sich schließlich 
- das ist die inhaltliche Begrenzung - nicht erstrecken 
auf Daten aus Lohn- und Gehaltslisten, denn das Mitar­
beitervertretungsgesetz gewährt- anders als § 80 Abs. 2 
BetrVG- der Mitarbeitervertretung kein Recht auf Ein­
blick in die Listen über Löhne und Gehälter (zutr. Fey, 
in Fey!Rehren (Hrsg.), MVG.EKD, Praxiskommentar, 
1994, Stand Januar 1998, § 34 Rdnr. 15). 

26. 

1. Ob die Beschwerde zum Venvaltungsgericht fiir mitar­
beitervertretungsrechtliche Streitigkeiten der EKD gegeben 
ist, ergibt sich ohne weiteres wts dem MVG.EKD. 

2. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist im MVG.EKD 
nicht gegeben. Hs gibt keine Zulassung der Besclz1Verde 
(Leitsätze des Getichts). 

§§ 42, 60 IV S. 3, 63 I KG liber !Ylitarbeitervertretungen in der 
EKD (Mitarbeitervertretungsgesetz- MVG.EKDJ i. d. F. v. 
5.11.!998 (ABI. EKD 1998, S. 478); §§ 16 Verwaltungsge­
richtsgesetz (VGG.EKD) v. 12.11.1993 (ABI. EKD S. 515), 
zuletzt geändert durch Kirchengesetz v. 5.11.1998 (ABI. EKD 
S. 478); §§101m, 124 TI, 125 !I, 133 V VwGO; Art. 3 I GO. 

VG für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
der EKD, Beschluss vom 5.8.1999- 0124/D7-99 

Die Beteiligten streiten über die Verletzung des Rechts 
auf eingeschränkte Mitbestimmung, insbesondere über die 
Anwendbarkeit der Vergütungsordnung zum KAT-NEK 
auf die geringfügig Beschäftigten und die studentischen 
Mitarbeiter bei deren Eingruppierung. Die Antrags- und 
Beschwerclegegnerin vergütet diese auf Stundenlohnbasis, . 
wobei der KAT -NEK außer Betracht bleibt; die Mitarbeiter­
vertretung (Antragstellerin und Beschwerdeführetin - Bf.) 
sieht darin eine Benachteiligung der betroffenen Mitarbei­
ter; sie hat deshalb die Schlichtungsstelle angerufen und 
beantragt, die ohne ihre Zustimmung erfolgte Eingruppie­
rung der betroffenen Mitarbeiter aufzuheben. Diesen Antrag 
hat die Schlichtungsstelle zurückgewiesen mit der Begrün­
dung, dass die Vergütung der geringfügig Beschäftigten und 
studentischen Mitarbeiter· keine Eingruppierung im Sinne 
der Vergütungsordnung sei, so dass es an einem Mitbestim­
mungsrecht der Ast. fehle. Vor dem Verwaltungsgericht hat 
die Ast. Beschwerde und vorsorglich Nichtzulassungsbe­
schwerde eingelegt. Beieie Rechtsbehelfe wurden verwor­
fen. 

TI. 

Die Beschwerde ist nicht statthaft und musste daher nach 
§ 16 VGG.EKD. * 125 Abs. 2 S. 1 VwGO verworfen wer­
den. Diese Entscheidung konnte ohne mündliche Verhand­
lung ergehen. nachdem die Bf. zur Frage der Stallllaftigkeit 
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angehört worden war(§ 16 VGG.EKD, § 125 Abs. 2 S. 2 
und S. 3, § 101 Abs. 3 VwGO). 

1. Die Beschwerde kann nicht auf § 63 Abs. 1 Buchst. b 
MVG.EKD gestützt werden. Sie ist unzulässig, weil die 
Schlichtungsstelle nach § 60 Abs. 4 S. 3 MVG.EKD 
»abschließend<< entschieden hat. 

Gegenstand des Verfahrens ist die eingeschränkte 
Mitbestimmung der Bf. aus § 42 MVG.EKD. Die Betei­
ligten streiten darüber, ob der Mitarbeitervertretung in 
Anwendung der Vergütungsordnung ein Mitbestim­
mungsrecht nach § 42 Buchst. c MVG.EKD zusteht. 
Streitgegenstand, der durch den Antrag der Bf. bestimmt 
wird, ist die Frage eines Verstoßes gegen dieses Recht 
aus § 42 MVG.EKD. Die Bf. nimmt in der Beschwerde­
begründung ausdrücklich ein Recht auf Richtigkeits­
kontrolle in Anspruch. Die Richtigkeitskontrolle oder 
das sog. Vieraugenprinzip aber ist kennzeichnend für 
das Mitbestimmungsrecht bei Eingruppierungen (Fit­
ting!KaisedHeithedEngels. BetrVG. 19. A., Rz. 73 zu 
~ 99). 

Zu der Prüfung >>in den Fällen des § 42« (§ 60 Abs. 4 
S. 3 MVG.EKD) gehört auch die Vorfrage, ob eine Ein­
gruppierung nach der behaupteten Vergütungsordnung 
zu erfolgen hatte, d. h., ob deren Nichtanwendbarkeit 
gegen den Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. l GG ver­
stößt. Diese Vorfrage ist Teil der der Schlichtungsstelle 
aufgegebenen Gesamtprüfung. Im Streitfall hat die 
Schlichtungsstelle sich mit dieser Frage auch befasst, 
um zu dem Ergebnis zu gelangen, dass die Antragsgeg­
nerin nicht gegen die eingeschränkte Mitbestimmung 
verstoßen hat. Weil die Schlichtungsstelle mithin ihre 
Prüfung abgeschlossen hat und weil die Entscheidung in 
den Fällen des § 42 MVG eine abschließende ist (§ 60 
Abs. 4 S. 3 MVG.EKD), gibt es keine Rechtskontrolle 
durch das Beschwerdegericht Die Kammer hat wieder­
holt entschieden, dass zur.abschließenden Entscheidung 
durch die Schlichtungsstelle auch die Frage gehört, ob 
das Zustimmungsverfahren ordnungsgemäß eingeleitet 
worden ist oder ob der Schlichtungsstelle bei ihrer Prü­
fung ein Subsumtionsfehler unterlaufen ist (vgl. zuletzt 
Beschl. vom 14.5.1998- 0124/C2-98' sowie Fey!Reh­
ren, MVG.EKD, Stand: November 1998, Rz. 5 zu§ 60, 
m. w. Nachw.). Die vorliegende Fallkonstellation recht­
fertigt keine andere Entscheidung. Die generelle Vorfra­
ge, ob die Herausnahme bestimmter Arbeitnehmergrup­
pen aus dem Anwendungsbereich des KAT-NEK gegen 
den veJfassungsrechtlichen Gleichheitssatz verstößt, 
stellt sich infolge der zum 1.1.1999 in Kraft getretenen 
Änderung des§ 3 e KAT-NEK so ohnehin 'nicht mehr. 

2. Die Statthaftigkeit der Beschwerde ergibt sich auch 
nicht aus§ 63 Abs. I Buchst. h MVG.EKD. Hiernach ist 
das Rechtsmittel der Beschwerde gegeben gegen 
Beschlüsse der Schlichtungsstelle bei grundsätzlicher 
Bedeutung von Rechtsfragen. § 63 Abs. l Buchst. h 
MVG.EKD ist indessen in den Fällen unanwendbar, in 
denen die Schlichtungsstelle (Schiedsstelle) nach § 60 
Abs. 4 S. 3 MVG.EKD >>abschließend<< entscheidet, 
nämlich in den Fällen des § 42 MVG.EKD. § 60 Abs. 4 
S. 3 MVG.EKD geht als speziellere Regelung der Statt­
haftigkeit der Beschwerde der allgemeinen Regelung 
des§ 63 Abs. I MVG.EKD vor, und zwar auch insoweit 
als die Statthaftigkeit der Beschwerde. auf die grundsätz­
liche Bedeutung von Rechtsfragen gestützt wird 
(Fey!Rehren, MVG.EKD § 63 Rz. 12 a). 

'J Rsprß Aß!. EKD 1999, S. 23. 
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II I. 

Die Nichtzulassungsbeschwerde war als nicht statthaft zu 
verwerfen. Sie ist im MVG.EKD nicht vorgesehen. Sie kann 
auch nicht gemäß ~ 16 VGG.EKD auf ~ 124 Abs. 2 bzw. 
§ 1.33 Abs. 5 VwGO in entsprechender Anwendung gestiitzt 
werden. Die genannten Regelungen der VwGO setzen so 
genannte Zulassungsrechtsmittel voraus. Daran fehlt es hier. 
Ob die Beschwerde gegen Beschlüsse der Schlichtungsstel­
le statthaft ist, ergibt sich ohne weiteres aus dem 
MVG.EKD. Eine Zulassung der Beschwerde durch eine 
gerichtliche Entscheidung, sei es der Schlichtungsstelle, sei 
es des Verwaltungsgerichts als dem Rechtsmittelgericht, ist 
in den hier anzuwendenden gesetzlichen Regelungen nicht 
vorgesehen. Eine Nichtzulassungsbeschwerde wäre system­
fremd. 

27. 

Reisen von Mitgliedem einer Gesomtmitarbeitervertre­
tzmg zur Teilnahme an einer Sitzung der Gesamtmitarbei­
tervertretung bediiJfen als Dienstreisen der Genehmiguug. 
Wird diese venvei[Jert, 111/ISS die Gesamtmitarbeiterl'ertre­
tung sich ::ur Entscheidung an die Schlichtungsstelle wen­
den. Fiir eigen111ächtig durchgef/ihrte Reisen braucht die 
Dienstsfelle die Kosten nicht zu tmgen (Leitsatz des 
Gerichts). 

§§ 6. 30. 60 f Buchst. I KG über die Mitarbeitervertretungen 
in der Ev. Kirche in Deutschland (Mitarbcitcrvcrtretungsge­
sctz-MVG.EKD) v. 6.1!.1992 (ABI. EKD S. 445). 

VG für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
der EKD, Beschluss vom 30.1.1997- 0124/ AI 0-96-

Die Beteiligten streiten über die Verpflichtung der 
Dienststellenleitung (Antragstellerin- Ast.) zur Übernahme 
von Reisekosten der Gesamtmitarbeitervertretung (Antrags­
gegnerin -Ag.). Die Ast. unterhält Einrichtungen in ver­
schiedenen Orten. auf verschiedene Bundesländer verteilt; 
mit ihrer aus 14 Mitarbeitern bestehenden Gesamtmitarbei­
tervertretung hat sich die Ast. vergleichsweise dahingehend 
verständigt, dass die Ag. ihre regelmäßigen Sitzungen zwei­
tägig in Abständen von drei Monaten durchführt und den 
genatien Termin langfristig vorher der Ast. ankündigt. Der 
Vorsitzende der Ag. kündigte der Ast. mit Schreiben vom 
30.4.19 .. eine für den 9.5.19 .. angesetzte außerplanmäßige 
Sitzung an; mit Schreiben vom 3.5. entgegnete die Ast., die 
außerplanmäßige Sitzung werde - aus näher ausgeführten 
Grünelen - für nicht erforderlich gehalten; die beantragten 
Dienstreisegenehmigungen wurden nicht erteilt. Die Ag. 
führte die angekündigte Sitzung durch; die Ast. begehrte 
daraufhin bei der Schlichtungsstelle u. a. die Feststellung, 
dass sie zur Kostentragung nicht verpflichtet sei. Gegen den 
stattgebenden Beschluss der Schlichtungsstelle richtet sich 
die Beschwerde der Ag., die in der Sache erfolglos blieb. 

Aus den Gründen: 

Il. 

Die Beschwerde ist statthaft nach § 63 Abs. I Buchst. c) 
MVG.EKD (a. F.). sie ist auch in der rechten Frist eingelegt 
worden (§ 63 Abs. 3 MVG.EKD) und damit zulässig. In der 
Sache konnte sie jedoch keinen Erfolg haben. Die Schlich­
tungsstelle hat richtig entschieden. 

Die Dienststelle trägt die durch die Tätigkeit der Mitar­
beitervertretung entstehenden erforderlichen Kosten (§ 30 
Abs. 2 S. 1, Abs . .3 S. I MVG.EKD). Reisen der Mitglieder 
der Mi tarbci tervertretung, die für ihre Tätigkeit notwendig 
sind, gelten als Dienstreisen (§ 30 Abs. 4 S. I). Die Geneh-
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migung dieser Reisen und die Erstattung der Reisekosten 
erfolgen nach den für die Dienststelle gellenden Bestim­
mungen (S. 2). Bei Streitigkeiten über die Genehmigung 
von Dienstreisen - und damit auch über die Abrechnung -
steht der Weg zur Schlichtungsstelle als kirchlichem 
Gericht offen (§ .30 Abs. 6 MVG.EKD: vgl. in diesem 
Zusammenhang auch BAG, Urteil vom 9.9.1992 
-5 AZR 456/91 -). Notwendige Reisen der Mitglieder 
einer Gesamtmitarbeitervertretung zur Teilnahme an einer 
Sitzung der Gesamtmitarbeitervertretung sind nach der Fik­
tion des§ 30 Abs. 4 S. I MVG.EKD (in Verbindung mit§ 6 
Abs. 6 MVG.EKD) ebenfalls als Dienstreisen zu behandeln. 
Dies bedeutet, dass sie vorher von der Dienststelle geneh­
migt werden müssen. Dabei prüft die Dienststelle die Erfor­
derlichkeit. Soweit es dabei um die Erforderlichkeil der Sit­
zung· geht, ist ihre Prüfungsbefugnis naturgemäß einge­
schränkt, wobei es hier keiner abschließenden Entscheidung 
darüber bedarf, wie weit die Prüfungsbefugnis reicht. Die 
von der Bf. vertretene Auffassung, der Dienststelle stehe 
hinsichtlich der Erforderlichkeil der Dienstreise ein mate­
rieller Genehmigungsvorbehalt nicht zu, findet im Gesetz 
keine Stütze. Jedenfalls ist die Gesamtmitarbeitervertre­
tung, wie die Schlichtungsstelle zutreffend ausgeführt hat, 
nicht berechtigt. sich über die Verweigewng der Reisege­
nehmigung einfach hinwegzusetzen und eigenmächtig die 
umstrittene Reise anzutreten. Das ist schon deswegen nicht 
zu billigen, weil der Mitarbeitervertretung (Gesamtmitar­
beitervertretung) ein ausreichender Rechtsschutz zur Verfü­
gung steht, um ihr Anliegen einer unabhängigen Stelle vor­
zutragen und von ihr eine Entscheidung einzuholen, in Eil­
fällen eine einstweilige Anordnung. 

Aus den dargelegten Grünelen ist die Ast. nicht verpflich­
tet, die Kosten der Reisen zur Sitzung am 9.5 .... zu tragen. 

28. 

Die Miudestzahl der drei 1vahlberechtigten Dienstneh­
mer muß währeud des gesamten Wahlm(fechtungsveJfah­
rens, also auch in der Besc/nverdeinstanz, erhalten bleiben 
(im Anschluss an BA G und BVenvG) (Leitsatz des 
Gerichts). 

§ 14 I S. I Kirchengesetz cler Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen über Mitarbeitervertretungen (Mit­
arbeitervertretungsgesetz- !VJVG.K) i. d. F. v. 6.3.1996 (ABI. 
EKD S. 187); § 19 !I S. I BetrVGG: § 25 BPersVG. 

VG für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
der EKD, Beschluss vom 10.4.1997 - 0 124/B 1-97 -

Die Beteiligten die Mitarbeitervertretung (Antragsgeg­
nerin- Ag.) und die wahlberechtigten Antragsteller (Ast.)­
streiten um die Gültigkeit einer Wahl zur Mitarbeitervertre­
tung. die der Ast. zu 1. mit fristgemäßem Schriftsatz ange­
fochten hatte. Auf Seite 3 dieses Schriftsatzes findet sich 
unter der Unterschrift des Ast. zu I. der Zusatz >>Die vorste­
hende Wahlanfechtung wird von uns uneingeschränkt unter­
stützt. PLZ, Ort«; sodann folgen die Unterschriften der Ast. 
zu 2. und 3. nebst Dienstbezeichnung und Ortsangabe. Die 
Ast. haben bei der Schiedsstelle den Antrag auf Anordnung 
der aut~chiebenden Wirkung und die Ungültigerklärung des 
Wahlergebnisses gestellt; diesen Antrag hat die Schieclsstel­
le mit Beschluss als unzulässig abgewiesen. Gegen diesen 
Beschluß richten sich die von den Ast. zu 1. und 2. mit 
getrennten Schriftsätzen eingelegten Beschwerden; der Ast. 
zu 3. hat sich am weiteren Verfahren nicht melu· beteiligt. 
Die Beschwerde wurde als unzulässig verworfen. 
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Aus den Gründen: 

!I. 

Die Beschwerde ist an sich statthaft nach § 65 Abs. 1 
Nr. 5 MVG-K. Gleichwohl musste sie als unzulässig ver­
worfen werden, weil es in der Beschwerdeinstanz an einer 
unveJ7jchtbaren Verfahrensvoraussetzung, nämlich der An­
tragsberechtigung, fehlt. 

Nach§ 14 Abs. I S. I MVG.K kann die Wahl- abgese­
hen von weiteren Voraussetzungen, auf die es hier nicht 
ankommt - nur von mindestens drei Wahlberechtigten 
angefochten werden. Die genannte Vorschrift entsplicht 
insoweit dem § 19 Abs. 2 S. I BetrVG und dem § 25 
BPersVG. Da Normzweck und Interessenlage in allen 
gesetzlich geregelten Fällen gleich sind, bestehen keine 
Bedenken, die zur Frage der Antragsberechtigung bei der 
Wahlanfechtung ergangene Rechtsprechung des Bundesar­
beitsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts auch bei 
der Lösung Jes vorliegenden Konfliktfalles als Entschei­
dungshilfe heranzuziehen. 

Das Bundesarbeitsgericht betrachtet die Antragsberechti­
gung im Beschlussverfahren als Verfahrensvoraussetzung 
und verlangt deshalb, dass diese im Zeitpunkt der letzten 
mündlichen Anhörung der Beteiligten, also auch noch in der 
Rechtsmittelinstanz, vorliegen muss (BAG, B. v. 
21.11.1975- 1 ABR 12175 = AP Nr. 6 zu§ 118 BetrVG 
1972, zu II 1 b der Gründe). So hat es bei Wahlanfechtungen 
melufach darauf hingewiesen, dass die Anfechtung wäh­
rend der gesamten Dauer des Beschlussved'ahrens von min­
destens drei Arbeitnehmern getragen werden muss und die 
Arbeitnehmer während dieser Zeit auch antragsberechtigt 
bleiben müssen (BAG st., vgl. nur B. v. 4.12.1986 
-6 ABR 48/85- BAGE 53, 385, 392 = AP Nr. 13 zu § 19 
BetrVG 1972, zu li 4 b der Gründe). Begrünelet wird dieses 
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Ergebnis mit dem Wegfall des Rechtsschutzinteresses. 
Nach dem Gesetz sei zur Wahlanfechtung befugt nur eine 
Gruppe von mindestens drei Arbeitnehmern, die stellvertre­
tend ein kollektives Interesse der Arbeitnehmerschaft an 
einem ordnungsgemäßen Wahlablauf verfolge. Sinke die 
Zahl der Anfechtenelen während der Dauer des Verfahrens 
auf weniger als drei Arbeitnehmer ab, so entfalle das 
Rechtsschutzinteresse an der Durchführung des VerfaJu·ens 
(BAG, B. v. 14.2.1978- l ABR46/77- BAGE 30, 114, 116 
= AP Nr. 7 zu§ 19 BetrVG 1972, zu li l a der Gründe). Als 
Konsequenz dieser Auffassung hat das Bundesarbeitsge­
richt den Standpunkt eingenommen, dass der Antrag auf 
Wahlanfechtung unzulässig werde, wenn von zunächst drei 
Arbeitnehmern im Rechtsmittelverfahren nur noch zwei 
den Antrag weiterverfolgen (BAG, B. v. 8.12.198 l 
- IABR l/79 = AP Nr. 25 zu§ 76 BetrVG 1972, zu BI 3 der 
Gründe). 

Auch das Bundesverwaltungsgericht verlangt, dass die 
Mindestzahl von drei wahlberechtigten Beschäftigten wäh­
ren des gesamten Wal1lanfechtungsverfahrens, also auch in 
den Rechtsmittelinstanzen, erhalten bleibt (Söllner/Reinerr, 
Personalvertretungsrecht, 2. A. 1993, S. II 0 mit Hinweis 
auf die Rechtsprechung des BVerwG). · 

Die Kammer schließt sich der überzeugenden Begrün­
dung der beiden Bundesgerichte an. 

Da die Beschwerde gegen den Beschluss der Schiedsstel­
le nur von den Ast. zu 1. und 2. eingelegt und verfolgt wor­
den ist, während der Ast. zu 3. sich am weiteren Verfahren 
nicht mehr beteiligt hat, fehlt es in der Beschwerdeinstanz 
mangels Rechtsschutzinteresses an der Antragsberechti­
gung zur Wahlanfechtung. Das musste zur Verwerfung der 
Beschwerde als unzulässig führen. 

Kirchliches Vermögens= und Finanzrecht 

29. 

Gesamtzuweisung an Kirchengemeinde 

Ist die Kirchengemeinde >>lwch Mqßgabe des kirchlichen 
Haushaltsplanes« in den Stand zu setzen, ihre eigenen Auf­
gaben zu erfi'il/en, muss sie nicht in dem Umfange mit Kir­
chensteuermitteln ausgestattet werden, den sie selbst zur 
Erfiiliung ihrer Aufgaben fiir geboten hält (Leitsatz der 
Redaktion). 

§§ I, 3, 41, 5 I! Kirchengesetz der Ev.-Luth. Kirche in 0\den­
burg über clie Zuweisung von Anteilen aus clem Landeskir­
chensteueraufkommen an clie Kirchengemeinden (Zuwei­
sungsgcsetz- ZuwG) v. 2.6.1972 (GVBI. Bd. XVII, S. 196); 
§ 90 Nr. II Kirellenordnung (KO) der Ev.-Luth. Kirche in 
Oldenburg v. 10.2.1950 (GVB\. Bd. Xlll, S. 135). zuletzt 
geändert durch Kirchengesetz v. 18.5.1995 (GVBl. Bd. XXlll, 
s. 97). 

Rechtshof der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen, Urteil vom 29. 11.1996 - KonfR 24/95 -
(rechtskräftig) 

Die klagende Kirchengemeinde (Kl.) wendet sich gegen 
die vorläufige Festsetzung der Gesamtzuweisung für das 
Haushaltsjahr 1995 mit der Begründung, die Gesamtzuwei­
sung in der festgesetzten Höhe versetze sie nicht in den 
Stand, ihre eigenen Aufgaben zu erfüllen. Die gegen den 

Oberkirchenrat (Beklagten - Bekl.) gerichtete Klage blieb 
ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: 

TI. 

Die Klage ist unzulässig. 

Abgesehen von der Frage des Rechtsschutzbedürfnisses 
hätte sich die Klage nicht gegen den Ev.-luth. Oberkirchen­
rat, sondern gegen den Kirchensteuerbeirat richten müssen. 
Gemäß § 4 Abs. 1 Zuweisungsgesetz wird der Kirchensteu­
erbeirat aus der Mitte der Synode durch diese gewählt. lhm 
obliegt gemäß § 3 Zuweisungsgesetz die Aufgabe, die im 
jeweiligen landeskirchlichen Haushaltsplan für die Kirchen­
gemeinelen ausgewiesenen Beträge auf der Grundlage eines 
Vorschlages des Oberkirchenrates zuzuweisen. Daraus 
folgt, dass der Oberkirchenrat insoweit keine eigene Ent­
scheidungskompetenz hat, sondern lediglich Verwaltungs­
hilfe leistet. 

Nicht der Bekl., sondern der Kirchensteuerbeirat hat die 
Beträge beschlossen; der Oberkirchenrat hat den Beschluss 
unter Ziffer I 0 seines Rundsclu-eibens der Kl. lediglich 
bekannt gegeben. Die Bekanntgabe selbst ist mangels eigen­
ständiger Regelung kein Verwaltungsakt. 
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Etwas anderes folgt auch nicht aus § 5 Abs. 2 Zuwei­
sungsgesetz, wonach der Oberkirchenrat die zur Durchfüh­
rung erforderlichen Anordnungen mit Zustimmung des Kir­
chensteuerbeirates trifft. Denn die Kl. wendet sich nicht 
gegen eine Anordnung des Bekl. im Rahmen der Durchflih­
rung des Zuweisungsgesetzes, sondern gegen die konkrete 
Zuweisung; diese ist aber ein Akt des Kirchensteuerbeirates. 

Im Übrigen wäre die Klage auch unbegründet. 

Die Berufuilg der Kl. auf§ I Zuweisungsgesetz geht fehl. 
Danach sind die Kirchengemeinden durch Zuweisung von 
Anteilen aus dem Landeskirchensteueraufkommen nach 
Maßgabe des kirchlichen Haushaltsplans in den Stand zu 
setzen, ihre eigenen Aufgaben zu erfüllen. Indem diese Vor­
schrift auf den kirchlichen Haushaltsplan verweist. macht 
sie deutlich, dass eine Kirchengemeinde aus dieser Vor­
schrift nicht ableiten kann, sie müsse in dem Umfang mit 
Kirchensteuermitteln ausgestattet werden, den sie selbst zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben für geboten hält. Vielmehr ist es 
Sache der für die Aufstellung des kirchlichen Gesamthaus­
haltsplans zuständigen Synode, gemäß Art. § 90 Nr. 1 1 KO 
die Aufteilung des Kirchensteueraufkommens für die Kir­
chengemeinelen und für andere Zwecke vorzunehmen. 
Unter Berufung auf§ 1 Abs. 1 Zuweisungsgesetz kann also 
eine einzelne Kirchengemeinde nicht geltend machen, sie 
könne ihre Aufgaben nicht erfüllen, weil die zugewiesenen 
Mittel zu gering seie11. Vielmehr könnte sie nur geltend 
machen, dass der ihr aus dem für alle Kirchengemeinelen 
bestimmten Haushaltsposten zugewiesene Anteil deshalb zu 
geling sei, weil anderen Kirchengemeinelen ein zu hoher 
Anteil zugewiesen worden sei. Zugeteilt werden kann nur, 
was im Haushaltsplan der Landeskirche ausgewiesen ist; 
wenn dieses nicht ausreicht, kann daran auch eine veränder­
te Verteilung der Mittel nichts ändern. 

Entscheidungserheblich kann deshalb nur sein, ob die 
Zuteilung der Kirchensteuermittel im Verhältnis der Kir­
chengemeinelen zueinander sachgerecht ist. In diesem 
Zusammenhang muss der Kirchensteuerbeirat als die nach 
§ 3 Zuweisungsgesetz für die Verteilung zuständige Stelle 
darauf achten, dass sämtliche Kirchengemeinden in glei­
chem Maße ihre Aufgaben erfüllen können oder, wenn die 
Mittel nicht ausreichen, zumindest untereinander nicht 
benachteiligt werden. Bei der Beurteilung dieser Frage steht 
dem Kirchensteuerbeirat ein großer, der verwaltungsge­
richtlichen Kontrolle entzogener Ermessensspielraum zu. 
Eine zu einer verwaltungsgerichtlichen Korrektur ermächti­
gende rechtswidrige Zuweisung kann nur angenommen 
werden, wenn der Zuteilungsmaßstab willkürlich erscheint. 
Dafür hat die KJ. nichts vorgetragen. Anhaltspunkte dafür, 
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dass der Kirchensteuerbeirat sein Ermessen falsch ausgeübt 
hat bzw. die Grenzen seines Ermessens nicht erkannt hat, 
trägt die KJ. nicht vor. Sie wendet sich allein dagegen, dass 
die Haushaltsansätze für das Jahr 1994 pauschal für das Jahr 
1995 ohne Korrekturen zugrunde gelegt worden sind. Sie 
bemängelt weiter, dass die örtlichen Gegebenheiten bei ihr, 
insbesondere die drei räumlich weit voneinander entfernten 
Gemeindezentren in ... und ... sowie die Bevölkerungs­
dichte und die Anzahl der Predigtstätten nicht beriicksich­
tigt worden sind. 

Die Übertragung der Haushaltsansätze des vergangenen 
Haushaltsjahres auf das neue Haushaltsjahr ist nicht zu 
beanstanden. Dies entspricht allgemeiner Übung und ist 
nicht willkürlich. Richtig ist, dass der Zuweisungsschlüssel 
als Grundlage für die Zusammensetzung der Gesamtzuwei­
sung auf 

1. einen Grundbetrag je Gemeinclegliecl, 

2. ein Grundbetrag je Pfarrstelle, 

3. Grundbeträge für die Gemeinclearbeit, bezogen auf 3000 
Gemeinclegliecler, 

4. Gi·unclbeträge für Energie kosten. 

5. Grundbeträge für die Gebäudebewirtschaftung, 

6. Grundbeträge fiir die Kreiskantorenarbeit, 

7. · Verdichtungsraumzuschläge und schließlich 

8. Grundbeträge für die Gebäudeunterhaltung 

abstellt. Nicht richtig ist damit das Vorbringen der Kl., dass 
die Anzahl der Pfarrstellen und die Bevölkerungsdichte 
keine Berücksichtigung finden würden. In der vorläufigen 
Gesamtzuweisung ist im Übrigen für die Kindertagesstätte 
ein Betrag von ... DM ausgewiesen, so dass sich das Vor­
bringen der Kl., die Besonderheiten der Struktur der 
Gemeinde seien nicht berücksichtigt worden, vom Ansatz 
her unrichtig ist. 

Der Gesamtzuweisungsschlüssel begegnet keinen durch­
greifenden Bedenken. Es bleibt dem Gesetz- und Verord­
nungsgeber überlassen, bestimmte Berechnungskriterien 
heranzuziehen und andere Kriterien zu vernachlässigen. Die 
genannten Kriterien sind sachgerecht und geeignet, den 
benötigten Bedarf der jeweiligen Kirchengemeinde an dem 
Gesamtaufkommen der Mittel der Landeskirche sicherzu­
stellen. 

Die Klage war daher abzuweisen. 

Verschiedenes 

30. 

Denkmalschutz, Veränderung an einem Kirchengebäude 

1. Die allgemeinen Grundsätze der staatlichen Denkmal­
pflege, insbesondere das denkmalschutzrechtliche Erlwl­
tungsgebor und die Grundsätze der Grenzen der Er/)(lf­
lungsJ~f!icht (.Ii§ 6, 7 NDSchG), gelten auch im kirchlichen 
Bereich. 

2. Ein Eingriff in ein kirchliches Baudenkmal kann durch 
iihenviegendes kirchliches Interesse, tt. a. wenn Bediilfnisse 

des Gottesdienstes und der Verkiindigung dies fordern, 
gerech(fertigt sein. Die AlJlvtigungsentscheidung obliegtder 
Kirchenleitung (I ,eitsätze der Redaktion). 

§ 66 I S. I Nr. 15 Kirchengemeindeordnung (KGO) der Ev.­
Juth. Landeskirche Hannovers v. 7.12.1993 (KABI. 1994 S. I, 
ber. S. 39); Art. 20 Loccumer Vertrag v. 19.5.1955 (KABI. 
S. 31 ); Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Jli WR\1; §§ 6, 7. 36 
NDSchG. 

Rechtshof der Konföderation ev. Kirchen in Nieclersach­
sen, Urteil vom 18.1.1999- KonfR 3/97- (rechtskräftig) 
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Die Parteien stt·eiten um die Verweigerung einer Geneh­
migung der Kirchenleitung (Beklagte - Bek\.), um aus der 
denkmalgeschützten Kirche der klagenden Kirchengemein­
de (Klägerin - Kl.) Bänke entfernen zu können. Die Kl. 
beabsichtigte, sieben Bänke aus dem hinteren Teil des süd­
lichen Seitenschiffs, wo bereits seit langem fünf Bänke feh­
len, herauszunelm1en, um so Raum flir kleinere Ausstellun­
gen und ein geplantes Kirchencafe zu schaffen. Sie stellte 
trotzablehnender Beurteilung im Vorfeld durch das landes­
kirchliche Amt für Bau- und Kunstpflege bei der Bek\. 
einen entsprechenden Antrag. Die von den Parteien disku­
tierten Kompromisslösungen lehnte die Kl. ab. Die Bekl. 
verweigerte daraufhin die erforderliche Genehmigung für 
die Veränderung des Kirchengestühls. Ein Einspruch der 
Kl. wurde als unbegründet abgewiesen. Hiergegen erhob die 
Kl. vor dem Rechtshof Klage, die jedoch erfolglos blieb. 

Aus den Gründen: 

11. 

Die Klage muss erfolglos bleiben. Sie ist zwar zulässig, 
aber unbegründet. Durch die Versagung der beantragten 
Genehmigung wird die Kl. nicht in ihren Rechten verletzt. 

\. Das durchgeführte Verfahren ist rechtlich nicht zu 
beanstanden. Der kirchenaufsichtliehen Genehmigung 
bedürfen nach§ 66 Abs. 1 S. 1 Nr. 15 KGO auch Beschlüs­
se des Kirchenvorstandes über die Veränderung von Bau­
denkmalen. Die Beteiligten sind sich darin einig, dass die 
... -Kirche ein Baudenkmal ist. Sie gehen auch zutreffend 
davon aus, dass die beabsichtigte Entfernung von sieben 
Kirchenbänken eine genehmigungspflichtige Veränderung 
eines Baudenionals darstellt.( ... ) 

2. Zu Recht hat die Bek\. die Genehmigung fi.ir die beab­
sichtigte Entfernung von sieben Kirchenblinken aus denk­
malschutzrechtlichen Gründen versagt. 

a. Allerdings fehlt im kirchlichen Bereich- im Gegensatz 
zum staatlichen Denkmalschutzrecht - eine spezielle mate­
rielle Vorschrift, nach der über den Genehmigungsantrag zu 
entscheiden ist. Dementsprechend hat sich die Bekl. in 
ihrem Bescheid auch nur allgemein auf die Beeinträchti­
gung »clenkmalpflege!ischer Belange« berufen. Das bedeu­
tet jedoch nicht, dass die Entscheidung der Beklagten im 
ungebundenen, freien Ermessen stehen würde. 

Maßgeblich ist Art. 20 des Loccumer Vertrages vom 
19.3.1955 und die ergänzende Vereinbarung zwischen dem 
Lande Niedersachsen und den Kirchen vom 23.5./1 0. und 
15.6.1977 (abgedruckt Nds. MB I. 1978, 377, zitiert nach 
Wiechert, in: Schmaltz/\Viechert, Niedersächsisches Dcnk­
malschutzgesetz, 1998, § 36 Rdnr. 2). Artikel 20 des Loccu­
mer Vertrages bestimmt: »Die Kirchen werden die Erhal­
tung und Pflege denkmalswichtiger Gebäude ... ihre beson­
dere Aufmerksamkeit widmen. Sie werden· Veräußerungen 
oder Umgestaltungen nur im Benehmen mit den Stellen der 
staatlichen Denkmalspflege vornehmen. Sie werden dafür 
sorgen, dass die Kirchengemeinden und sonstigen Verbände 
entsprechend verfahren.« In der Vereinbarung aus dem 
Jahre 1977 wird festgestellt, dass sich die Bestimmungen 
über Denkmalpflege in der partnerschaftliehen Zusammen­
arbeit bewährt hätten und nach wie vor von den gesetzlichen 
Regetungen des Landes unberührt blieben. Weiter heißt es: 
>>Auch bei beabsichtigten Maßnahmen der Kirchen oder 
einer ihrer Kirchengemeinden oder sonstigen Institutionen, 
die die Beseitigung eines kirchlichen Kulturdenkmals 
bewirken können, tritt die Herstellung des Benehmens ... an 
die Stelle einer staatlichen Erlaubnis. In solchen Fällen wer­
den die Kirchen das Benehmen mit dem Land in der Weise 
herstellen, dass sie sich unmittelbar mil der obersten Denk-
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malschutzbehörcle in Verbindung setzen. Erhebt diese 
begründete Einwendungen gegen die beabsichtigte Maß­
nahme, so werden die Kirchen von der Durchführung der 
Maßnahme absehen, sofern nicht der für die Erhaltung des 
kirchlichen Kulturdenkmals erforderliche Aufwand, auch 
nach Einbeziehung staatlicher Fördermittel, unzumutbar 
ist.« 

Diese Vereinbarungen bedeuten im Ergebnis, dass die 
Kirchen vertraglich zu ordnungsgemäßen und fachgerech­
ten Erhaltung und Pflege ihrer Baudenkmale verpflichtet 
sind. Das staatliche Denkmalschutzrecht ist zwar auf kirch­
liche Bauelenkmale grundsätzlich nicht anwendbar (vgl. 
§ 36 NDSchG). Hierdurch soll jedoch nur eine Freistellung 
von der staatlichen Kontrolle und damit zugleich eine den 
kirchlichen Belangen entsprechende flex.ible Handhabung 
durch die Kirchen selbst erreicht werden. Die allgemeinen 
Grundsätze der Denlum1lpflege gelten dagegen auch im 
kirchlichen Bereich. Insbesondere gelten sowohl das denk­
malschutzrechtliche Erhaltungsgebot als auch die Grundsät­
ze über die Grenzen der Erhaltungspflicht, wie sie für den 
staatlichen Bereich in den §§ 6 und 7 NDSchG geregelt sind 
(vgl. auch Rechtshof, Urteil vom 9.3.1995 - KonfR 9/94-
RsprB ABL EKD 1996, 28). 

Der Inhalt des denlm1alschutzrechtlichen Erhaltungsge­
bots besteht darin, dass Baudenkmale nicht zerstört, gefähr­
det oder so verändert oder von ihrem Platz entfernt werden 
dürfen, dass ihr Denkmalwett beeinträchtigt wird (vgl. ~ 6 
Abs. 2 NDSchG). Dieses Gebot gilt gemäß Art. 20 des Loc­
cumer Vertrages auch innerkirchlich. Kirchliche Baudenk­
male sind nicht. weniger als alle anderen Baudenkmale zu 
erhalten. Die Rechtsauffassung der kl. Kirchengemeinde, 
die Bestimmung der I<-irche als ein Ort des Gottesdienstes 
und der Gemeindebegegnung habe generell Vorrang vor 
clen kmalpflegerischen Belangen, ist deshalb so nicht richtig. 

Allerdings ist schon nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 NDSchG ein 
Eing1iff in ein Baudenkmal zuzulassen, wenn ein überwie­
gendes öffentliches Interesse anderer Art den Eingriff zwin­
gend verlangt. Zu den nach staatlichem Recht gegebenen 
Eingriffsrechten tritt zusätzlich die auf Art. 140 GG i. V. m. 
Art. 137 Ab.s. 3 WRV beruhende Berechtigung der Kirchen, 
in ihre Baudenkmale einzugreifen, wenn Bedürfnisse des 
Gottesdienstes und der Verkündigung dies erfordern (vgl. 
zum Ganzen Wiechert, a. a. 0., § 36 Rdnr. 3 ff.). Für kirch­
liche Bauelenkmale bedeutet dies, dass insbesondere über­
wiegende kirchliche Interessen - auch Interessen von Kir­
chengemeinelen - einen Eingriff rechtfertigen können. 
Erforderlich ist hie1fi.ir eine Abwägung. In der Regelung, 
nach der die Entscheidung in Streitfällen allein dem Lan­
deskirchenamt vorbehalten ist, kommt allerdings auch zum 
Ausdruck, dass dem Landeskirchenamt zumindest ein 
gewisser Entscheidungsspielraum eingeräumt sein soll, der 
von den übrigen Beteiligten auch nicht mithilfe der kirch­
lichen Verwaltungsgerichte in Frage gestellt werden darf. 

b. Nach diesen Grundsätzen ist der Antrag der k\. 1<-ir­
chengemeinde nicht genehmigungsfähig. Das kirchliche 
Interesse der Kl. an der Einrichtung eines Raumes für klei­
nere Ausstellungen und das Kirchencafe im hinteren 
Bereich des südlichen Kirchenschiffes hat kein solches 
Gewicht, dass eine Durchbrechung des vorrangigen Denk­
malschutzes zwingend geboten wäre. Dabei geht der Senat 
davon aus, dass das von der Kl. beabsichtigte V 6rhaben für 
die Arbeit in der Kirchengemeinde sinnvoll, zeitgemäß und 
gut geeignet ist. Er hat auch keinen Zweifel an der Richtig­
keit der Ausführungen der Kl., dass der Raum im südlichen 
Kirchenschiff für den beabsichtigten Zweck insbesondere 
wegen seiner Niihe zum Hauptausgang der Kirche, seiner 
besseren Belichtung und seiner größeren Breite besser 
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geeignet ist als der von der Bekl. als Alternative vorgeschla­
gene Bereich am Turmausgang. Darauf allein kommt es 
aber nicht an. Das berechtigte Interesse der Kl., einen mög­
lichst gut für die Gemeindearbeit geeigneten freien Raum in 
der Kirche Zll haben, könnte nur dann die vorrangigen 
Belange des Denkmalschutzes überwinden, wenn es keine 
andere zumutbare Lösung gäbe und deshalb der Eingriff in 
das Baudenkmal aus einem überwiegenden kirchlichen 
Interesse zwingend geboten wäre. Daran fehlt es hier. Denn 
die Bekl. ist damit einverstanden, dass die hinterste Bank 
über die ganze Kirchenbreite herausgenommen und die vor­
letzte B,;;1l( umgedreht wird. Nach~ der Überzeugung des 
Senates, die er aus dem in tatsächlicher Hinsicht im Wesent­
lichen übereinstimmenden Vortrag der Beteiligten sowie 
aus den von ihnen vorgelegten Plänen der Kirche gewonnen 
hat, lässt sich auf diese Weise ein Raum gewinnen, in dem 
sich das Vorhaben der Kl. ebenfalls, wenn auch weniger 
gut. verwirklichen lässt. 

Die Rechtslage wäre allerdings anders zu beurteilen, 
wenn die vom bekl. Landeskirchenamt angebotene Lösung 
aus denkmalpflegerischer Sicht schlechter als die von der 
Kl. favorisierte Lösung wäre. Der in diese Richtung gehen­
de Vortrag der Kl. überzeugt jedoch nicht. Das Hauptargu­
ment der kirchlichen und staatlichen Denkmalpfleger 
besteht darin, dass die Symmetrie des Kirchengestühls 
beeinträchtigt würde, wenn die Kirchenbänke im hinteren 
Teil des südlichen Seitenschiffs entfernt würden. Das ist 
ohne weiteres einsichtig, wenn man auf den Blick vom Altar 
in die Kirche hinein abstellt. Nachvollziehbar ist auch, dass 
die Symmetrie gegenwärtig noch himeichend vorhanden ist, 
obwohl schon fünf von ehemals zwölf Bankreihen im süd­
lichen Seitenschiff fehlen. Zutreffend ist dagegen zwar 
auch, dass bei einer Entfernung der beiden hintersten Bänke 
über die gesamte Kirchenbreite im Turmbereich eine Lücke 
entsteht. die- wenn auch in einer anderen Blickrichtung -
ebenfalls zu einer Störung der Symmetrie führen mag. Die 
Bekl. verkennt dies aber auch nicht; sie sieht einen solchen 
Eingriff selbst als aus denkmalpflegerischer Sicht ebenfalls 
ungünstig an, hält den Eingriff allerdings für weniger 
schwerwiegend. Dem ist zu folgen. Die Veränderung des 
Innenraums der Kirche wäre größer und schwerwiegender, 
wenn die Biinke in der gesamten hinteren Hälfte des einen 
der beiden Seitenschiffe herausgenommen würden. 

31. 

Trauerfeier, Aufbewahrung des Sarges 

I. Ein Mitglied einer Kirchengemeinde hat keinen 
Anspruch daraz(f; dass im Falle seines Todes sein Sarg lvith­
rend der Trauelfeier in der Kirche aufgebahrt wird. 

2. Eine Regelung in der Friedhofwrdnung, die die Auf 
bahrung des Sarges ll'iihrend der TrmleJj'eier in der Kirche 
grundsätzlich ausschließt, ist rechtlich zulässig (Leitsätze 
der Redaktion). 

Art. l-(6, 871 Buchst. c) Verfassung der Ev.-luth. Landeskirche 
in Braunschweig (KVerf.) v. 6.2.1970 (ABI. S. 46), i. d. Neu­
fassung v. 7.5.1984 (ABI. S. 14), zuletzt getiml. durch KG v. 
22.3.1997 (ABI. S. I 03 ); ~~ 17, 75 Kirchengemeindeordnung 
(KGO) der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig v. 
26.4.1975 (ABI. S. 65), i. d. Neufassung v. 2.11.1992 (ABI. 
1993 S. 7); Richtlinien fiir die Abhaltung von Trauerfeiern in 
Kirchen v. 2.9.1986; Verwaltungsanordnung für die Verwal­
tung kirchlicher Friedhöfe i. d. F. v. 12.1 I. I 993 (abgedruckt in 
RS Braunschweig, Nr. 337, 61R); Art. I I, Art. 2 I. Art. 3, Art. 
140 GG i. V. m. Art. 1371Tl S. I WRV. 
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Rechtshof der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen, Urteil vom 13.8.1998 - KonfR 18/95 -
(nicht rechtskrüftig) 

Der 1964 geborene Kläger (KI.) ist Mitglied der beklag­
ten Kirchengemeinde (Beklagte - Bekl. ). Diese erließ im 
Jahre 1991 gemäß § 75 KGO die Friedhofsordnung 
(FriedhO), deren § I 0 folgenden Wortlaut hat: 

~ 10 Trauerfeiern 

(I) Trauerfeiern finden grundsätzlich in der Friedhofska­
pelle statt. 

(2) Soweit eine solche nicht zur Verfügung steht, kann 
das Pfarramt - jedoch lediglich für Trauerfeiern für Ange­
hörige von Kirchen der Arbeitsgemeinschaft christlicher 
Kirchen - die Benutzung der Kirche zulassen. Ein Rechts­
anspruch hierauf besteht nicht. 

(3) Trauerfeiern in der Kirche finden ohne Aufbahrung 
des Sarges in der Kirche statt. Die Beisetzung des Sarges 
soll in diesen Fällen vom Aufbalmmgsraum aus vor oder 
nach der Trauerfeier geschehen. 

Der Kl. bat 1993 die Bekl. um die Zusage, dass im Fall 
seines Todes die Trauerfeier in der Kirche stattfinden und 
während der Feier der Sarg ebenfalls in der Kirche aufge­
bahrt werden dürfe. Aufgrund der beengten Verhältnisse in 
der vor fünfzehn Jahren errichteten Friedhofskapelle finden 
die Trauerfeiern in der Praxis regelmäßig in der Kirche ohne 
Aufbahrung des Sarges statt. Die Bekl. lehnte den Antrag 
des KI. ab, und der Widerspruch des KI. gegen die Ableh­
nung blieb erfolglos. Darautl1in erhob der Kl. am ... 1995 
Klage. Insbesondere verweist er auf die vor der Errichtung 
der Friedhofskapelle übliche Aufbahrung in der Kirche. 
Weiterhin verstoße der grundsätzliche Ausschluss der Auf­
bahrung des Sarges gegen seine Grundrechte sowie gegen 
höherrangiges Kirchenrecht. Ein vom Kl. beantragtes Nor­
menkontrollverfahren vor dem OVG Llineburg wurde 1997 
als unzulässig zurückgewiesen. Auch die Klage vor dem 
Rechtshof der Konföderation blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: 

rr. 
Die Klage muss erfolglos bleiben. Nach der gegenwärti­

gen Rechtslage kann der Kl. nicht verlangen, dass im Falle 
seines Ablebens seine sterblichen Überreste während der 
Trauerfeier in der Kirche inS. aufgebahrt werden. 

A. Allerelings ist die Klage zulässig. Insbesondere kann 
das Rechtsschutzinteresse für die Klage nicht verneint wer­
den. Der Kl. möchte, dass im Falle seines Todes ein Trauer­
gottesdienst in der Kirche inS. stattfindet und dass während 
dieses Gottesdienstes der Sarg in der Kirche aufgestellt 
wird. Dabei geht es ihm vor allem um die Klärung der 
Frage, ob die Trauerfeier mit dem aufgebahrten Sarg statt­
finden darf. Die Frage ist zwischen den Beteiligten streitig 
und deshalb klärungsbeclürftig. Unerheblich ist, dass der Kl. 
noch jung ist. Zu Recht weist er nämlich darauf hin, dass 
auch junge Menschen plötzlich undunerwartet sterben kön­
nen. Wäre eine verwaltungsgerichtliche Klärung erst im 
Todesfall oder bei einer konkreten Todesgefahr zulässig, so 
dUrfte sie im Regelfall nicht mehr rechtzeitig herbeigeführt 
werden können. Dasselbe gilt hinsichtlich der geltend 
gemachten Bedenken, dass gegenwärtig noch unklar sei, 
wie die tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse im Zeit­
punkt des Todes des Kl. sein werden. Zwecks Gewährung 
effektiven Rechtsschutzes muss es zur Bejahung des 
Rechtsschutzbedürfnisses genügen, dass der Kl. als Mit­
glied der beklagten Kirchengemeinde aus nachvollziehba-



ren Gründen eine rechtliche Klärung unter Zugnmdelegung 
• der heutigen Verhältnisse begehrt. 

' B. Die Klage ist aber unbegründet. Der Kl. hat keinen 
_ Rechtsanspruch darauf, dass der Trauergottesdienst im Falle 
•- seines Todes in der ... Kirche mit dem aufgebahrten Sarg 

abgehalten wird. Rechte des Kl. werden deshalb durch die 
Ablehnung seines Antrages auf eine entsprechende Zusage 
in den angefochtenen Bescheiden nicht verletzt. 

1. Nach§ 10 Abs. 3 S. I der Friedhofsordnung der bekl. 
Kirchengemeinde finden Trauetfeiern in der Kirche ohne 
Aufbahrung des Sarges in der Kirche statt. Die Vorschrift ist 
eindeutig. Sie schließt die Möglichkeit einer kirchlichen 

. Trauerfeier mit Aufbahrung des Sarges in der Kirche gene­
rell aus. Entgegen der Rechtsauffassung des Kl. gilt diese 
Regelung nicht nur für verstorbene Mitglieder der evangeli­
schen Landeskirchen und für Verstorbene, die einer anderen 
Kirche der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen ange-

- hören, sondern - erst recht- für Verstorbene, die keiner 
AcK-Gemeinschaft angehören; weitergehend bestinm1t 
vielmehr§ 10 Abs. 2 S. I FriedhO, dass die Kirche für eine 
Trauerfeier für Angehörige einer Kirche, die keiner AcK­

<- Gemeinschaft angehören, überhaupt nicht zur Verfügung 
gestellt werden darf. 

Die Friedhofsordnung der Bekl. lässt auch keine Ausnah-
me von der Regelung des § 10 Abs. 3 S. 1 FriedhO zu. Aus 
derFom1lllierung des § 10 Abs. 3 S. 1 FriedhO ergibt sich 
klar, dass Ausnahmen vom Gebot, Trauerfeiern (nur) ohne 
Aufbahrung des Sarges in der Kirche durchzuführen, riicht 
zulässig sein sollen; und eine ausdrückliche Ausnalmlebe­
stimmung an anderer Stelle der Friedhofsordnung gibt es 
nicht. Damit ist die Bekl. rechtlich gehindert, eine Ausnah­
me im Ermessenswege zuzulassen. Infolgedessen kann die 

·. Klage auch mit ihrem Bescheidungsantrag keinen Erfolg 
haben; denn eine Ermessenentscheidung zugunsten des Kl. · 
würde voraussetzen, dass der Bekl. ein Ermessenspielraum 

- eingeräumt ist. 

Unerheblich ist schließlich, dass prominente Verstorbene 
in der Vergangenheit in anderen Kirchen- etwa, wie der Kl. 
geltend macht, im Braunschweiger Dom- aufgebalu.t wor­
den sind, Dies kann rechtlich zulässig gewesen sein, wenn 

·nämlich das jeweilige Gemeindekirchenrecht dieser Kir­
•- chen, abweichend von der Friedhofsordnung der Bekl., eine 

· - Aufbajrrung in der Kirche nicht ausschloss. Aber selbst wenn 
auch nach dem für die anderen Kirchen geltenden Gemein­
dekirchemecht eine Aufbahrung ausgeschlossen gewesen 

_ ·sein sollte, wäre die beld. Kirchengemeinde dem Kl. gegen­
über weder verpflichtet noch auch nur berechtigt, sich über 
das für sie geltende kirchliche Recht hinwegzusetzen. 

2. Die Klagekönnte deshalb nur dann Erfolg haben; wenn 
- wie der Kl. geltend macht - § 10 Abs. 3 S. 1 FriedhO 
unwirksam wäre. Das istjedoch nicht der Fall. Der Kirchen­
vorstand der Bekl. war in Ausübung seiner autonomen Ent­
scheidungsmacht zum Erlass der Regelung berechtigt. § 10 
Abs. 3 S. 1 FriedhO verstößt auch nicht gegen höherrangi­
ges Recht. 

a, Nach§ 75 Abs. 1 KGO können die Kirchengemeinden 
die Benutzung ihres Eigentums und ihrer öffentlichen Ein­
üchtungen durch Satzung regeln. Von diesem Recht hat die 
Bekl. hier Gebrauch gemacht. Durch § 10 Abs. 3 S. 1 

- FriedhO wird die Benutzung der Kirche geregelt. Die Rege-
lungsermächtigung der Gemeinde könnte allenfalls in Kon­
kun-enz zur Verfügungsbefugnis des PfarTamts über die 
Benutzung der Kirche zu Gottesdiensten undAmtshandlun­

·. geh stehen (§ 17 Abs. 1 KGO). In diese, riur »im Rahmen 
der kirchlichen Ordnung« bestehende Verfügungsbefugnis 

_ greift das Verbot der Aufbahrung in der Kirche während der 
Trauerfeier aber nicht substanziell ein. Vielmehr wahrt§ 10 
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Abs. 2 S. 1 FriedhO die Rechte des PfmTamts, indem er 
bestimmt, dass die Durchführung einer Trauerfeier in der 
Kirche von der Zulassung durch das PfarTamt abhängt. 

b. Inhaltliche Vorgaben kirchlichen (Spezial-)Rechts, an 
denen § 10 Abs. 3 S. 1 FriedhO zu messen wäre, gibt es 
nicht. Bei den Richtlinien für die Abhaltung von Trauer­
feiern in Kirchen vom 2.9.1986 und der Allgemeinen Ver­
waltungsanordnungüber die Verwaltung kirchlicher Fried­
höfe in der Neufassung vom 12.10.1993 handelt es sich um 
Verwaltungsanordnungen des Landeskirchenamts, die es als 
Kollegium im Ralm1en seiner Verwaltungskompetenz (vgl. 
Art. 86 KVerf.) gemäß § 87 Abs. 1 c KVetf. erlassen dmf. 
Sie sind keine Rechtsnormen und stehen schon deshalb 

· nicht über den Satzungen der Kirchengemeinden. Im Übri­
gen gehen auch die beiden Verwaltungsvorschriften von 
dem Grundsatz aus, dass Trauergottesdienste in einer Kir­
che alme Aufbahrung des Sarges stattfinden sollen (vgl. Nr. 
2 der Richtlinie vom 2.9.I986und § 3 Abs. 2lit. b d_er All­
gemeinen Verwaltungsanordnung vom 12.10.1993). Soweit 
sie Ausnahmen zulassen, betreffen sie Sonderfälle, die hier 
nicht einschlägig sind. 

_ c. Unerheblich ist, ob das Verbot einer Trauerfeier mit 
Aufbalu·ung ·des Sarges in der Kirche mit dem Recht auf 
Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) und dem Grundrecht 
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit (Att. 2 Abs. 1 GG) 
vereinbar ist. Selbst wenn man mit dem Kläger einen 
Widerspruch zwischen diesen Normen sehen wollte, käme 
es für die Wirksarnkeit des § 10 Abs. 3 S. 1 FriedhO nicht 
darauf an. Denn§ 10 Abs. 3 S. 1 FriedhO ist nicht amMaß­
stab des staatlichen Rechts zu überprüfen. Nach Art. 140 
GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 S. 1 \VRV ordnet und verwaltet 
jede Religionsgesellschaft ilu·e Angelegenheiten selbststän­
dig innerhalb der Schra!lken.des für alle geltenden Gesetzes. 
Das bedeutet, dass der Staat den Kirchen für ilu·e eigenen 
Angelegenheiten Autonomie gewälrrt; ihren innerkirch­
lichen Bereich dütfen sie unabhängig von den staatlichen 
Gesetzen ordnen. Zu diesem innerkirchlichen Bereich 
gehört die Vorschrift des § 10 Abs. 3 S. 1 FriedhO. Sie 
regelt die Gestaltung der Trauetfeier in der Kirche der bekl. 
Kirchengemeinde. Kirchenbenutzung und Gottesdienst 
gehören nun abergeradezu exemplarisch zu den zentralen 
Angelegenheiten d~r Religionsgemeinschaften. 

Zu Unrecht leitet der Kläger aus dem »Friedhofsmono­
pol« der Bekl. ab, dass ihre Friedhofsordnung gleichwohl in 
vollem Umfang dem staatlichen Recht unterliege. Zwar· mag 
dies für einzelne andere Regelungen der Friedhofsordnung 
zutreffen; soweit ein Benutzungsrecht besteht, darf der· 
Friedhofsträger die Rechte des Verstorbenen und seiner 
Angehörigen nicht aus besonderen religiösen Gründen 
beschneiden (vgl. Engelhardt, in: Handbuch des Staatskir­
chenrechts, 2. A., Bd. II S. 107). So müssen beispielsweise 
die Nutzungsregelungen für die Friedhofskapelle eines sog. 
Monopolfriedhofs den Anforderungen des staatlichen 
Rechts genügen. Das gilt jedoch nicht für die Kirche der 
Bekl., weil sie keine »Ftiedhofskapelle« im Sinne der Fried­
hofsordnung ist. Wie sich aus § 10 Abs. 2 FriedhO ergibt, 
besteht kein Rechtsanspruch darauf, die Kirche für die 
Trauetfeier nutzen zu dürfen; das PfarTmnt darf sie sogar nur 
für Trauerfeiern für Angehörige von Kirchen der Arbeitsge­
meinschaft christlicher Kirchen zur Verfügung stellen. 
Diese Regelung ist rechtlich unbedenklich. Die Kirche der 
Beld. gehört nicht zum Friedhof; sie ist die der Kirchenge­
meinde für ~hre gottesdienstlichen Zwecke zur Verfügung 
stehende Versammlungsstätte. Wem1 die Bekl. ihre de­
meindekirche für Trauetfeiem zur Verfügung stellt, so 
nimmt sie hiermit keine staatlichen Aufgaben wahr, sondern 
handelt im Rahmen ihres Selbstbestimmungsrechts in ihrem 
eigellen Rechtskreis. 
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d. Soweit der lG. einen Verstoß gegen den Gleichheits­
grundsatz rügt, ist die streitige Vorschrift der Friedhofsord­
nung zwar ebenfalls nicht an der staatlichen Norm des Art. 3 
GG zu messen. Auch das kirchliche Recht kennt aber das 
Gleichheitsgebot und das aus ihm abgeleitete Willkürver­
bot § I 0 Abs. 3 S. 1 FriedhO ist jedoch auch insoweit unbe­
denklich. 

Die Vorschrift ist nicht gleichheitswidrig. Ihre Regelung 
gilt ausnahmslos für alle Trauerfeiern in der Kirche der 
Beld. Dass andere Kirchengemeinden Ausnahmen zulassen, 
wie der Kl. vorträgt, ist unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichbehandlung unerheblich, weil die Friedhofsordnung 
der Bekl. nur für ihre eigene Kirche gilt. 

Auch ein Verstoß gegen das Willkürverbot liegt nicht 
vor. Das mit dem Verbot der Aufbahrung des Sarges in der 
Kirche angestrebte Ziel besteht darin, die Kirche für ihren 
eigentlichen Zweck, nämlich für den Gottesdienst, frei zu 
halten. Einerseits soll die Gemeindekirche nach Möglich­
keit nicht Ersatz. für eine Friedhofskapelle sein. Um dem 
entgegenwirken zu können, hat auch die bekl. Gemeinde 
eine kleine Friedhofskapelle gebaut, die zumindest als Auf­
bahrungsraum dienen kann. Andererseits soll der Gottes­
dienst in der Kirche - gegebenenfalls auch der Trauergot­
tesdienst - nicht behindert werden, wie dies beispielsweise 
durch eine aufwendige Aufbahrung geschehen kann. Dem­
entsprechend ist die Ev.-luth. Landeskirche insgesamt seit 
längerer Zeit bemüht, in möglichst vielen Gemeinden Fried­
hofskapellen bauen zu lassen, um die Trauelfeiern nicht in 
den Gemeindekirchen abhalten zu müssen, und, wo es an 
geeigneten Friedhofskapellen fehlt, die Benutzung der Kir­
chen auf einen Trauergottesdienst ohne Aufbahrung des 
Sarges zu beschränken. Diesem Ziel dient auch die 
Musterordnung einer Friedhofsordnung der Landeskirche, 
deren hier streitige Regelungen die bek1. Kirchengemeinde 
wörtlich übernommen hat. 

Der Senat hat gleichwohl erwogen, ob der Kirchenvor­
stand der Bekl. -wie jeder Normsetzer- an ein ungeschrie­
benes Gebot gerechter Abwi:igung aller wichtigen Belange 
gebunden sein und möglicherweise hiergegen verstoßen 
haben könnte. Das Abwägungsgebot könnte verlangen. dass 
der Kirchenvorstand auch im rechtsfreien Raum zumindest 
erwägt, ob es schwerwiegende Gründe gegen die von ihm 
favorisierte Lösung gibt, und sich gegebenenfalls mit den 
Gegengründen wenigstens auseinandersetzt Auf der 
Grundlage des Vortrags des Kl. erschien beispielsweise 
überlegenswert. ob sich eine Kirchengemeinde. in der bis­
her Trauerfeiern nur mit Aufbahrung des Sarges üblich 
waren, ohne weiteres von dieser Tradition abwenden darf, 
ob nicht zumindest clam1, wenn ältere Gemeindeglieder an 
der alten Praxis hängen, darüber nachgedacht werden müss­
te, ob nicht Ausnahmen zugelassen werden können. Die 
mündliche Verhandlung hat jedoch ergeben, dass die streiti­
ge Regelung auc-h insoweit rechtlich nicht beanstandet wer­
den kann. 

Auf der Grundlage der im Wesentlichen unstreitigen tat­
sächlichen Feststellungen geht der Senat davon aus, dass die 
vom Kl. ge')Vünschte Form des Trauergottesdienstes zwar 
über eine längere Zeit hinweg in ... üblich war, dass sie aber 
nicht die seit unvordenklichen Zeiten geübte Praxis darstell­
te. Sie war vielmehr aus der Not geboren und wurde aufge­
geben, als die Notsituation becndet war, nachdem ein 
Gebäude zum Autbahren der Verstorbenen errichtet worden 
war. Der Senat geht vveiter davon aus, dass die streitige 
Regelung vom Kirchenvorstand der Bekl. nicht stillschwei­
gend mit der Musterverordnung übernommen worden, son­
dern in der Kirchengemeinde kontrovers erörtert worden ist. 
Der Kl. selbst trägt vor, er habe sich schon 1991, also 
unmittelbar nach In-Kraft-Treten der Friedhofsordnung, an 
den Kirchenvorstand gewandt. Unter diesen Umständen 
lässt sich ein Abwägungsmangel nicht feststellen. 
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